„Auffällig ist in diesem Zusammenhang, dass [der ‚Edelnazi‘] von Mildenstein 
die arabischen Palästinenser [1933/1938] oft mit Eigenschaften beschrieb, die 
Antisemiten Juden zuwiesen. Zum Beispiel die Geldgier der Kofferträger in 
Haifa, die schmutzigen Bettler in der Jerusalemer Altstadt sowie die 
Rückständigkeit der Fellachen, die in Häusern lebten, die aus mit Sand 
gefüllten Benzinkanistern bestanden - Darstellungen, die den antisemitischen 
Vorstellungen über das Leben der Juden in den SchtetIn Osteuropas ähnelten.“ 


veröffentlicht von der Bundeszentrale für politische Bildung am 18.11.2014, 
nachdem die israelische Armee am 3.8. militärisch aus Gaza rausgeflogen ist 


https://www.bpb.de/themen/nationalsozialismus-zweiter-weltkries/die- 


wohnung/195248/die-artikelserie-ein-nazi-faehrt-nach-palaestina/ 


nebenbei notiert: 


..die aktuelle Einnordungs-Hysterie in die Welt-Sicht des Axel-Springer Meinungs-Produktionskartells per 
Gesinnungs-TÜV ihrer Hausgazette ruft im bürgerlichen Reden-über-das-korrekte-Reden immerhin eine 
Erwägung auf den Plan, unter bestimmten Umständen Fragezeichen zuzulassen: 


https://uebermedien.de/89231/wie-die-welt-prominente-vorfuehrt-weil-sie-ihr-kein-statement-gegen- 


den-judenhass-schicken/?utm_ source=pocket-newtab-de-de 


erster Kommentar und Anlass, das Machwerk durch Hochladen zu konservieren: 


„Danke, hervorragende Arbeit und schnell, D.“ Posteingang: Mittwoch, 25. Oktober 2023 um 
17:45 


Beipackzettel vom 24.10.2023 um 23:40 


Lieber S., 


hier ist (auf 58 Seiten in 2 Formaten zur Auswahl) die Erledigung der Auftragsarbeit, die Du 
l. und mir bei der letzten aktuellen Stunde aufgegeben hast. Wir haben insgesamt 3 
Bundestagsdebatten im Plenarprotokoll analysiert, kommentiert (die 5 Eingangsseiten) und 
im offiziellen Wortlaut der Debattenbeiträge, sowie Zwischenrufe dokumentiert. Bis jetzt 
sind auch nur die Plenarprotokolle bis 19. Oktober offiziell herausgegeben, so dass mit 
unserer Dokumentation zu den Bundestagsdebatten 


e 12.10 (Scholz zuckt sein "scharfes Schwert", Grüne bekennen sich zur Marxismus- 
Leninismus-Bekämpfung in Gaza, Bartsch für die Linke ein Herz und eine Seele 
mit Gauland für den Westen und "unsere Art zu leben" in Gaza), 

e 18.10. (Generalmobilmachung Antisemitismus-Rhetorik... aber nicht für die 
semitischen Opfer in Gaza, Pau für die Linke) und 

e 19.10 (die zwei schrägen Nudelsterne in der Nudelsuppe: Amira Mohammed Ali 
und der Umvolunkungs-umgetriebe Ex-DKPler Robert Farle, ehem. AfD, jetzt 
fraktionslos, klatscht gemäß Protokoll zu allem zionistischen Wahnsinn im Geiste 
seiner Kollegen Branntstifter für den 3. Weltkrieg)- 


wir hier unseren Eindrucks nach alles wesentliche, erreichbare erfasst haben aus den 
letzten 18 Tagen. 


Gerne Kritik und Rückmeldungen, 


Eure 
| und M 


Auftrag aus Aktueller Stunde vom 23. Oktober 2023 an l.und M. 


Zusammenfassung und Kommentierung der Bundestagsdebatte „alle Fraktionen, alle Redner, 
alle Zwischenrufe geschlossen hinter dem zionistischen Völkerrechtsbruch“ vom 12., 18. und 
zwei mögliche Ausnahme-Redebeiträge am 19. Oktober 2023 (projektierte PSW Amira 
Mohammed Ali und ex-DKPler Robert Farle allerdings nur zur Ukrainepolitik der 
Bundesregierung etwas neben dem regierungsoffiziellen Glaubensbekenntnis, zu Israel nur 
Unterwerfungsgesten für die herrschende Sichtweise), 


Die Bundestagssitzung vom 12. Oktober begann mit dem Regie-Trick des kanadischen Parlaments 
bei der Ehrung des ukrainischen Kriegsverbrechers Hunka. Der Bundestagssaal erhob sich 
geschlossen für stehende Ovationen dem Botschafter und Vertreter eines Staates, der unter Verstoß 
gegen UNO-Resolutionen zur selben Zeit schwere Kriegsverbrechen beging. Daraufhin gab Olaf 
Scholz die Parole „Fass“ gegen seinen inneren Feind aus, ein Verein zur Unterstützung von 
politischen Gefangenen, Scholz „Ein Verein wie Samidoun, dessen Mitglieder brutalste Terrorakte auf offener 
Straße feiern, wird in Deutschland verboten. 


(Beifall im ganzen Hause) 


Unser Vereinsrecht ist ein scharfes Schwert, und dieses Schwert werden wir als starker Rechtsstaat hier ziehen.“ 


Lamya Kaddor (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) stellte für die Regierungsparteien klar, dass anti-muslimische 
Repression die anti-kommunistischen Hetze der Bundesrepublik nachbildet und erweitert. Während Scholz gegen 
das feiernde Berlin alberkeitshalber ein starkes Schwert aus der Unterhose zieht, benennt Lamya Kaddor die 
eigentliche Feindmarkierung: 


„Dass der Staat nun endlich ein Betätigungsverbot gegen die Hamas implementiert, ist ein richtiger und wichtiger 
Schritt. Dass wir nicht bei der Hamas stehen bleiben, sondern auch Vorfeldorganisationen wie die leninistisch- marxistische 
Samidoun, die mit der Terrororganisation PFLP eng verbandelt ist, verbieten werden, ist längst überfällig.“ 


Merz konnte dazu nur die Zustimmung von Blackrock zu Protokoll geben. 
Alexander Gauland erklärte dann allen was Hamas ist und für Gaza will 


„Ihre(n) Führern, die ihnen das Leben im Gazastreifen zur Hölle machen und sie immer wieder in 
sinnlose Kriege stürzen. Die Schlächter und Kindermörder der Hamas sind keine Opfer. Die Hamas 
ist eine Organisation, die zu einem einzigen Zweck gegründet wurde: die Juden zu töten. Ihre 
Führer haben das immer wieder ganz unverblümt erklärt. Der Angriff auf Israel ist kein Aufstand 
von Unterdrückten, sondern von grausamen Fanatikern. 


(Beifall bei der AfD sowie der Abg. Robert Farle [fraktionslos] und Johannes Huber [fraktionslos]) 


[...] Meine Damen und Herren, mit dem ist nicht nur Israel gemeint, damit sind auch wir gemeint, 
der gesamte Westen. Israel, das ist der Westen in einer Umgebung, die den Westen ablehnt und 
bekämpft. Wenn wir uns an die Seite Israels stellen, verteidigen wir auch unsere Art, zu leben und 
zu denken, gegen einen politisierten Islam.“ 


Von Gaulands Hetze für einen wehrhaften „Westen“, um unsere Art zu leben in Israel zu 
verteidigen ist Dietmar Bartsch für die „LINKE“ nicht wirklich unterscheidbar, wo Gauland Bild- 
zeitungsgerecht redet, redet Bartsch im spezieller zionistischen Betroffenheitsjargon und belehrt 
uns: „Nichts rechtfertigt diesen Ausbruch an menschenverachtender Brutalität. Frauen, Kinder, 
sogar Babys öffentlich zu misshandeln, das ist kein Freiheitskampf, das ist Barbarei. 


(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten der SPD, der CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE 


GRÜNEN und der FDP) 
[Bartsch weiß augenscheinlich auch Interna:] 


Den Terroristen war völlig egal, ob es sich um Rechte, um Linke, um Säkulare oder um Orthodoxe 
handelt. Das war denen völlig egal. Sie wollten einfach nur Juden abschlachten. 


[...]. Wir dürfen uns keiner Illusion hingeben: Dieser Konflikt ist untrennbar mit übelstem 
Antisemitismus verbunden. [...] die Jubelfeiern auf der Sonnenallee oder gestern Abend sind 
furchtbare Beispiele dieses Judenhasses. 


Was erwartet uns nun? Israel wird alles daransetzen, die [Israel von den] entführten 
Staatsbürger[n] zu befreien [indem man ihr Leben wie das aller anderen in Gaza nicht schont]. Ich 
begrüße es ausdrücklich, dass Deutschland mit ganzer Kraft daran 8mit?-.]arbeitet; ich hoffe auf 
deutsche Diplomatie [d.h. auf Baerbock] , dass wir hier einen Beitrag leisten können. Aber es wird 
eine Notstandsregierung geben. Es wird Notstandsgesetze geben[er findet das normal], eine 
Bodenoffensive. [mal so nebenbei mitlegitimiert] 


[...] 


Meine Damen und Herren, wir dürfen nicht vergessen, dass die Hamas nicht nur 1 200 jüdische 
Menschen er- mordet und abgeschlachtet hat, sondern dass sie auch die Menschen im 
Gazastreifen unterdrückt. Ich war im Gazastreifen; ich habe dieses Elend dort gesehen. Es ist 
furchtbar!“ 


Die Debatte vom 18. Oktober nach 10 Tagen gezielter Tötung von palästinensischen, 
also semitischen, Zivilisten in Gaza durch die israelische Armee 


im offiziellen Jargon: „Zusatzpunkt 1: Aktuelle Stunde auf Verlangen der Fraktionen SPD, 
CDU/CSU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- NEN und FDP: Verherrlichung von Terror in Deutschland 
unterbinden — Antisemitismus entschieden bekämpfen“ 


Die Debatte wurde im Werbeblock der „Links“partei eingeleitet (Abgeordnete Pau) mit einer 
beiläufig erzählten Relativierung und tagespolitischen Banalisierung des Mords an europäischen 
Juden 1933-1945: „Heute vor 82 Jahren begann die Deportation der Berliner Jüdinnen und Juden 
in den Tod. Seit vielen Jahren erinnern wir daran an Gleis 17 am Bahnhof Grunewald unter der 
Überschrift „Nie wieder!“. In keinem Jahr ging es mir so schlecht [es ist hier augenscheinlich vor 
allem wichtig wie es Frau Pau gerade gefühlsmäßig geht] auf dem Weg zu dieser Veranstaltung 
wie heute Mittag. Nie wieder? Wir [das faschistoide ‚wir‘ als Majestätsplural der Frau Pau] 


IM 


sprachen vor Beginn der Veranstaltung mit Teilnehmenden über das ‚Schon wieder‘. 


Mit diesem historischen Tiefschlag ist der Umfang der ins Protokoll diktierten Fälschungen und 
deutschen Gewissensreinigungen aber noch nicht annähernd erfasst. Die Debatte hat einen 
Textkörper von etwas über 14000 gesprochen Worten produziert. Dabei wurde der Staat Israel 76 
Mal erwähnt, das Wort Antisemitismus 85 mal, Palästina aber nicht ein einziges Mal. Gaza fand 
insgesamt 6 Mal Erwähnung... aber nicht ein einziges Mal die dort lebenden etwa zwei Millionen 


im Sinne des Wortes Antisemitismus unzweifelhaft ‚semitischen‘ Bewohner des Gazastreifens. 
Einmal wurde Gaza von Lamya Kaddor (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) erwähnt mit der Formulierung: 


„Über 1 400 Zivilistinnen und Zivilisten wurden in grenzenloser Brutalität durch Hamasterroristen 
auf israelischem Boden bestialisch ermordet. Etwa 200 Personen, darunter Kinder, wurden durch 
die Hamas als Geiseln in Gaza genommen. Seit dem Schrecken der Shoah wurden nicht mehr so 
viele Jüdinnen und Juden - wir haben es gerade gehört - an einem Tag ermordet wie am 7. 
Oktober 2023.“ Neben der im Bundestag üblichen Geschichtsrelativierung auf der Grundlage 
histoischer Lüge und der allgemein geteilten Obsession, bei der Erwähnung von Leiden in Gaza 
stereotyp „die Hamas“ als Verursacher zu benennen, nicht aber die völkerrechtswidrige Blockade 
begeht die Regierungsrednerin dabei einen interessanten Ausrutscher: statt das offizielle Narrativ 
grammatisch verständlich wiederzugeben als „nach Gaza verschleppt“ o.ä. erzählt sie eine ganz 
andere Geschichte, in Gaza wären (wohl palästinensische) Kinder als Geiseln genommen worden. 
Gleich darauf benutzt sie dann den staatssprachlich-hebräischen Namen dessen, was in der 
Sprache der meisten Opfer 1939-1945 jiddisch Churbm/polnisch zaglada heißt, der sich zwar auch 
auf palästinensiche und arabische Opfer staatlichen deutschen Antisemitismus 1933-1945 bezieht 
(s. die Forschnungen des DDR-Orientalisten Prof. Höpp) aber in der Mehrheit auf „Juden“ gemäß 
der Definition der damaligen Täter. Diese Täterdefinition übernimmt Lamya Kaddor und 
transportiert sie in den Gründungsmythos des Staates Israel, ein übliches Vorgehen. 


Die zweite Erwähnung von „Gaza“ als „Gazastreifen“ gab es durch Benjamin Strasser (FDP, auch 
Parlamentarischer Staatssekretär beim Bundesminister der Justiz): „Seit vergangenem Samstag 
erreichen uns unfassbare Bilder aus Israel. Unschuldige Männer, Frauen, Kinder wurden 
hingerichtet, vergewaltigt, erniedrigt, gedemütigt, darunter im Übrigen auch Überlebende der 
Shoah. Über 1 200 Menschen wurden an einem einzigen Tag ermordet. Ich kann diese Bilder gar 
nicht in Worte fassen. Ich möchte an dieser Stelle auch an die Menschen denken, die von der 
Hamas in den Gazastreifen entführt worden sind, darunter auch Shani Louk, eine junge Frau mit 
deutschem und israelischem Pass, die Familie in meinem Wahlkreis, in Ravensburg, hat. Mir ist es 
ein Bedürfnis, den Familien zu versichern: Wir sehen eure Verzweiflung. Wir sehen euren 
Schmerz.“ 


Das „hinrichten“ von Kindern geschieht nur in Bildern „aus Israel“ nach dieser staatssekretariellen 
Sprachregelung. In den „Gazastreifen“ dagegen wird entführt und in einem solchen Fall „sieht“ 
der Staatssekretär auch durchaus „Schmerz“, allerdings bei „Familien“... aus einer Familie Louk 
wird unter der Hand ein Plural, also eher in einer Art kaleidoskopisch vervielfachten Ravensburg 
aber durchaus nicht im Gazastreifen selber. 


Gitta Connemann von CDU/CSU hat folgende Narration von Gaza zu bieten: „Wenn Israel die 
Waffen niederlegt, wird es vernichtet. Aber mit der Bodenoffensive wird es Bilder geben von Toten 
in Gaza. Die Hamas verschanzt sich hinter ihrer eigenen palästinensischen Zivilbevölkerung.“ Die 
Logik ist nur in absoluter Deduktion von gesellschaftlicher Realität im Nahen Osten und in der 
detuschen Geschichte aufrechtzuerhalten: wenn „Israel“ nicht „vernichtet“ werden soll, sagt die 
Abgeordnete aus eben jener Partei, die den Architekten eines Vernichtungslagers aus dem 
Architekturbüro Schlempp, Heinrich Lübke, zum Bundespräsidenten machte und dort drei ganze 
Jahre als KZ-Baumeister verteidigte, muss eine Bodenoffensive „Bilder“ produzieren von „Toten in 
Gaza“. „Tote in Gaza“ sind so irreal in ihrer Argumentation, dass sie vor allem die Bilder davon in 
Sorgen versetzen. Das Tötungsinteresse aber erklärt sie daraus, dass erstens diese Toten der Hamas 
gehören, „ihre eigene[n], und zweitens siech „die Hamas“ hinter diesen zu tötenden ja verschanzt. 


Wenige Minuten später verkündet dieselbe Gitta Connemann „Antisemitische Mehrstaatler müssen 
ausgebürgert werden. Deshalb werden wir auch keine Flüchtlinge aus Gaza aufnehmen können. 
Wer dem Hass auf Israel jetzt die Tür öffnet, lässt unsere jüdischen Mitbürger im Stich.“ Wir 
lernen daraus: erstens sind etwaige Flüchtlinge aus Gaza zwangsläufig zwar in der überwiegenden 
Mehrheit semitisch und formal staatenlos, aber dabei gleichzeitig „antisemitische Mehrstaatler. Im 
Nachsatz zur „Gaza“-Erwähnung wird ist von der vorher noch andeutungsweise präsenten 
menschlichen Dimension der so ausgewiesenen hypothetischen Flüchtlinge gar nichts mehr übrig, 
sie werden zu einer Kollektiv-Allegorie, einem bloßen, eiweißhaltigen Bedeutungsträger für ihre 
Vorstellung von „Hass auf Israel“. 


Stephan Thomae (FDP) besetzt den Ort Gaza ebenfalls ausschließlich als eine Art Vektorausgang: 
„Am 7. Oktober begann aus dem Gazastreifen heraus der Angriff der Hamas auf Israel. Die Bilder 
und die Nachrichten über barbarische und menschenverachtende Verbrechen haben uns alle in 
Schock und Wut versetzt. Israel steht den Menschen in Deutschland ganz besonders nahe. Uns 
verbindet ein ganz besonderes Band.“ Interessant ist die Subjekt-Objekt-Verdrehung in der Folge, 
wonach Deutsche, wohl aufgrund ihrer historisch berüchtigten „Wut“ und ihren Folgen so ins Herz 
des Staates Israel gerückt sind, dass dieser nun beschlossen hat, gerade den Deutschen ganz 
besonders nahe zu stehen. Und der rhetorische Ausrutscher bekommt auch noch eins draufgesetzt: 
es gäbe halt dieses „ganz besondere Band“ das gerade Täter und Opfer 1933-1945 so 
ausgesprochen aneinanderbinden würde. 


Eine gewisse Sonderrolle bei den insgesamt 5 von 14 Rednern beansprucht Sonja Eichwede (SPD), 


|“ 


die sich dabei auf einen „jüdischen Großonkel“ beruft. Sie holt dabei eigentlich nur rhetorisch mit 
dem üblichen Holzhammer aus, um dann doch eine ganz klassische „Stürmer“-Figur des 
tatsächlichen Antisemitismus in Deutschland 1933-1945 zu bedienen: die Semiten machen den 
Terror, der sie trifft selbst. Hier: die Bewohner von Gaza werden Opfer des Terrors und der kommt 
wieder aus dem Gazastreifen von Hamas, also „nicht zuletzt auch“ trifft ihr Terror dann auch sie 
selber „hart“, betont sie, bekommt dafür aber keinen Applaus von der strammer zionistischen 
Linken-Fraktion. Dem Verdacht, dass sie diese listige Wendung des Terrors gewissermaßen gegen 
sich selbst in Gestalt der „Menschen in Gaza“ hier insgeheim abfeiert im Bundestag tritt sie 
insofern entgegen als sie ein solches Feiern im entgegengesetzten Sinn an anderen Orten 
grundgesetzwidrig unterbinden will „wir“ dürften „Terror, Mord und Gewalt auf unseren 
Straßen“ nicht „feiern lassen“... wenn wir nicht wie ihr Parteikollege Steinmeier Aufstellung 
nehmen und entsprechende zionistische Jubelparaden abhalten, dann nämlich gilt wieder das 
Gegenteil. 


Bei aller übereifrigen Konvertitinnen-Bekenntniseiferei der Vertreterin des starken Staats gegen 
alle Meinungsfreiheit nicht nach ihrer Machart ist doch aber der rein rhetorische Vorlauf der Frau 
Abgeordneten Eichwende so etwas wie ein Anlass für eine Art Debatte geworden, die das 
Protokoll festhält. Es geht um verschiedene Vorführungsstufen von Pflichthass und 
Vorverurteilung gegen Menschen aus Gaza pauschal und da kennt die Polemik der Miteifernden 
gegen Eichwende keine Gnade. Das Protokoll hält fest, dass die Frau buchstäblich keinen einzigen 
Satz fertigbekommt, ohne dass dazwischengeschrien wird und damit ist sie auch schon das 
Linksaussen-Schlusslicht dieser zionistisch gesponserten Einigkeitsveranstaltung, denn Petra Pau 
bekommt nichts ähnlich „mutiges“ hin, hat ja aber auch nicht den Blitzableiter-Onkel zu Hand. 


Eichwende: „Nachdem es in dieser Debatte bereits angeklungen ist: Wir dürfen nicht zulassen, 
dass gerade in dieser Situation ein Generalverdacht gegen Musliminnen und Muslime entsteht. 


(Zurufe von der AfD: Oh! Oh! - Gegenruf der Abg. Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Hören Sie zu!) 


Das hat unter anderem mein jüdischer Großonkel mir als kleines Kind mit auf den Weg gegeben. 
Ein Generalverdacht ist gerade im Zusammenhang mit diesem Thema unmöglich. 


(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN sowie des Abg. Stephan Thomae [FDP]) 


Die allermeisten Musliminnen und Muslime stellen sich gegen den Terror der Hamas und machen 
deutlich, dass der Islam damit nichts zu tun hat. 


(Beatrix von Storch [AfD]: Wo denn? Die sollen doch mal auf die Straße gehen! — Gegenruf der 
Abg. Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Indem sie sich nicht daran beteiligen! Hören Sie 
auf mit dem Schwachsinn! Meine Güte!) 


Schließlich dürfen wir nicht vergessen, dass der Terror nicht zuletzt auch die Menschen in Gaza, 
die von der Hamas als menschliche Schutzschilde missbraucht werden, sehr trifft. 


(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der FDP) 


Liebe Kolleginnen und Kollegen, unter keinen Umständen dürfen wir Terror, Mord und Gewalt auf 
unseren Straßen feiern lassen, unter keinen Umständen darf Antisemitismus in Deutschland 
geduldet werden. Hier muss unser Rechtsstaat klar reagieren: „Nie wieder!“ ist jetzt! 


Vielen Dank. 


(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP -Dr. Christian Wirth [AfD]: Bloße 
Lippenbekenntnisse!) 
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128. Sitzung 


Berlin, Donnerstag, den 12. Oktober 2023 


Beginn: 9.00 Uhr 


Präsidentin Bärbel Bas: 

Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Ich wünsche uns allen einen schönen guten 
Morgen. Die Sitzung ist eröffnet. 


Ich komme zur Tagesordnung. Zusatzpunkt 7 wird 
abgesetzt. 


Jetzt rufe ich Zusatzpunkt 6 auf: 


Abgabe einer Regierungserklärung durch den 
Bundeskanzler: 


Zur Lage in Israel 


Hierzu begrüße ich auf unserer Ehrentribüne den Bot- 
schafter des Staates Israel, Seine Exzellenz Herrn Ron 
Prosor. 


(Anhaltender Beifall im ganzen Hause — Die 
Anwesenden erheben sich) 


Vielen Dank, dass Sie auch heute hier sind. 


Zur Abgabe einer Regierungserklärung liegt uns ein 
Entschließungsantrag der Fraktionen SPD, CDU/CSU, 
Bündnis 90/Die Grünen und FDP vor. 


Für die Aussprache im Anschluss an die Regierungs- 
erklärung wurde eine Dauer von 90 Minuten vereinbart. 


Das Wort zur Abgabe einer Regierungserklärung hat 
nun der Bundeskanzler Olaf Scholz. 


(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRUNEN und der FDP) 


Olaf Scholz, Bundeskanzler: 

Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Botschafter Pro- 
sor! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine Damen und 
Herren! Am Morgen des 7. Oktober ist Israel in einem 
Albtraum aufgewacht. An diesem jüdischen Feiertag feu- 
erte die Hamas Tausende Raketen aus dem Gazastreifen 
auf Israel. Schwerbewaffnete palästinensische Terroris- 
ten drangen zur gleichen Zeit in Israel ein und zogen 
mordend durch Städte und Dörfer. Über 250 junge Frauen 
und Männer wurden bei einem Musikfestival in der Nähe 
des Gazastreifens von den Terroristen regelrecht hinge- 
richtet. Die Bilder sind von menschenverachtender Grau- 


samkeit. Dutzende Israelis, darunter Alte und kleine Kin- 
der, wurden als Geiseln in den Gazastreifen verschleppt. 
Viele von ihnen wurden von ihren Entführern schwer an 
Leib und Seele verletzt und auf widerwärtigste Weise 
erniedrigt. Weit über 1000 Bürgerinnen und Bürger Is- 
raels sind dem Terror bislang zum Opfer gefallen. 
Tausende wurden zum Teil schwer verletzt und ringen 
in den Krankenhäusern des Landes um ihr Leben. In 
einem Land mit 9 Millionen Einwohnern bedeutet das: 
Fast jeder kennt eines der Opfer. In ganz Israel wird in 
diesen Stunden um die Toten getrauert und um die Ver- 
letzten und Verschleppten gebangt. Liebe Freundinnen 
und Freunde in Israel, wir trauern und wir bangen mit 
euch. 


(Beifall im ganzen Hause) 


Unsere Herzen sind schwer angesichts des großen 
Leids, das Terror, Hass und Menschenverachtung über 
euer Land, über Israel, gebracht haben. Wir verdammen 
die Gewalt der Terroristen in aller Schärfe. Und wir sagen 
in aller Klarheit: Israel hat das völkerrechtlich verbriefte 
Recht, sich und seine Bürgerinnen und Bürger gegen 
diesen barbarischen Angriff zu verteidigen. 


(Beifall im ganzen Hause) 


Die Sicherheit in und für Israel muss wiederhergestellt 
werden, und darum muss Israel sich verteidigen können. 
In diesem Moment gibt es für Deutschland nur einen 
Platz: den Platz an der Seite Israels. Das meinen wir, wenn 
wir sagen: Die Sicherheit Israels ist deutsche Staatsräson. 


(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP 
sowie bei Abgeordneten der AfD und der 
LINKEN) 


Unsere eigene Geschichte, unsere aus dem Holocaust 
erwachsene Verantwortung macht es uns zur immerwäh- 
renden Aufgabe, für die Existenz und für die Sicherheit 
des Staates Israel einzustehen. Diese Verantwortung leitet 
uns. 
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Unsere Verbundenheit mit Israel und seinen Menschen 
ist heute auch auf andere Weise sehr direkt. Viele Deut- 
sche leben in Israel, oft Angehörige beider Staaten. Viele 
Israelis leben hier in Deutschland. Viele von uns haben 
Freunde im jeweils anderen Land. Auch deshalb hielten 
sich zum Zeitpunkt des Angriffs zahlreiche Deutsche in 
Israel auf. Und so sind unter den über 100 Geiseln der 
Hamas mehrere Deutsche. 


Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich bin dankbar, dass 
dieses Haus unmittelbar auf den Terrorangriff reagiert 
hat. Fünf deutsche Parteien haben ihre Solidarität mit 
Israel bereits am Sonntag in einer gemeinsamen Erklä- 
rung klar zum Ausdruck gebracht. Und ich begrüße den 
fraktionsübergreifenden Antrag, der heute beschlossen 
werden soll. Das sind wichtige, notwendige Zeichen un- 
serer Solidarität mit Israel im Kampf gegen den Terror. 


(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und der FDP 
sowie bei Abgeordneten der AfD) 


Ich habe diese Solidarität auch gegenüber Premier- 
minister Netanjahu betont, als wir am Sonntag mitein- 
ander telefoniert haben. Auch mit Präsident Macron, 
Präsident Biden, Premierminister Sunak und Premier- 
ministerin Meloni habe ich mich in den vergangenen 
Tagen eng abgestimmt. Wir sind uns vollkommen einig: 
Unsere Länder werden Israel unterstützen, sich und sein 
Volk gegen solche Gräueltaten zu verteidigen. Und klar 
ist: Unsere Solidarität erschöpft sich nicht in Worten. 
Ich habe Premierminister Netanjahu gebeten, im engen 
Kontakt zu bleiben und uns über jeglichen Unterstüt- 
zungsbedarf zu informieren. Das gilt zum Beispiel für 
die Versorgung Verwundeter; aber auch andere Unterstüt- 
zungsbitten Israels werden wir unverzüglich prüfen und 
auch gewähren. 


Liebe Kolleginnen und Kollegen, unsere unmittelbare 
Sorge gilt heute den Kindern, Frauen und Männern, die in 
den Gazastreifen verschleppt wurden. Ihr Schicksal be- 
wegt uns alle zutiefst. Wir befürchten, dass die Hamas sie 
in den nächsten Wochen weiter als menschliche Schutz- 
schilde missbrauchen wird. Und wir arbeiten mit ganzer 
Kraft daran, dass alle Geiseln wieder freikommen - in 
enger Abstimmung mit Israel und natürlich mit der ge- 
botenen Vertraulichkeit. 


Unsere zweite große Sorge gilt der regionalen Dimen- 
sion des Konflikts. Wir haben bisher zwar keine hand- 
festen Belege dafür, dass Iran diesen feigen Angriff der 
Hamas konkret und operativ unterstützt hat. Aber uns 
allen ist klar: Ohne iranische Unterstützung über die letz- 
ten Jahre wäre die Hamas zu diesen präzedenzlosen An- 
griffen auf israelisches Territorium nicht fähig gewesen. 
Die jubelnden Äußerungen der Spitze des iranischen Re- 
gimes und manch anderer Regierungsvertreter in der Re- 
gion sind abscheulich. Die Führung in Teheran zeigt ohne 
Scham ihr wahres Gesicht und bestätigt damit ihre Rolle 
in Gaza. 


Unser regionales Augenmerk liegt zudem auf dem Sü- 
den des Libanon. Wie die Hamas unterhält auch die His- 
bollah enge Verbindungen mit dem Iran. Auch sie stellt 
das Existenzrecht Israels infrage. Die Hisbollah darf nicht 
in die Kämpfe eingreifen. Das hätte nicht nur eine ge- 


rechtfertigte und harte israelische Reaktion zur Folge. Der (C) 


Libanon, der durch das unselige Handeln der Hisbol- lah 
ohnehin destabilisiert ist, geriete an den Rand des 
Abgrunds. Vor allem aber drohte dann ein verheerender 
Flächenbrand mit möglichen Auswirkungen bis nach 
Nordafrika und in den Jemen. 


Viele Länder im Nahen und Mittleren Osten haben in 
den letzten Jahrzehnten bereits großes Leid gesehen. Die 
Gräueltaten des sogenannten Islamischen Staats, des IS, 
liegen nicht einmal ein Jahrzehnt zurück. Gemeinsam mit 
unseren Partnern nutzen wir daher alle unsere Kanäle, um 
ein solch apokalyptisches Szenario zu verhindern. Ge- 
meinsam rufen wir alle in der Region auf, von weiteren 
feindseligen Akten gegen Israel abzusehen. Unsere Bot- 
schaft ist klar: Es wäre ein unverzeihlicher Fehler, Israel 
anzugreifen. 


(Beifall im ganzen Hause) 


Ich stehe in engem Kontakt mit dem ägyptischen 
Staatschef el-Sisi, der über Gesprächskanäle auch nach 
Gaza verfügt. Heute noch spreche ich mit dem türkischen 
Präsidenten Erdogan. Zudem empfange ich den Emir von 
Katar, dessen Land eine wichtige Vermittlerrolle innehat, 
die es gerade dieser Tage auch nutzt. 


(Zuruf von der CDU/CSU) 


Alle drei können bei der Vermittlung und Deeskalation in 
der aktuellen Lage eine wichtige Rolle spielen. Den Kri- 
tikern solcher Kontakte und der Tatsache, dass wir spre- 
chen, sage ich: Es wäre unverantwortlich, in dieser dra- 
matischen Lage nicht alle Kontakte zu nutzen, die helfen 
können! 


(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord- 
neten der CDU/CSU, der AfD und der 
LINKEN und der Abg. Robert Farle [fraktions- 
los] und Matthias Helferich [fraktionslos]) 


Wir tun dies im Übrigen in enger Abstimmung mit Israel 
und für diejenigen, die von der Hamas entführt wurden. 
Nächste Woche werde ich zudem den jordanischen König 
empfangen, der eine besondere Rolle im israelisch-paläs- 
tinensischen Verhältnis spielt. 


Meine Damen und Herren, Konsequenzen hat der An- 
griff der Hamas auf Israel auch für unsere Zusammen- 
arbeit mit den Palästinensern. Ich frage mich: Wo bleibt 
die klare Verurteilung der terroristischen Gewalt durch 
die Autonomiebehörde und durch ihren Präsidenten Mah- 
mud Abbas? 


(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP 
sowie bei Abgeordneten der AfD und der 
LINKEN und des Abg. Robert Farle [frakti- 
onslos]) 


Ich sage: Ihr Schweigen ist beschämend! 


Wir stellen unsere gesamte Entwicklungszusammen- 
arbeit mit den Palästinensischen Gebieten auf den Prüf- 
stand. Unser Maßstab dabei wird sein, ob und wie unsere 
Projekte den Frieden in der Region unterstützen und der 
Sicherheit Israels am besten dienen. Darüber werden wir 
wie bisher auch mit der israelischen Regierung sprechen, 
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die in der Vergangenheit an vielen unserer Projekte In- 
teresse hatte. Bis diese Überprüfung abgeschlossen ist, 
werden wir keine neuen Mittel der Entwicklungszusam- 
menarbeit bereitstellen können. 


Unsere humanitäre Hilfe sichert mehr als der Hälfte 
der Bevölkerung vor allem im Gazastreifen die elemen- 
tarsten Dinge zum Überleben: Nahrung und eine grund- 
legende Gesundheitsversorgung. Die Hamas hingegen 
bietet ihnen nichts als Armut und Leid. 


(Beifall im ganzen Hause) 


Die Hamas handelt nicht im Sinne der palästinensischen 
Bevölkerung. Und es ist leider absehbar: Das Leid und 
die Not der Zivilbevölkerung im Gazastreifen werden 
eher noch wachsen. Auch dafür trägt die Hamas mit ih- 
rem Angriff auf Israel Verantwortung. 


(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BUNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der FDP und der 
LINKEN sowie bei Abgeordneten der AfD) 


Liebe Kolleginnen und Kollegen, auch wenn uns das 
angesichts der fürchterlichen Berichte und Bilder aus 
Israel und dem Gazastreifen im Moment schwerfällt: 
Wir müssen auch auf die langfristige Perspektive des 
Nahen und Mittleren Ostens schauen. In jüngerer Zeit gab 
es dort durchaus Veränderungen zum Besseren: die 
Normalisierung der Beziehungen zwischen Israel, den 
Vereinigten Arabischen Emiraten und Bahrain 2020, 
das Ende der Katar-Krise 2021, die Wiederaufnahme 
der Beziehungen zwischen Iran und Saudi-Arabien 2023, 
zuletzt die Chance auf eine Normalisierung der Bezie- 
hungen auch zwischen Israel und Saudi-Arabien. Wir 
dürfen nicht zulassen, dass der Terror diese positiven 
Entwicklungen zerstört. Und gerade das mag das Ziel 
des Terrors sein. 


(Beifall im ganzen Hause) 


Umso mehr werden wir mit diplomatischen Mitteln 
weiter um Lösungen für die zahlreichen Konflikte der 
Region ringen. Wir geben dabei das Ziel nicht auf, dass 
unsere israelischen Freundinnen und Freunde und die 
Palästinenserinnen und Palästinenser, die Frieden wollen, 
eines Tages Seite an Seite und ohne Terror leben können, 
auch wenn das heute weiter denn je entfernt erscheint. 


(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRUNEN und der FDP sowie bei Abgeord- 
neten der CDU/CSU und der LINKEN) 


Liebe Kolleginnen und Kollegen, Tausende Bürgerin- 
nen und Bürger haben in den vergangenen Tagen hier in 
Berlin und in anderen deutschen Städten im wahrsten 
Sinne des Wortes Flagge gezeigt für Israel. Die blau- 
weißen Fahnen mit dem Davidstern vor dem Brandenbur- 
ger Tor haben ein gutes Zeichen der Solidarität, Freund- 
schaft und Verbundenheit mit Israel in die Welt gesandt. 
Es gab am vergangenen Wochenende aber auch andere, 
beschämende Bilder aus Deutschland, Bilder von Män- 
nern und Frauen, die auf unseren Straßen den Terror der 
Hamas feiern, die ihrem Hass gegen Israel und gegen 
unsere jüdischen Mitbürgerinnen und Mitbürger freien 
Lauf lassen. Das ist abscheulich. Das ist menschenver- 


achtend. Das widerspricht allen Werten, denen wir als 
Land verpflichtet sind. Hass und Hetze nehmen wir nicht 
tatenlos hin! 


(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der FDP und der 
LINKEN sowie bei Abgeordneten der AfD 
und des Abg. Matthias Helferich [frakti- 
onslos]) 


Antisemitismus dulden wir nicht. Null Toleranz gegen- 
über Antisemiten! Das müssen und das werden unsere 
Sicherheitsbehörden mit aller Konsequenz durchsetzen. 


(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP 
sowie bei Abgeordneten der AfD und der 
LINKEN) 


Wer die Verbrechen der Hamas verherrlicht oder ihre 
Symbole verwendet, macht sich in Deutschland strafbar. 
Wer Mord und Totschlag billigt oder zu Straftaten aufruft, 
macht sich strafbar. Wer israelische Flaggen verbrennt, 
der macht sich strafbar. Wer eine Terrororganisation wie 
die Hamas unterstützt, der macht sich strafbar. 


(Zuruf von der AfD: Vollzug!) 


Die Strafverfolgungsbehörden von Bund und Ländern 
werden jeden, der so etwas tut, zur Rechenschaft ziehen — 
mit allen Mitteln, die unser wehrhafter Rechtsstaat bietet. 


(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP 
sowie bei Abgeordneten der AfD und der 
LINKEN und des Abg. Robert Farle [frakti- 
onslos]) 


Zu diesen Mitteln gehören ausdrücklich auch Vereins- 
und Betätigungsverbote. Das Bundesinnenministerium 
wird ein Betätigungsverbot für die Hamas in Deutschland 
erlassen. 


(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP 
sowie bei Abgeordneten der AfD und der 
LINKEN und der Abg. Robert Farle [fraktions- 
los] und Matthias Helferich [fraktionslos]) 


Ein Verein wie Samidoun, dessen Mitglieder brutalste 
Terrorakte auf offener Straße feiern, wird in Deutschland 
verboten. 


(Beifall im ganzen Hause) 


Unser Vereinsrecht ist ein scharfes Schwert, und dieses 
Schwert werden wir als starker Rechtsstaat hier ziehen. 


Unmittelbar nach Beginn des Terrorangriffs auf Israel 
haben wir hierzulande zudem den Schutz von jüdischen 
und israelischen Einrichtungen erhöht. Das ist leider nö- 
tig; schließlich kursieren im Internet und in den sozialen 
Medien antisemitischer Hass und Hetze, die Israel für die 
Angriffe verantwortlich machen. Dazu sage ich: Das ist 
Täter-Opfer-Umkehr der perfidesten Art. 


(Beifall im ganzen Hause) 


Ich habe in den vergangenen Jahren oft mit israe- 
lischen Verantwortlichen gesprochen, auch mit Vertretern 
der aktuellen Regierung. Dabei habe ich immer auch 
kritische Fragen thematisiert wie etwa Siedlungspolitik 
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oder die schwindende Perspektive für eine Zweistaaten- 
lösung. Aber nichts rechtfertigt auch nur im Entferntesten 
Gewalt gegen unschuldige Frauen und Männer! Nichts, 
aber auch gar nichts rechtfertigt den Terror der Hamas! 


(Beifall im ganzen Hause) 


Da gibt es auch nichts zu relativieren. Jedes „Ja, aber“ ist 
angesichts der Brutalität und Menschenverachtung der 
Terroristen völlig fehl am Platze, liebe Kolleginnen und 
Kollegen. 


(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP 
sowie bei Abgeordneten der AfD und der 
LINKEN) 


Der Bundespräsident und auch Sie, Frau Präsidentin, 
haben uns dazu aufgerufen, wachsam zu sein und uns klar 
an die Seite der angegriffenen Bürgerinnen und Bürger 
Israels zu stellen. Das tun wir heute und auch in Zukunft, 
indem wir uns unmissverständlich zur Sicherheit Israels 
bekennen und indem wir uns auch hier in Deutschland 
schützend vor unsere jüdischen Mitbürgerinnen und Mit- 
bürger stellen. Wir tun das aus Verantwortung für unsere 
Geschichte und in tiefer Verbundenheit und Freundschaft 
mit dem jüdischen Staat Israel. 


Schönen Dank. 


(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP 
sowie bei Abgeordneten der AfD und der 
LINKEN) 


Präsidentin Bärbel Bas: 


Ich eröffne nun die Aussprache. Zuerst hat das Wort für 
die CDU/CSU-Fraktion Friedrich Merz. 


(Beifall bei der CDU/CSU) 


Friedrich Merz (CDU/CSU): 

Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Botschafter, 
lieber Ron Prosor! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Las- 
sen Sie mich zunächst in diesen uns alle sehr belastenden 
und beschwerenden Tagen einige Worte des Dankes sa- 
gen. Ich danke den Parteivorsitzenden der SPD, der CSU, 
der FDP und insbesondere Omid Nouripour für Bünd- 
nis 90/Die Grünen, von dem die Initiative ausging, dass 
wir bereits am Sonntag eine gemeinsame Erklärung der 
Parteivorsitzenden zu den schrecklichen Terroranschlä- 
gen in Israel abgeben konnten. Ich möchte den Bundes- 
tagsfraktionen, unseren Parteien hier im Haus danken, 
dass wir heute einen gemeinsamen Entschließungsantrag 
verabschieden werden. Und ich möchte Ihnen, Herr Bun- 
deskanzler, für Ihre Regierungserklärung danken. 


(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem 
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und der FDP) 


Dieser 7. Oktober 2023, den Sie heute Morgen noch 
einmal in einigen seiner grauenhaften Einzelheiten 
beschrieben haben, wird als ein schwarzer Tag in die 
Geschichtsbücher des jüdischen Volkes eingehen. Ich 
möchte den Bürgerinnen und Bürgern Israels sagen: Auch 
wir nehmen diesen Tag in unsere Geschichtsbücher auf. 
Sie sind in Ihrer Trauer, aber auch in Ihrer Entschlos- 
senheit nicht allein. Jeder zivilisierte Mensch, egal woher 


er kommt oder an was er glaubt, und vor allem wir Deut- (C) 


sche stehen in diesen Tagen ganz besonders an Ihrer Seite 
und gegen diese unfassbare Barbarei. 


(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP 
sowie bei Abgeordneten der AfD und der 
LINKEN und der Abg. Joana Cotar [fraktions- 
los], Robert Farle [fraktionslos] und Johannes 
Huber [fraktionslos]) 


Unser tiefempfundenes Mitgefühl gilt dem gesamten 
israelischen Volk, insbesondere den Familien der Toten, 
der Verletzten und der Geiseln. Die Bilder verzweifelter 
Mütter und Väter, Töchter und Söhne, Schwestern und 
Brüder erfüllen auch uns mit großer Trauer. Als Familien- 
vater kann ich den unermesslichen Schmerz der Familien 
in ganz Israel, aber auch bei uns hier in Deutschland, die 
nahe Angehörige oder Freunde verloren haben oder um 
deren Leben sie bangen, nur erahnen. Es gibt für diesen 
feigen und abscheulichen Exzess der Gewalt keinerlei 
Rechtfertigung. 


(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP 
sowie bei Abgeordneten der AfD und der 
LINKEN und der Abg. Joana Cotar [fraktions- 
los], Robert Farle [fraktionslos] und Johannes 
Huber [fraktionslos]) 


Israel reagiert auf diesen Terror im Rahmen seines 
völkerrechtlich verbrieften Rechts auf Selbstverteidi- 
gung. Ben-Gurion, Israels erster Premierminister, hat ein- 


mal gesagt: Das Schicksal Israels hängt von zwei Dingen (D) 


ab, seiner Stärke und seiner Gerechtigkeit. — Wir wün- 
schen dem Staat Israel, dass er sein Selbstverteidigungs- 
recht eben mit Stärke und Gerechtigkeit ausübt. Der Un- 
terstützung des Deutschen Bundestages kann sich Israel 
dabei sicher sein. 


(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem 
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und der FDP 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN) 


Liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist in den letzten 
Tagen einige Male gesagt worden: Seit dem Menschheits- 
verbrechen der Shoah sind an keinem Tag so viele Jüdin- 
nen und Juden gewaltsam um ihr Leben gebracht worden 
wie eben an diesem schicksalhaften 7. Oktober 2023. 
Gerade für uns Deutsche gilt daher: Wo immer jüdisches 
Leben bedroht, gefährdet oder gar vernichtet wird, stehen 
wir für Schutz und Freiheit in ganz besonders heraus- 
ragender Verantwortung. 


(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP 
sowie bei Abgeordneten der AfD und der 
LINKEN) 


Deshalb — Herr Bundeskanzler, Sie haben das angespro- 
chen — schämen wir uns, dass auf deutschen Straßen der 
Tod von Jüdinnen und Juden gefeiert wird. Unser demo- 
kratischer Staat darf solche Zustände nicht dulden. 


(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem 
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und der FDP 
sowie bei Abgeordneten der AfD und der 
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LINKEN und der Abg. Joana Cotar [fraktions- 
los]) 


Er muss mit allen zur Verfügung stehenden Mitteln un- 
seres Rechtsstaates sicherstellen, dass jede Form anti- 
semitischer Gewaltverherrlichung unterbunden wird, 
ohne Wenn und Aber. 


(Zuruf von der AfD: Wir schaffen das!) 


Doch damit ist es nicht getan. Ich biete für die Unions- 
fraktion an, dass wir gemeinsam aus der Mitte dieses 
Hauses den Kampf gegen Antisemitismus in unserem 
Land noch entschlossener fortsetzen. Dazu zählt, dass 
Vereine und Organisationen, die die Hamas oder andere 
islamistisch-militante Organisationen unterstützen, ver- 
boten werden. Wer für Terroristen Geld einsammelt 
oder offen mit ihnen sympathisiert, kann sich nicht auf 
Meinungsfreiheit berufen. 


(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP 
sowie bei Abgeordneten der AfD und der 
Abg. Joana Cotar [fraktionslos]) 


Es sind Straftaten, die wir nicht dulden dürfen. Dazu 
zählt, dass als Kunst getarnter Antisemitismus, etwa auf 
der Kasseler Documenta, als das bezeichnet und unter- 
bunden wird, was er tatsächlich ist, nämlich widerlicher 
und abscheulicher Judenhass. 


(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP 
sowie bei Abgeordneten der AfD und der 
Abg. Joana Cotar [fraktionslos] und Johannes 
Huber [fraktionslos]) 


Dazu zählt, dass Demonstrationsverbote konsequent 
durchgesetzt werden. Die Bilder vom vergangenen Sams- 
tag und erneut die vom gestrigen Abend, liebe Kollegin- 
nen und Kollegen, sind unerträglich und müssen abge- 
stellt werden. 


(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der SPD, des BUNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP) 


Dazu zählt auch — Herr Bundeskanzler, Sie haben das in 
Ihrer Regierungserklärung angesprochen —, dass die Iran- 
politik endlich von allen Illusionen befreit wird. 


(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der FDP) 


Das Mullah-Regime in Teheran ist eine existenzielle Be- 
drohung nicht nur für Menschenrechte und die Freiheit 
im eigenen Land, sondern auch für das Leben der Men- 
schen in Israel und den Fortbestand ihres ganzen Staates. 


Dazu zählt auch — auch das haben Sie dankenswerter- 
weise erwähnt —, dass wir alle Zahlungen an die Palästi- 
nensischen Gebiete und Organisationen auf den Prüf- 
stand stellen. Unser Maßstab dabei muss klar sein: Wer 
Israel vernichten will oder den Holocaust verharmlost, 
der darf kein deutsches Steuergeld mehr erhalten. 


(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP 
sowie bei Abgeordneten der AfD und der 
LINKEN und der Abg. Joana Cotar [fraktions- 
los] und Johannes Huber [fraktionslos]) 


Zu dieser Entschlossenheit gegen Antisemitismus 
zählt schließlich, dass wir keine rechtsfreien Räume in 
Deutschland dulden, in denen der Hass gegen Israel ge- 
predigt wird. Ich mache es konkret. Ich rufe Sie, Frau 
Bundesinnenministerin, dazu auf: Schließen Sie endlich 
das Islamzentrum in Hamburg. 


(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD, des BUNDNIS- 
SES 90/DIE GRÜNEN und der AfD) 


Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kol- 
legen, vor einem halben Jahr, am 12. Mai 2023, haben wir 
hier im Deutschen Bundestag den Jahrestag der Grün- 
dung des Staates Israel gewürdigt. Wir haben gemeinsam 
die Zusage erneuert, dass die Sicherheit und das Exis- 
tenzrecht Israels Teil der deutschen Staatsräson sind. 
Wir hätten uns vermutlich alle nicht vorstellen können, 
dass es mit dieser Zusage nun ernst wird. Wie ernst es 
werden könnte, das wissen wir noch nicht. Aber seit dem 
vergangenen Samstag wissen wir, dass neben dem Krieg 
in der Ukraine an einem nächsten Ort in unserer weiteren 
Nachbarschaft die Freiheit und der Friede verteidigt wer- 
den müssen. 


Wir begrüßen es daher ausdrücklich, Herr Bundes- 
kanzler, dass Sie heute Morgen angekündigt haben, dass 
Deutschland zusammen mit den europäischen Partnern 
vor allem und zunächst alle diplomatischen Mittel aus- 
nutzen will, um auf die Nachbarstaaten Israels mäßigend 
einzuwirken. Ein Flächenbrand in der Region und gegen 
Israel muss unter allen Umständen verhindert werden. 


(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN, der FDP und der AfD und der 
Abg. Joana Cotar [fraktionslos], Robert Farle 
[fraktionslos] und Johannes Huber [fraktions- 
los]) 


Meine Damen und Herren, der Jom-Kippur-Krieg be- 
gann an einem 6. Oktober. Der Krieg dauerte 20 Tage und 
endete mit dem Sieg Israels über die angreifenden ara- 
bischen Staaten. Wie lange dieser Krieg nun dauern wird, 
vermag niemand von uns zu sagen. Doch eines ist schon 
jetzt klar: Unsere Solidarität darf keine Risse bekommen, 
auch dann nicht, wenn Israel das Notwendige tut, um 
seine Sicherheit wiederherzustellen. 


(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP und der Abg. Joana 
Cotar [fraktionslos]) 


Ich möchte in diesem Zusammenhang einen weiteren 
großen Premierminister Israels zitieren. Von Yitzhak Ra- 
bin stammt der Satz: Wir feiern den Tod unserer Gegner 
nicht. — Gerade in einer solchen Ausnahmesituation, wie 
wir sie seit dem letzten Samstag sehen, zeigt sich eben der 
ganze Unterschied zwischen einer zivilisierten Demokra- 
tie und einer hasserfüllten Terrorgruppe. 


(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP 
sowie bei Abgeordneten der AfD) 


(C) 


(D) 


(A) 


(B) 
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Israel weist für die Bevölkerung in Gaza Schutzzonen 
aus, bevor Angriffe auf die Hamas geflogen werden. Is- 
rael bombardiert nicht wahllos zivile Infrastruktur. Israel 
behandelt seine Gefangenen gemäß den internationalen 
Konventionen. Das, meine Damen und Herren, um es 
noch einmal zu sagen, ist der Unterschied zwischen Zi- 
vilisation und Terror. 


(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP und der Abg. Joana 
Cotar [fraktionslos]) 


Ich selbst war im Frühjahr dieses Jahres das letzte Mal 
in Israel, um Staatspräsident Herzog, Premierminister 
Netanjahu, Oppositionsführer Lapid und Vertreter der 
Zivilgesellschaft zu treffen. Für einen Deutschen ist so 
ein Besuch immer noch etwas Besonderes. 


Nach dem Holocaust haben die Jüdinnen und Juden 
aus einer kargen Wüste ein blühendes Land geschaffen. 
Konrad Adenauer hat mit Israel 15 Jahre nach den Grauen 
des Zweiten Weltkriegs Frieden geschlossen. Das Treffen 
zwischen Ben-Gurion und Konrad Adenauer am 14. März 
1960 in New York hat Weltgeschichte geschrieben. Diese 
Aussöhnung mit Israel ist für uns auch heute und immer 
noch ein großes Geschenk. Aber dieses Geschenk ver- 
pflichtet uns auch bis heute. 


Israel ist stark. Es liegt jetzt an uns, ein starker Ver- 
bündeter Israels zu sein. 


Herzlichen Dank. 


(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU - Bei- 
fall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie der Abg. Joana 
Cotar [fraktionslos], Robert Farle [fraktions- 
los] und Johannes Huber [fraktionslos]) 


Präsidentin Bärbel Bas: 
Nächste Rednerin: für die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen Katharina Dröge. 


(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP) 


Katharina Dröge (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Sehr geehrter Herr Botschafter, lieber Ron 
Prosor, vor genau fünf Monaten haben wir Ihnen hier 
im Deutschen Bundestag zum 75-jährigen Jubiläum der 
Staatsgründung Israels gratuliert. Und unser wichtigster 
Wunsch damals für Sie, für Israel war Frieden. Heute 
wissen wir, dass dieser Wunsch auf brutalste Art und 
Weise nicht erfüllt wurde. 


Der 7. Oktober 2023 wird in unser aller Gedächtnis 
eingehen als einer der vielleicht dunkelsten oder der dun- 
kelste Tag seit Staatsgründung Israels. Die Angriffe der 
Terroristen der Hamas waren darauf ausgerichtet, so viel 
Leid und so viel Zerstörung wie nur irgendwie möglich 
zu erzeugen, so viele Menschenleben wie nur irgendwie 
möglich zu vernichten. Und die Nachrichten sind so bru- 
tal, dass einem die Worte dafür fehlen. 


Ich möchte in dieser Debatte einer derjenigen eine (C) 


Stimme geben, die das in Israel selbst erlebt hat. Die 
Schriftstellerin Zeruya Shalev schreibt heute in einem 
Artikel: 


„Am vergangenen Sabbat bewahrheiteten sich die 
Albträume meiner Kindheit in den israelischen Sied- 
lungen in der Nähe des Gazastreifens. Hamas-Ter- 
roristen stürmten in die Häuser, rissen Babys und 
Kinder aus den Betten, ermordeten ganze Familien 
oder setzten die Häuser über ihren Bewohnern in 
Brand ... Auf israelischem Staatsgebiet saßen Men- 
schen in belagerten häuslichen Sicherheitsräumen 
und flehten stundenlang um Hilfe, bis ihre Stimmen 
verstummten. In unserem Staat mussten Eltern ihre 
Babys zum Schweigen bringen, damit das Weinen 
ihr Versteck nicht verriet. Es waren Stimmen, wie sie 
aus den Erzählungen aufstiegen, die ich in mei- ner 
Kindheit hörte.“ 


Lieber Ron Prosor, wir sind heute vereint in tiefer 
Trauer und in tiefem Schmerz. Wir trauern mit den israe- 
lischen Menschen, mit unseren Freundinnen und Freun- 
den, mit dem gesamten israelischen Volk. Wir hoffen und 
wir bangen gemeinsam mit den Angehörigen derjenigen, 
die als Geiseln genommen und verschleppt wurden. Es 
gehört zu den perfidesten Methoden der Hamas, israe- 
lische Zivilistinnen und Zivilisten, Soldatinnen und Sol- 
daten, aber auch die palästinensische Bevölkerung als 
menschliche Schutzschilde in ihrem brutalen Krieg zu 
missbrauchen. Wir alle stehen zusammen in dieser 
furchtbaren Zeit, und wir verurteilen das zutiefst. 


(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP sowie bei Abgeord- 
neten der CDU/CSU und der LINKEN) 


Aber während wir hier miteinander diskutieren, gehen 
die Kämpfe weiter. Israelische Soldaten verteidigen ihr 
Land gegen die Hamas im Gazastreifen. Es geht darum, 
jede einzelne Geschichte jedes Opfers zu erzählen. Aber 
es geht eben auch um die Sicherheit des Staates Israels als 
Ganzes — ein Staat, der gegründet wurde, um jüdischen 
Menschen Schutz zu bieten, die in der Geschichte immer 
wieder schlimmster Verfolgung und Vernichtung aus- 
gesetzt wurden, bis zum Menschheitsverbrechen des Ho- 
locausts, ein Staat, der Sicherheit und Schutz bietet. Und 
diese Sicherheit stellt die Hamas infrage, diese Sicherheit 
bedroht die Hamas, und das werden wir niemals akzep- 
tieren. 


(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP sowie bei Abgeord- 
neten der CDU/CSU) 


Deshalb ist es so wichtig, dass dieses Parlament ge- 
meinsam — ich danke allen Fraktionen dafür — noch ein- 
mal sein Versprechen an Sie heute mit diesem Beschluss 
erneuert. Das Existenzrecht und die Sicherheit Israels 
sind deutsche Staatsräson. Sie können sich auf uns ver- 
lassen, gerade in dieser schweren Zeit. Wir werden alles 
dafür tun, was wir können, um Ihnen in dieser Zeit bei- 
zustehen und zu helfen. 
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bei der SPD und der FDP sowie bei Abgeord- 
neten der CDU/CSU) 


Israel hat ganz klar, ganz unmissverständlich das 
Recht, sich in dieser Zeit gegen die Terroristen im Gaza- 
streifen selbst zu verteidigen; da gibt es kein Wenn und 
Aber. Das Völkerrecht beschreibt den Weg. Es ist zen- 
traler Kern unserer deutschen Außen- und Sicherheits- 
politik, hier an der Seite Israels zu stehen. Und wir wer- 
den alles tun, was Sie für nötig halten. 


Auch wenn es an diesem heutigen Tag so unfassbar 
weit weg scheint: Unser wichtigster Wunsch ist und bleibt 
Frieden für Israel. Denn Frieden ist die Garantie für 
Sicherheit. Dazu gehört, dass die Annäherung mit den 
arabischen Nachbarstaaten und die Gespräche mit Saudi- 
Arabien fortgesetzt werden. Gerade das darf nicht zer- 
stört werden durch den Terror der Hamas. Denn genau 
darauf hat sie es abgesehen. Die Abraham Accords sind 
ein so wichtiger Beitrag für Frieden und Stabilität in der 
Region. 


Wir brauchen in dieser Zeit alle Facetten der Diploma- 
tie. Wir brauchen in dieser Zeit natürlich auch Maßnah- 
men zum Schutz der Zivilisten. Es ist gut, dass hier Ge- 
spräche über sichere Fluchtwege für unschuldige 
Zivilisten geführt werden. Und es ist auch wichtig, dass 
weiterhin humanitäre Hilfe geleistet wird. 


(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP sowie bei Abgeord- 
neten der CDU/CSU und der Abg. Heidi 
Reichinnek [DIE LINKE]) 


Und es braucht in dieser Zeit alle Härte gegen die 
Feinde der Demokratie, gerade gegenüber dem Iran, der 
das erklärte Ziel hat, Israel von der Landkarte zu löschen. 
Deswegen ist es so wichtig, dass wir gemeinsam alle 
Sanktionen gegen den Iran schon ergriffen haben, dass 
unsere Außenministerin auf europäischer Ebene genau 
dafür als eine der stärksten Stimmen wirbt, dass wir uns 
auch weiter gemeinsam mit Nachdruck auf europäischer 
Ebene dafür einsetzen werden, dass die Revolutionsgar- 
den als Terrororganisation gelistet werden. 


(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP) 


Wir müssen mit Bestürzung feststellen, dass gerade in 
dieser Zeit der Antisemitismus auf deutschen Straßen 
wieder zunimmt. Und unsere klare Aussage ist: Wir wer- 
den das in Deutschland nicht akzeptieren. Wir werden 
niemals akzeptieren, dass diese grauenvollen Taten ver- 
herrlicht und gefeiert werden. Hier wird der Rechtsstaat 
mit all seiner Konsequenz eingreifen, und wir werden 
dafür sorgen, dass Vereine, die das tun, verboten werden. 
Wir versprechen den jüdischen Menschen in diesem 
Land: Euer Schutz ist unsere Verpflichtung. Wir werden 
alles dafür tun, um jüdische Einrichtungen, um jüdische 
Institutionen, aber auch das Leben auf deutschen Straßen 
für jüdische Menschen, so gut wir können, zu schützen 
und zu sichern, 


(Beatrix von Storch [AfD]: Vor wem bloß?) 


gerade heute. 


(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP sowie bei Abgeord- 
neten der CDU/CSU) 


Präsidentin Bärbel Bas: 
Nächster Redner: für die AfD-Fraktion Dr. Alexander 
Gauland. 


(Beifall bei der AfD) 


Dr. Alexander Gauland (AfD): 

Frau Präsidentin! Herr Botschafter! Meine Damen und 
Herren! Wenn es um Israel geht, beginnt die Stunde der 
wohlmeinenden Lippenbekenntnisse. 


(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Sie 
sprechen über sich!) 


Das berühmteste von allen hat der deutsche Bundeskanz- 
ler heute wiederholt. Es stammt von der Amtsvorgänge- 
rin von Herrn Scholz und lautet: Die Verteidigung Israels 
ist deutsche Staatsräson. — Als Frau Merkel das aus- 
sprach, flossen zugleich deutsche Steuergelder an anti- 
semitische NGOs und Hilfswerke, und die Sicherheit 
von Juden auf deutschen Straßen konnte die deutsche 
Regierung nicht garantieren. So ist es leider bis heute 
geblieben. 


Jetzt gibt es neue Ankündigungen, das zu ändern. So- 
lidaritätserklärungen helfen weder den Israelis, noch ma- 
chen sie den geringsten Eindruck auf die Terroristen und 
ihre Unterstützer. 


(Beifall bei der AfD) 


Dieser barbarische Angriff mit fast ausschließlich zivilen 
Opfern muss radikal beantwortet werden. Man muss den 
Terror an seinem Lebensnerv treffen: am Geld. Dass ein 
Teil dieser Raketen, ein Teil dieser von der Hamas ein- 
gesetzten Waffen womöglich mit deutschen Steuergel- 
dern bezahlt wurde, ist ein unglaublicher Skandal. 


(Beifall bei der AfD) 


Wenn die sogenannte Staatsräson mehr als eine Floskel 
sein soll, müssen die deutschen Zahlungen an Palästinen- 
serorganisationen sofort aufhören, meine Damen und 
Herren. Das gilt für alle diese Zahlungen. 


(Beifall bei der AfD) 


Die Außenministerin hat versichert, mit deutschem 
Geld werde kein Terror finanziert. 


(Susanne Menge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: „Vogelschiss“ der Geschichte! Sie soll- 
ten bei sich selber anfangen!) 


Pardon, Frau Baerbock: Die Vorstellung, das Geld fließe 
ausschließlich in humanitäre Projekte, ist bestenfalls naiv. 
Die Hamas kontrolliert Gaza. So sicher, wie ein Teil 
der deutschen Entwicklungshilfe im Fuhrpark afri- 
kanischer Diktaturen ankam, so sicher landete ein Teil 
dieser sogenannten Hilfsgelder auch bei der Hamas. 
Das, meine Damen und Herren, muss sich ändern. 


(Beifall bei der AfD sowie des Abg. Johannes 
Huber [fraktionslos]) 


(C) 


(D) 
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Denn man hilft mit diesem Geld nicht den Palästinen- 
sern, sondern ihren Führern, die ihnen das Leben im 
Gazastreifen zur Hölle machen und sie immer wieder in 
sinnlose Kriege stürzen. Die Schlächter und Kinder- 
mörder der Hamas sind keine Opfer. Die Hamas ist eine 
Organisation, die zu einem einzigen Zweck gegründet 
wurde: die Juden zu töten. Ihre Führer haben das immer 
wieder ganz unverblümt erklärt. Der Angriff auf Israel ist 
kein Aufstand von Unterdrückten, sondern von grau- 
samen Fanatikern. 


(Beifall bei der AfD sowie der Abg. Robert 
Farle [fraktionslos] und Johannes Huber [frak- 
tionslos]) 


Dass sie auf deutschen Straßen offene Unterstützung 
finden, dass in Deutschland skandiert wird: „Hamas, 
Hamas, Juden ins Gas“, ist unerträglich. 


(Beifall bei der AfD sowie des Abg. Johannes 
Huber [fraktionslos]) 


Wie viele dieser Freudenfeiern und Aufrufe zum Juden- 
mord hat es in Deutschland gegeben? Und welche poli- 
zeilichen und juristischen Maßnahmen dagegen gibt es? 
Ich hoffe, Herr Bundeskanzler, dass Ihre heutigen An- 
kündigungen das ändern. 


Meine Damen und Herren, mit dem ist nicht nur Israel 
gemeint, damit sind auch wir gemeint, der gesamte Wes- 
ten. Israel, das ist der Westen in einer Umgebung, die den 
Westen ablehnt und bekämpft. Wenn wir uns an die Seite 
Israels stellen, verteidigen wir auch unsere Art, zu leben 
und zu denken, gegen einen politisierten Islam. 


(Beifall bei der AfD) 


Das, meine Damen und Herren, ist ganz bestimmt deut- 
sche Staatsräson. 


Ich bedanke mich. 
(Lebhafter Beifall bei der AfD) 


Präsidentin Bärbel Bas: 
Nächster Redner: für die FDP-Fraktion Christian Dürr. 


(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 


Christian Dürr (FDP): 

Frau Präsidentin! Hochverehrter Herr Botschafter! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sie waren gestern zu 
Gast und auch davor, am 12. Mai, als wir hier gemeinsam 
die Gründung des Staates Israels im Deutschen Bundes- 
tag besprochen und uns an die Seite Israels gestellt haben, 
in Zeiten, als noch Frieden herrschte. 75 Jahre sind seit 
der Gründung des Staates vergangen. Und dann kamen 
die schrecklichen Ereignisse der letzten Tage, die uns alle 
zutiefst erschüttert haben. 


Der 7. Oktober markiert den Tag der größten Gewalt 
gegen jüdisches Leben seit den Verbrechen der Shoah. 
Über 4500 Raketen hat die terroristische Hamas auf 
Israel abgefeuert, über 1 200 Zivilisten und Soldaten ha- 
ben ihr Leben verloren. Hunderte Menschen wurden ver- 
schleppt, mehr als 2 700 sind verletzt. Gestern haben uns 
entsetzliche Berichte erreicht, dass die Hamas 40 Babys 
getötet hat. Das Ausmaß des Bösen, es ist kaum fassbar. 


Die Menschen in Israel müssen unter Angst und Gewalt (C) 


leiden. Verehrter Herr Botschafter, unsere Gedanken sind 
bei den Opfern und ihren Angehörigen. Wir fühlen mit 
Ihnen und Ihrem Volk, Herr Botschafter. 


(Beifall bei der FDP, der SPD, der CDU/CSU 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 


Die Sicherheit und das Existenzrecht Israels sind und 
bleiben deutsche Staatsräson. Die Beziehung zwischen 
Deutschland und Israel ist heute von tiefer Verbunden- 
heit, sie ist von Freundschaft geprägt. Sie ist und bleibt 
aber für alle Zeit untrennbar verbunden mit der Verant- 
wortung Deutschlands gegenüber allen Jüdinnen und Ju- 
den. Unser „Nie wieder!“ gilt nicht nur in der Bundes- 
republik Deutschland, sondern insbesondere in Israel und 
auch überall sonst auf der Welt. Israel ist nicht nur unser 
engster Verbündeter, sondern Israel ist ein Symbol für die 
Werte der Demokratie in einer Region, die von Konflik- 
ten und Unruhen gekennzeichnet ist. 


Der menschenverachtende Angriff der Hamas auf Is- 
rael ist ein Verstoß gegen das Völkerrecht. Dieser Angriff 
zielt nicht nur auf israelische Städte und Gemeinden, 
sondern bedroht auch die Aussichten — der Bundeskanz- 
ler hat es gesagt — auf Frieden und Stabilität in der Re- 
gion, und zwar ganz bewusst. Wir verurteilen diese fürch- 
terliche Gewalt auf das Schärfste und fordern die 
sofortige Einstellung der terroristischen Angriffe. Herr 
Botschafter, ich will es in aller Deutlichkeit sagen: Israel 
hat die volle Unterstützung, auch des Deutschen Bundes- 
tages, sich selbst zu verteidigen. Dieser Unterstützung 
können Sie sich sicher sein, Herr Botschafter. 


(Beifall bei der FDP, der SPD, der CDU/CSU 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 


Die Wahrheit ist, meine Damen und Herren: Die Dis- 
tanz zwischen Wort und Tat haben auch wir unterschätzt. 
Das, was die Hamas in den letzten Jahren und Jahrzehn- 
ten propagiert hat, hat sie in die Tat umgesetzt, und des- 
halb müssen wir auch auf das Wort achten. Wir müssen 
unsere Blicke auch auf die Ereignisse in Deutschland 
richten. Die Bilder aus Berlin und Duisburg, die wir am 
vergangenen Samstag und Sonntag gesehen haben, er- 
füllen uns mit tiefster Scham. Menschen, die den Terro- 
rismus bejubeln und feiern, zeigen damit, dass sie die 
grundlegenden Werte der Bundesrepublik Deutschland 
ablehnen. Ich nehme es nicht hin, dass die terroristischen 
Angriffe der Hamas und die Verteidigung der israelischen 
Streitkräfte öffentlich gleichgesetzt werden. Ich will es in 
aller Deutlichkeit sagen: Das ist eine beschämende Ver- 
zerrung der Tatsachen. Der Bundeskanzler hat es gesagt: 
Täter und Opfer werden bewusst verwechselt, aus politi- 
schen, aus terroristischen Gründen, meine Damen und 
Herren. 


(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie des Abg. Jürgen 
Braun [AfD]) 


Klar ist für uns Demokraten: Wir stellen uns jeder 
Form von Antisemitismus entschieden in den Weg, egal 
ob von rechts, von links oder von radikalen Muslimen. Es 
ist mir wichtig, klarzustellen, dass wir in Deutschland 
weltoffen sind für alle Menschen, egal welcher Religion, 
die unsere Werte teilen und sich zur freiheitlichen demo- 
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kratischen Grundordnung bekennen. Sie sind herzlich 
willkommen in unserem Land. Jüdisches Leben ist ein 
fester Bestandteil in unserem Land, den wir schützen, den 
wir fördern müssen. Diese Verantwortung für jü- disches 
Leben gilt gleichermaßen für alle Menschen, für alle 
Einwanderinnen und Einwanderer, die nach Deutsch- land 
kommen und die in unsere Gesellschaft eintreten. Es ist 
nämlich unabdingbar, dass dieser Grundsatz von allen 
akzeptiert wird. Meine Damen und Herren, ich sage es in 
aller Deutlichkeit: Wer zu uns nach Deutschland kommt, 
um auf den Straßen gegen jüdisches Leben zu hetzen, ist 
in unserem Land nicht willkommen. 


(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord- 
neten der CDU/CSU und des Abg. Johannes 
Huber [fraktionslos]) 


Ich erwarte auch von muslimischen Verbänden in 
Deutschland eine klare Haltung und Distanzierung vom 
schrecklichen Terror der Hamas. Wir werden dafür 
sorgen, dass Organisationen und Vereine, die die Hamas 
und ihre terroristischen Aktivitäten direkt oder indirekt 
unterstützen, in unserem Land verboten werden. Dazu 
gehören zum Beispiel das Islamische Zentrum Hamburg 
und andere Organisationen, die Verbindungen zur Hamas 
und Hisbollah unterhalten. Wir werden Antisemitismus 
und die terroristische Organisation des Antisemitismus in 
Deutschland nicht dulden und dem gemeinsam entschie- 
den entgegentreten, meine Damen und Herren. 


(Beifall bei der FDP, der SPD, der CDU/CSU 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 


Deswegen will ich allen Fraktionen der demokrati- 
schen Mitte dieses Hauses danken, dass wir uns am heu- 
tigen Tag auf einen gemeinsamen Entschließungsantrag 
einigen konnten. Es ist ein wichtiges und notwendiges 
Signal, ein angemessenes Zeichen in diesen schwierigen 
Zeiten, dass wir diesen Antrag heute gemeinsam in den 
Bundestag einbringen und beschließen werden. 


Herr Merz, ich will auch Ihnen als Vorsitzenden der 
größten Oppositionsfraktion dafür danken, dass Sie hier 
über die Grenzen von Regierung und Opposition hinweg 
in den letzten Tagen klare und deutliche Signale gesetzt 
haben. Dieser Antrag heute ist auch ein Unterstreichen 
unserer Glaubwürdigkeit und gleichzeitig ein Verspre- 
chen in die Zukunft, meine Damen und Herren. 


Herr Botschafter, Sie waren am Dienstag bei uns in der 
FDP-Bundestagsfraktion zu Gast, und Sie haben einen 
Satz gesagt, den ich hier gerne wiederholen möchte. Sie 
haben gesagt: Wenn wir zusammen sind, dann sind wir 
unbesiegbar. — Wir sind zusammen. 


Ich danke Ihnen. 
(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND- 


NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord- 
neten der CDU/CSU) 


Präsidentin Bärbel Bas: 
Nächster Redner: für die Fraktion Die Linke 
Dr. Dietmar Bartsch. 


(Beifall bei der LINKEN) 


Dr. Dietmar Bartsch (DIE LINKE): 

Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Botschafter! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Was wir am 7. Oktober 
in Israel erlebten, das ist nur schwer zu ertragen, und es 
markiert eine neue, äußerst besorgniserregende Qualität 
des Terrors. Daher begrüße ich es ausdrücklich, dass der 
Bundeskanzler heute eine Regierungserklärung abge- 
geben hat. Und ich will auch der Bundestagspräsidentin 
für ihre gestrigen Worte zu Beginn der Sitzung herzlich 
Danke sagen. 


(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord- 
neten der SPD) 


Es ist absolut richtig, dass wir unsere Solidarität mit Is- 
rael bekunden. Ja, wir trauern mit euch, mit den Betrof- 
fenen; wir stehen an ihrer Seite. 


Meine Damen und Herren, was am Wochenende pas- 
siert ist, ist eine neue Dimension des Terrors. Verantwort- 
lich für das, was passiert ist — das will ich unmissver- 
ständlich deutlich machen -, ist die Hamas, ohne Wenn 
und Aber. 


(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord- 
neten der SPD und des BUNDNISSES 90/DIE 
GRUNEN) 


Ich will wiederholen: Seit der Shoah sind nicht mehr so 
viele Jüdinnen und Juden an einem Tag ermordet worden. 
Das muss uns allen hier in diesem Haus, in unserem Land 
besonders nahegehen. b 


Wir müssen uns bewusst machen, dass die Mehrheit der 
Bevölkerung im Gazastreifen aus Kindern und älteren 
Menschen besteht. Ja, diese werden von der Hamas als 
menschliche Schutzschilde eingesetzt. Aber es ist auch 
unsere Verantwortung, vor allen Dingen die der Welt- 
gemeinschaft, in besonderer Weise im Übrigen auch der 
arabischen Welt, dass die Zivilisten im Zweifel geschützt 
werden, dass die Menschen Gaza verlassen können. 


Liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist allerhöchste 
Zeit, dass wir unsere Iranpolitik überdenken. Wir hatten 
dazu unlängst eine nachdenkliche Aktuelle Stunde. Wir 
wissen, dass der Iran Israel zerstören will, und wir wis- 
sen, dass der Iran die Hamas aktiv unterstützt. Wir müs- 
sen aufhören, Wissen und Technologie an den Iran zu 
exportieren; denn die Ingenieure hinter den Hamasbom- 
ben haben ihr Know-how aus dem Iran. 


Meine Damen und Herren, die Exporte im Jahre 2022 
in den Iran sind gestiegen. Sie sind gestiegen! Das Ver- 
hältnis des Westens zum Islamfaschismus — so müssen 
wir es nennen - ist seit Jahrzehnten ambivalent: Radikal 
in der Phrase, aber wenn es konkret wird, wurden isla- 
mische Gruppen in der Vergangenheit gerne als nützliche 
Idioten, mit denen im Zweifel auch gegen progressive 
Kräfte vorgegangen wurde, betrachtet. 


Diesen Wahnsinn erleben wir im Übrigen aktuell auch 
bei der Auseinandersetzung mit Aserbaidschan und Ar- 
menien. Wir erleben diesen Wahnsinn in Nordsyrien, wo 
die Türkei brutalst gegen Kurdinnen und Kurden vorgeht. 
Auch das gehört mit zur Wahrheit. 


Meine Damen und Herren, wenn wir solidarisch mit 
Israel sein wollen — ich hoffe, daran besteht kein Zweifel 
hier im Hohen Hause —, dann müssen wir aufhören, isla- 
mistische Gruppierungen und Regierungen im Zweifel 
für geopolitische Interessen des Westens zu nutzen. 


(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord- 
neten der SPD) 
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bel Bas: 


Nächster Redner: für die SPD-Fraktion Lars Klingbeil. 


(Beifall bei der SPD und der FDP sowie bei 
Abgeordneten des BUNDNISSES 90/DIE 
GRUNEN) 


Lars Klingbeil (SPD): 

Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Botschafter! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Musik ist Freiheit. Mu- 
sik verbindet über Grenzen hinweg. Ich kann mir kaum 
etwas Friedlicheres vorstellen als junge Menschen, die 
glücklich auf einem Musikfestival tanzen, die für einen 
Moment die Sorgen des Alltags vergessen, die ihre Ju- 
gend und das junge Erwachsensein feiern und genießen, 
die sich fallen lassen. Egal wo du herkommst, egal wer du 
bist: Musik ist Freiheit, und Musik verbindet. 


Ich kann Ihnen gar nicht beschreiben, wie mich die 
Bilder und die Geschichten der Menschen auf dem Super- 
nova-Festival in Israel aus der Bahn geworfen haben. 
Junge Menschen, die friedlich miteinander tanzten, die 
ein unbeschwertes Miteinander feierten — und dann än- 
derte sich alles, von einer Sekunde auf die nächste. Aus 
friedlichen, unbeschwerten jungen Menschen, die feier- 
ten, wurden Gejagte, Menschen, die um ihr Leben rann- 
ten. 260 von ihnen haben es nicht geschafft. Sie wurden 
kaltblütig ermordet, vergewaltigt, geschändet. Es waren 
furchtbare Nachrichten und grausame Bilder, die uns am 
letzten Samstag aus Israel erreicht haben: 1200 Tote, 
viele Tausend Verletzte, 5 000 Raketen. 


Um es hier gleich zu Beginn in aller Deutlichkeit und 
in aller Klarheit zu sagen: Es gibt keine Relativierung. Es 
gibt keine Verharmlosung. Es gibt kein „Ja, aber“. Nichts 
rechtfertigt diese barbarischen Attacken der Hamas. 
Nichts, wirklich gar nichts, rechtfertigt den Terror, der 
gegen den Staat Israel und seine Bürgerinnen und Bürger 
verübt wurde. 


(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord- 
neten der CDU/CSU und der LINKEN) 


Auch heute, fünf Tage nach diesen grausamen An- 
schlägen, fällt es mir schwer, die richtigen Worte zu 
finden. Meine Gedanken sind bei denen, die Angehörige 
verloren haben, deren Angehörige als Geiseln ver- 
schleppt wurden, bei zahlreichen Frauen, Kindern und 
Jugendlichen, die Opfer dieser feigen Angriffe geworden 
sind. Ich bin dankbar, dass wir heute hier im Parlament 
zusammenkommen und versuchen, eine gemeinsame 
Sprache zu finden, dass wir gemeinsam versuchen, die 
Sprachlosigkeit zu überwinden, mit der Debatte, mit 
dem Antrag. Klar ist aber auch: Worten müssen Taten 
folgen. 


Sehr geehrter Herr Botschafter, seien Sie versichert, 
dass wir, die hier in der Mitte des Parlaments zusammen- 
gekommen sind, fest an der Seite Israels stehen. Ich bin 
der Bundestagspräsidentin dankbar, dass sie gestern die 
richtigen Worte für uns als Parlament gefunden hat. Ich 
bin dem Bundeskanzler Olaf Scholz für seine klaren und 
unmissverständlichen Worte dankbar. Ich bin für klare 
Hilfs- und Unterstützungszusagen dankbar. Unsere Soli- 
darität mit dem Staat Israel und der Bevölkerung Israels 
ist und bleibt ungebrochen. Das unterstreichen wir heute 
auch gemeinsam hier im Parlament. 


(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRUNEN und der FDP) 
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Es ist mir — und das darf ich auch für Saskia Esken 
sagen — ein persönliches Anliegen, Ricarda Lang, 
Christian Lindner, Friedrich Merz, Markus Söder und 
Omid Nouripour vor allem dafür zu danken, dass wir es 
an einem Wahlsonntag, wo es für unsere Parteien jeweils 
um viel ging, geschafft haben, mit der demokratischen 
Mitte dieses Parlamentes eine gemeinsame Stellung- 
nahme abzugeben. Das zeigt, wie wichtig das Thema 
Israel für uns als Demokratinnen und Demokraten ist. 
Dafür an alle Parteien, die mitgezeichnet haben, ein gro- 
Ber Dank! 


(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRUNEN und der FDP sowie bei Abgeord- 
neten der CDU/CSU) 


Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben uns als 
Deutschland nach dem Krieg geschworen: „Nie wieder!“ 
Nie wieder schauen wir weg. Nie wieder schweigen wir, 
wenn jüdisches Leben bedroht ist. — Israel hat sich in den 
letzten 75 Jahren zu einem Schutzraum für jüdisches 
Leben entwickelt als Antwort auf den Schrecken des 
Holocausts, den unser Land zu verantworten hatte. Unter 
dem Eindruck der Attentate vom vergangenen Samstag 
müssen wir festhalten: Dieser Schutzraum war nicht mehr 
sicher. 


Als ich Anfang des Jahres als Parteivorsitzender Israel 
besuchte und in der Gedenkstätte Yad Vashem einen 
Kranz niederlegte, waren es auch diese zwei Worte — 
„Nie wieder“ —, die auf dem Kranz zu lesen waren. Und 
denen, die meinen — und wir merken doch, dass sich das 
in unserer Gesellschaft einschleicht -: „Das ist doch alles 
Jahrzehnte her, irgendwann ist doch auch mal gut mit der 
Verantwortung; wir sind doch heute eine andere Genera- 
tion“, sagen wir hier gemeinsam laut und deutlich: „Nie 
wieder!“ hat kein Schlussdatum. „Nie wieder!“ ist eine 
Haltung. Und wir haben als Deutschland aus unserer Ge- 
schichte gelernt, dass man diese Haltung niemals auf- 
geben darf. 


(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord- 
neten der CDU/CSU) 


IK 


Israel ist ein Schutzraum. Aber Israel ist mehr als 
ein Schutzraum: Es ist ein Land mit Lebensfreude, ein 
kulturell reiches Land mit einer lebendigen und kämpfe- 
rischen Demokratie, einer innovationsstarken Wirtschaft. 
Es ist auch — und das ist mir sehr wichtig; ich weiß, dass 
das keine Selbstverständlichkeit ist — ein Partner und 
Freund Deutschlands. Wir haben das Bewusstsein für 
unsere historische Verantwortung, und wir wissen, wel- 
che gemeinsamen Werte die deutsch-israelische Freund- 
schaft ausmachen. Für diese Freundschaft, Herr Bot- 
schafter, bin ich ausdrücklich dankbar, und das darf ich 
im Namen meiner Partei festhalten. 


Wir sind tief erschüttert über den blutigsten Angriff auf 
Jüdinnen und Juden, den wir seit der Shoah erleben muss- 
ten. Israel hat das völkerrechtlich verbriefte Recht, sich 
zu verteidigen, sein Volk und seine Existenz zu beschüt- 
zen. Im Kampf gegen die Terroristen der Hamas und die 
Feinde Israels stehen wir fest an der Seite Israels und 
seiner Bevölkerung. Wir werden unterstützen. Die Si- 
cherheit Israels ist Teil unserer deutschen Staatsräson. 


(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRUNEN und der FDP) 


Der brutale Terror der Hamas bringt Leid und Zerstö- 
rung in der gesamten Region. Wir wissen: Die Hamas 
will keinen Frieden — auch nicht für die Menschen in 
den Palästinensischen Gebieten, die in Frieden leben wol- 
len. Die Hamas bringt eine humanitäre Katastrophe über 
die Menschen in den Gebieten dort. Die Hamas will Hass 
und Leid. Es ist richtig, dass US-Präsident Biden vor- 
geschlagen hat, Zivilisten, Frauen und Kindern einen si- 
cheren Ausweg aus Gaza zu eröffnen. Auch denen muss 
Schutz gegeben werden, die auf palästinensischer Seite 
durch Terror der Hamas bedroht sind. Die Hamas bringt 
Instabilität in die gesamte Region. 


Es ist richtig, dass wir auch die Rolle des Irans in 
diesem Antrag klar benennen. Es ist richtig, dass mit 
diesem Antrag auch deutlich wird: Unsere Perspektive 
und unser Blick auf den Iran muss sich verändern. Es 
ist richtig, dass andere Länder in der Region auch in die 
Verantwortung genommen werden, sich klar von dem 
Terror der Hamas zu distanzieren. Und es ist auch richtig, 
dass wir das sehr klar von der Palästinensischen Auto- 
nomiebehörde erwarten. Es darf hier kein Wegducken 
geben, liebe Kolleginnen und Kollegen. 


(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP) 


Heute ist ein Tag der Solidarität. Es geht darum, dass 
der Terrorismus in Israel konsequent bekämpft wird. Es 
geht um den Terrorismus, der den Staat Israel gefährdet. 
An einem Tag wie heute möchte ich auch an die Worte 
des ehemaligen israelischen Ministerpräsidenten Yitzhak 
Rabin erinnern. Rabin sagte, Israel müsse den Terror 
bekämpfen, als gäbe es keine Verhandlung, und Verhand- 
lungen führen, als gäbe es keinen Terror. Wir alle wissen, 
dass ein nachhaltiger Frieden mit den Terrorakten der 
Hamas vom vergangenen Samstag in weite Ferne gerückt 
ist. Jetzt gilt es, den Terror konsequent zu bekämpfen. Die 
Perspektive auf einen nachhaltigen Frieden in der Region 
dürfen wir aber auch an solchen Tagen nicht aufgeben. 
Wir stehen fest an der Seite Israels. 


Vielen Dank. 
(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 


GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord- 
neten der CDU/CSU und der LINKEN) 


Präsidentin Bärbel Bas: 
Nächster Redner: für 
Alexander Dobrindt. 


(Beifall bei der CDU/CSU) 


die CDU/CSU-Fraktion 


Alexander Dobrindt (CDU/CSU): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr 
Botschafter Prosor! Meine Kolleginnen und Kollegen! 
Der 7. Oktober ist der Tag, an dem der Terror gegen Juden 
Hunderte Menschenleben abscheulich vernichtet, Tau- 
sende Familien zerstört und der Welt gezeigt hat, dass 
der Hass zur Vernichtung des Staates Israel von den Ter- 
ror- und Mörderbanden wie der Hamas ausgeht und ab- 
scheuliche Realität ist. Deswegen, sehr geehrter Herr 
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Botschafter Prosor, will ich Ihnen und den Menschen, 
unseren Freunden in Israel, an diesem Tag sechs dieses 
barbarischen Terrors sagen: Je stärker der Angriff auf das 
Existenzrecht Israels ist, umso stärker wird unsere Unter- 
stützung für die Herstellung der Sicherheit Israels und die 
Verteidigung des Existenzrechts des Staates Israel sein. 


(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD und des BUND- 
NISSES 90/DIE GRÜNEN) 


Ja, die Sicherheit und das Existenzrecht Israels gehö- 
ren zur Staatsräson der Bundesrepublik Deutschland. Das 
ist nicht erst seit heute so, sondern seit langer Zeit, und 
das nicht nur in Worten, sondern in Taten. David Ben- 
Gurion hat 1966 einen Brief nach München geschickt mit 
folgenden Zeilen: 


„Ich möchte betonen, wie sehr ich deine Freund- 
schaft gegenüber Israel schätze, eine Freundschaft, 
die du nicht nur in Worten, sondern mit Taten aus- 
gedrückt hast.“ 


Der Brief war an Franz Josef Strauß gerichtet. Strauß 
hat als Verteidigungsminister der israelischen Armee 
Waffen geliefert — damals noch geheim und nur mit 
Kanzler Adenauer abgesprochen. Diese Waffen hatte 
Israel im Sechstagekrieg, im Kampf um die eigene Exis- 
tenz dringend gebraucht. Strauß sprach von einer 
„Freundschaft der mutigen Tat“. Und wenn das Existenz- 
recht Israels bedroht und angegriffen, wenn Israel mit 
Terror überzogen wird, gibt es für Deutschland nur einen 
Platz, und zwar an der Seite Israels, der Freundschaft und 
der mutigen Tat, meine Damen und Herren. 


(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD und des Abg. Omid 
Nouripour [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]) 


Herr Botschafter, Sie waren am Dienstag dieser Woche 
bei uns in der CDU/CSU-Fraktion; meinen aufrichtigsten 
Dank für Ihre sehr bewegende Rede. Sie haben uns und 
Sie haben der Öffentlichkeit in diesen Tagen in Erinne- 
rung gerufen, dass der Staat Israel gegründet wurde, da- 
mit Juden nie wieder Opfer von solchen Massakern, von 
solchen Gräueltaten werden, wie sie die Hamas am 7. Ok- 
tober bestialisch begangen hat. Ich hoffe, Sie spürten 
unsere Anteilnahme, unsere Trauer und vielleicht unsere 
Wut. Das ist die einzig mögliche Reaktion auf diesen 
Terror, den wir sehen: Trauer, Anteilnahme und vielleicht 
auch Wut. Nichts anderes ist zu akzeptieren — auf keinen 
Fall Freude und Feiern auf den Straßen, wie wir es in 
Neukölln und anderswo in Deutschland gesehen haben, 
meine Damen und Herren. 


(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN, der FDP und der LINKEN und 
des Abg. Jürgen Braun [AfD]) 


Hier geht es nicht um Fragen von Stil oder Anstand. In 
einem Land, das die Shoah zu verantworten hat, darf 
Freude über Terror gegen Juden schlichtweg keinen Platz 
haben. Wer den Mord an Juden bejubelt, begeht eine 
Straftat, und, ja, er muss verurteilt werden. Wer den Ha- 
masterror befeuert und befeiert und Gast in Deutschland 
ist, der hat in diesem Land nichts mehr verloren. 


(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der FDP und der Abg. Jürgen Braun 
[AfD], Joana Cotar [fraktionslos]|] und 
Johannes Huber [fraktionslos]) 


Übrigens: Die Bekämpfung des Terrorismus, die be- 
ginnt auch mit den richtigen Worten. Man liest in den 
letzten Tagen von „Hamaskämpfern“. Meine Damen 
und Herren, wer auf einem Festival Jugendliche grausam 
tötet oder in einem Kibbuz Kleinkinder ermordet, der ist 
kein Kämpfer, sondern ein abscheulicher Terrorist. 


(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD, des BÜNDNIS- 
SES 90/DIE GRÜNEN und der AfD und der 
Abg. Joana Cotar [fraktionslos] und Johannes 
Huber [fraktionslos]) 


Wer in Deutschland offen für die Hamas sympathisiert, 
der ist kein Palästinaaktivist, sondern ein Terrorunterstüt- 
zer. Das muss man benennen und auch danach handeln, 
und nicht anders. 


(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der SPD, des BUNDNISSES 90/DIE 
GRUNEN und der FDP) 


Der Deutsche Bundestag hat in der vergangenen Wahl- 
periode das Verbrennen von ausländischen Flaggen unter 
Strafe gestellt. Dabei ging es in besonderer Weise um die 
israelische Flagge. Damals gab es Stimmen, die von 
„schlichtem Unfug“ gesprochen haben. Meine Damen 
und Herren, wer die Israelflagge zerstört und verbrennt, 
der will in Wahrheit den Staat Israel zerstören. Das ist 
kein Unfug. Das ist offene Sympathie und Unterstützung 
für Terror. Da gibt es keinen Millimeter Toleranz. 


(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der SPD, des BUNDNISSES 90/DIE 
GRUNEN und der FDP) 


Ich will heute auch danksagen. Ich will allen Kollegin- 
nen und Kollegen der SPD, der Grünen und der FDP- 
Fraktion danksagen, dass es gelungen ist, mit der CDU/ 
CSU-Fraktion einen gemeinsamen Antrag im Deutschen 
Bundestag zu formulieren. Ich will auch für die Klarheit 
dieses Antrages danken und möchte an der Stelle sagen: 
Lieber Herr Botschafter, unsere Botschaft in diesem Haus 
ist klar: Die Solidarität mit Israel ist eine Freundschaft der 
mutigen Tat. 


Herzlichen Dank. 


(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem 
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und der FDP) 


Präsidentin Bärbel Bas: 
Nächster Redner: für die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen Omid Nouripour. 


(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP) 


Omid Nouripour (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Botschafter! 
Meine Damen und Herren! Wir erleben eine internatio- 
nale Verschwörung gegen Israel. Was die Hamas begann, 
wird nun von der Hisbollah aus dem Libanon fortgesetzt. 
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Wir sehen Beschüsse von syrischen Stellungen aus. Es 
gibt den berechtigten Verdacht, dass der Iran das alles 
koordiniert. Und die gesamte islamistisch-dschihadis- 
tische Szene feiert das, von Jemen bis nach Afghanistan. 


Wir reden nicht über Widerstand, wenn Babys umge- 
bracht werden, wenn Holocaustüberlebende verschleppt 
werden, wenn Leute massakriert werden. Wir reden über 
blanken Terror — einen Terror, der verurteilt gehört und 
der sofort beendet werden muss, 


(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD, der CDU/CSU, der FDP und der 
LINKEN) 


einen Terror, unter dem in diesen Tagen in erster Linie die 
Menschen in Israel leiden, unter dem aber auch die Men- 
schen in Palästina, in Gaza und in der Westbank leiden. 


Wir stehen in dieser Situation selbstverständlich an der 
Seite Israels. Dazu gehört im Übrigen auch die Zurück- 
weisung all derjenigen, von denen ich in den letzten Ta- 
gen gelesen habe, dass sie beide Seiten zu irgendetwas 
auffordern. Es geht nicht darum, dass da gerade zwei 
Streitparteien zugange sind. Es geht um einen demokra- 
tischen Staat, der sich gegen blanken Terror wehrt. Des- 
halb gibt es keine Äquidistanz, zu niemandem. Wir ste- 
hen nur an der Seite Israels. 


(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD, der CDU/CSU und der FDP so- 
wie bei Abgeordneten der LINKEN) 


Das tun wir nicht nur aus unserer historischen Verant- 
wortung; das tun wir auch, weil es eine Wertegemein- 
schaft zweier Demokratien gibt, über die wir hier spre- 
chen. Das tun wir auch, weil wir so verwoben sind: So 
viele Beziehungen, so viele Freundschaften, so viele 
Ehen, so viele Kinder sind deutsch-israelisch. Wir sind 
eins. Deshalb gehört es sich, dass wir an dieser Stelle 
selbstverständlich an der Seite von Israel stehen. 


(Beifall der Abg. Katharina Beck [BÜND- 
NIS 90/DIE GRUNEN]) 


So viele Leute in diesem Raum haben in den letzten Tagen 
mit Menschen geschrieben und telefoniert, die in 
Bombenbunkern gesessen haben oder die erlebt und be- 
richtet haben, wie Familienmitglieder jetzt unter die Rä- 
der des Terrors kommen. Auch deswegen sind wir ver- 
pflichtet. 


(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der FDP) 


Der Staat Israel hat noch eine Besonderheit. Er ist der 
einzige Staat auf der Welt, der seit 75 Jahren jeden ein- 
zelnen Tag seiner aggressiven Nachbarschaft militärisch 
überlegen sein muss, um überleben zu können. Deshalb 
reicht es nicht, nur zu sagen, dass es Staatsräson ist, Ver- 
antwortung für die Sicherheit Israels zu übernehmen und 
diese zu unterstützen, sondern wir müssen auch proaktiv 
dafür eintreten, und das tun wir über Parteigrenzen hin- 
weg. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


sowie bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und der FDP) 


Ich möchte hier einen herzlichen Dank aussprechen an (C) 


die Kollegin Heinrich, an den Kollegen Wadephul, an den 
Kollegen Link, an die Kollegin Brugger, dass sie diesen 
gemeinschaftlichen Antrag auf den Weg gebracht haben. 
Im Namen von Ricarda Lang und meiner Partei möchte 
ich einen Riesendank aussprechen an Saskia Esken und 
Lars Klingbeil, an Friedrich Merz, an Markus Söder und 
an Christian Lindner, dass wir damit ein gemeinsames 
Signal senden können, weil es Dinge jenseits des demo- 
kratischen Wettbewerbs und des Streites gibt, bei denen 
es keinen Dissens geben darf und bei denen es keine 
Zweifel gibt, dass wir zusammenstehen, und zwar an 
der Seite des Staates Israel, meine Damen und Herren. 


(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD, der CDU/CSU und der FDP) 


Ich kann nur wiederholen, was so viele gesagt haben: 
Das gilt eben nicht nur international; das gilt natürlich 
auch für das, was wir in Deutschland erleben. Ich muss 
einfach zugeben, dass mir als Deutschem muslimischen 
Glaubens speiübel ist, wenn ich sehe, dass Leute es fei- 
ern, dass andere, Zivilistinnen und Zivilisten, auf Musik- 
festivals abgeschlachtet werden. Das ist Verhetzung. Das 
können wir nicht zulassen. Diesen Leuten rufe ich zu: Wir 
lassen das nicht zu. — Es gibt ein Strafgesetzbuch in 
diesem Land, das für diese Leute genauso gilt wie für 
alle anderen auch und das mit Härte angewandt werden 
muss. 


Wir werden natürlich auch an der Seite von TuS Mak- 
kabi Berlin stehen. Es kann nicht sein, dass der Verein 
jetzt den Spielbetrieb einstellen muss, weil seine Sportler 
nicht sicher sind. 


(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD, der CDU/CSU, der FDP und der 
LINKEN sowie der Abg. Joana Cotar [frakti- 
onslos] und Johannes Huber [fraktionslos]) 


All den Leuten, die Hass und Hetze treiben, rufen wir 
von dieser Stelle aus zu: Lang lebe Israel! Am Israel Chai! 


Herzlichen Dank. 


(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD, der CDU/CSU und der FDP so- 
wie bei Abgeordneten der LINKEN) 


Präsidentin Bärbel Bas: 
Nächster Redner: für die AfD-Fraktion Matthias 
Moosdorf. 


(Beifall bei der AfD) 


Matthias Moosdorf (AfD): 

Frau Präsidentin! Verehrter Herr Botschafter! Meine 
Damen und Herren! Wenn diese Bundesregierung durch 
die Außenpolitik stolpert — Afghanistan, Syrien, Ukraine, 
China, Mali, Niger —, kennzeichnet sie ein Kontinuum: zu 
spät, zu halbherzig, realitätsfremd, unprofessionell und, 
ja, gefährlich für unsere Interessen. Spätestens seit Sams- 
tag bewahrheitet sich diese Erkenntnis ein weiteres Mal, 
ausgerechnet in Israel, dessen Schutz als einzige Demo- 
kratie im Nahen Osten schon aus unserer gemeinsamen 
Geschichte heraus besondere Verantwortung erfordert. 
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Seit dem Osloer Friedensvertrag flossen unglaubliche 
8,3 Milliarden Euro in Palästinensische Gebiete und fi- 
nanzieren unter anderem Organisationen, die offen Terror 
gegen Israel verherrlichen und mit ähnlichen Gruppen im 
Libanon und im Iran in Verbindung stehen. Die AfD hat 
gegen die Stimmen aller hier in diesem Haus mehrfach 
gefordert, die Hilfsgelder für UNRWA zu streichen, weil 
seit 2012 95 Prozent ihrer Mitglieder der Hamas angehö- 
ren und diese Hamas die Gelder verteilt. UNRWA be- 
streitet das Existenzrecht des jüdischen Staates und des- 
sen Recht auf Selbstverteidigung gemäß UN-Charta. Sie 
steht damit im Gegensatz zu der von der Bundesregierung 
2008 verkündeten Position, dass Israels Sicherheit Teil 
der deutschen Staatsräson sei. 


UNRWA etabliert im Gazastreifen den größten Wohl- 
fahrtsapparat der Welt. Mit einem Etat von 1,2 Milliarden 
Euro werden 80 Prozent der Einwohner versorgt, die als 
Flüchtlinge gelten. Dieser Status ist unter UNRWA ver- 
erbbar und erlischt nicht bei Annahme einer Staatsbürger- 
schaft. Aus 600 000 Flüchtlingen im Jahr 1949 wurden so 
aktuell 5,6 Millionen mit steigender Tendenz. Hier rekru- 
tiert die Hamas — auch mit deutschem Geld und nahezu 
ohne Kontrolle. Ihre zur Schau getragenen humanis- 
tischen Taten finanzieren so auch Terror. Ihre Meinungs- 
vielfalt, Claudia Roth und die Documenta, das regel- 
mäßige Verbrennen von Israelfahnen in Berlin fördert den 
Antisemitismus. 


(Beifall bei der AfD sowie der Abg. Robert 
Farle [fraktionslos] und Matthias Helferich 
[fraktionslos]) 


Die Jusos unter Kevin Kühnert erklären gar die extre- 
mistische Jugend der Fatah zu ihrer Schwesterorganisati- 
on. Diese ruft zum Boykott von Israel auf. Ihr Logo ist 
eine Landkarte ohne Israel, gefärbt in den Farben Paläs- 
tinas. Schämen Sie sich! 


(Beifall bei der AfD sowie des Abg. Robert 
Farle [fraktionslos]) 


Abbas kann im Beisein des Kanzlers den Holocaust 
relativieren, und jüdische Bürger sind hierzulande wie 
niemals zuvor extremer Gewalt ausgesetzt. Die deut- 
schen Vertreter stehen auf, wenn Pakistan in den UN 
angeblich Märtyrer der Hamas gedenkt. Jährlich 9 Millio- 
nen Euro werden über den Haushaltstitel für Lehrmittel 
ausgegeben, die laut Leibniz-Gutachten überall antisemi- 
tische und antiisraelische Hetze verbreiten. Lehrkräfte der 
Hamas erziehen die Kinder zu Attentätern, und 
Deutschland bezahlt sie. Last, but not least: Die Hamas 
bedankt sich für westliche Waffen aus Afghanistan und 
der Ukraine. 


Liebe Kollegen, all das ist in unseren Augen struktu- 
reller Antisemitismus, 


(Beifall bei der AfD sowie des Abg. Robert 
Farle [fraktionslos]) 


und diese Bundesregierung trägt dafür die Verantwor- 
tung. Ihre Worte der Anteilnahme verhöhnen die Opfer. 
Vielen Dank. 


(Beifall bei der AfD - Jürgen Coße [SPD]: 
Russlandfreunde!) 


Präsidentin Bärbel Bas: 
Nächster Redner: für die FDP-Fraktion Bijan Djir- 
Sarai. 


(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD) 


Bijan Djir-Sarai (FDP): 

Frau Präsidentin! Lieber Herr Botschafter! Lieber 
Ron! Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Der 7. Oktober 2023 wird als schwarzer Tag in 
die Geschichte Israels eingehen. An diesem Tag ist Israel, 
die einzige Demokratie im Nahen und Mittleren Osten, 
von palästinensischen Terroristen überfallen worden. 


Die Bilder, die uns aus Israel erreicht haben, waren 
zutiefst verstörend. Das Ausmaß von Tod und Verbrechen 
ist schockierend. 


Im Kibbuz Kfar Aza mussten sich selbst erfahrene 
israelische Soldaten gegenseitig Trost spenden. Die Spu- 
ren des Terrors, die sie vorgefunden haben, waren so 
schrecklich, dass selbst erfahrene Soldaten und Polizisten 
große Mühe hatten, das Geschehene in seiner Dimension 
überhaupt zu begreifen. In diesem Kibbuz lebten einst 
Menschen, Familien, die glücklich waren, Träume und 
Sorgen für die Zukunft hatten und mit viel Liebe und 
Zuversicht für sich und für ihre Kinder und Familien 
ein Heim und ein Zuhause aufgebaut hatten. Davon ist 
heute nichts mehr geblieben. Diejenigen, die das Massa- 
ker überlebt haben, berichten von grauenhaften Verbre- 
chen und werden sich seelisch vermutlich nie wieder ganz 
davon erholen können. 


Hinter den Zahlen zu den Toten und den Opfern stehen 
Menschen mit individuellen Biografien, deren Schicksale 
uns sehr nahe gehen. In den sozialen Medien schreibt eine 
Frau über ihre 22-jährige getötete Schwester: „Meine 
Schwester ist jetzt im Himmel. Unsere Herzen sind für 
immer gebrochen.“ 


Meine Damen und Herren, auch unsere Herzen sind 
durch die Ereignisse der letzten Tage gebrochen. Wir 
wünschen uns Frieden und Sicherheit für Israel und die 
Menschen in der Region. Wer aber die Zukunft gestalten 
will, muss in der Gegenwart leben. Die Gegenwart jedoch 
muss realistisch betrachtet werden. Israel, die einzige 
Demokratie im Nahen und Mittleren Osten, ist umgeben 
von Feinden, die seine Vernichtung und Auslöschung 
wollen. Das fordern sie aus tiefstem Antisemitismus he- 
raus, aus Hass auf Jüdinnen und Juden in Israel und welt- 
weit. 


Worte der Solidarität für Israel sind in dieser histori- 
schen und extrem bedrohlichen Situation wichtig, aber 
sie werden nicht reichen, meine Damen und Herren. Po- 
litisches Handeln ist in dieser Situation wichtiger denn je. 


Den brutalen Terror der Hamas muss die Politik in 
Deutschland und Europa zum Anlass nehmen, Geldzah- 
lungen für palästinensische Organisationen zu prüfen 
und, wo nötig, einzustellen. 


(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BUNDNISSES 90/DIE 
GRUNEN und des Abg. Jürgen Braun [AfD]) 
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Die Freigabe deutscher Finanzmittel für Organisationen 
in den Palästinensergebieten muss künftig klar konditio- 
niert werden. Geld darf nur dann fließen, wenn das Exis- 
tenzrecht Israels anerkannt wird und Organisationen und 
Verbände vollständige Transparenz gewährleisten kön- 
nen. 


(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 


Meine Damen und Herren, spätestens jetzt ist hoffent- 
lich auch jedem klar: Die Europäische Union braucht eine 
neue Strategie im Umgang mit dem Mullah-Regime in 
Teheran. Dort sitzen die Drahtzieher, die Planer und die 
Geldgeber des Terrorismus. Seit 1979 verfolgt die Isla- 
mische Republik das Ziel, Israel von der Karte zu tilgen. 
Das ist keine Propaganda, sondern das erklärte Ziel die- 
ses Regimes. Die islamistischen Revolutionswächter, 
meine Damen und Herren, gehören auf die Terrorliste 
der EU; denn diese sind die zentrale Säule dieses Re- 
gimes und kontrollieren dort die Wirtschaft. 


(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD, der CDU/CSU, des BUNDNIS- 
SES 90/DIE GRÜNEN und der AfD) 


Sie sind für eklatante Menschenrechtsverletzungen in der 
gesamten Region verantwortlich. Hier erwarten wir auch 
ein entgegenkommendes Umdenken auf europäischer 
Ebene und die Unterstützung von Kommissionspräsiden- 
tin von der Leyen für diese Kursänderung in der Iran- 
Politik. 


Meine Damen und Herren, Israel hat in seiner Ge- 
schichte viele Probleme, Angriffe, Konflikte und existen- 
zielle Herausforderungen erlebt. Doch Israel ist enorm 
stark, und ich bin davon überzeugt, dass Israel auch die 
aktuelle Lage meistern wird. 


Herr Botschafter, wir stehen zu unseren Freundinnen 
und Freunden in Israel. Dafür stehen wir nach innen ein, 
aber auch außenpolitisch und in internationalen Gremien. 


Vielen Dank, meine Damen und Herren. 


(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD, der CDU/CSU, des BUNDNIS- 
SES 90/DIE GRÜNEN und der AfD) 


Präsidentin Bärbel Bas: 
Nächster Redner: für die SPD-Fraktion Dr. 
Mützenich. 


Rolf 


(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BUNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP) 


Dr. Rolf Mützenich (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Sehr geehrter Herr Botschafter! Exzellenz! Der 
Überfall der Hamas auf Israel ist ein barbarischer Akt. 
Eine derartige Brutalität und Entschlossenheit hätte 
ich mir auch persönlich niemals in dieser Dimension, in 
dieser Rücksichtslosigkeit vorstellen können. 


Morden verstößt gegen alle Gebote und Verbote. Ich (C) 


bin der festen Überzeugung: Ein demokratischer Rechts- 
staat, aber auch alle Religionen müssen dieses Postulat 
immer wieder neu begründen. Morden verstößt gegen alle 
Gebote und Verbote, meine Damen und Herren. 


(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, des BUNDNISSES 90/DIE 
GRUNEN und der FDP) 


Und mehr noch: Wer wahllos und unterschiedslos mor- 
det, steht abseits jeder menschlichen Ordnung und zer- 
stört die zivilisatorischen Errungenschaften und das 
Selbstverständnis aller Kulturkreise. 


(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 


Deswegen, meine Damen und Herren, ist es gut, dass 
wir heute diese Regierungserklärung des Bundeskanz- 
lers gehört haben. Ich danke für meine Fraktion der Bun- 
destagspräsidentin, aber auch den Parteivorsitzenden aus- 
drücklich für ihre Erklärung. Ich will meinen Dank auch 
an die CDU/CSU-Fraktion aussprechen, dass wir zu einer 
gemeinsamen Erklärung gekommen sind. Sie wissen: Ich 
hätte auch gerne die Fraktion der Linken in diese Erklä- 
rung eingebunden. Aber ich denke, alle demokratischen 
Fraktionen in diesem Hause haben in dieser Stunde be- 
wiesen, was es heißt, solidarisch zu Israel zu stehen. 


(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BUNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP) 


Deswegen habe ich für meine Fraktion, Herr Botschaf- 
ter, Ihnen am Sonntag einen Brief geschrieben — auf 
meine Art, nicht auf Twitter — mit persönlichen Worten, 
nicht zum Kopieren gedacht. Darin habe ich Ihnen die 
Solidarität des Hauses, aber auch meiner Fraktion zum 
Ausdruck gebracht. 


Israel hat das Recht auf Selbstverteidigung, das Recht, 
Maßnahmen durchzuführen, die diese Selbstverteidigung 
sichern, und, ja, Herr Botschafter — das richtet sich auch 
an die israelische Regierung —, auch Maßnahmen durch- 
zuführen, die weitere Angriffe verhindern werden. Dies 
wird uns in den nächsten Tagen begleiten. Und ich bin 
ganz sicher: Ein demokratischer Staat wie Israel wird 
zuerst seine Bürgerinnen und Bürger, jüdisches Leben 
schützen; aber gleichzeitig auch das humanitäre Kriegs- 
völkerrecht zum Maßstab dieser Maßnahmen machen. Ich 
wünsche mir das und danke Ihnen sehr, wenn Sie dies 
Ihrer Regierung vonseiten des Deutschen Bundes- tages 
sagen. 


(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRUNEN, der FDP und der LINKEN) 


Herr Botschafter, sagen Sie uns, was jetzt gebraucht 
wird. Der Bundeskanzler und alle Fraktionen haben hier 
erklärt: Medizinische Hilfe, die Versorgung mit Medika- 
menten, Unterstützung bei der Evakuierung derer, die 
jetzt noch aus Israel evakuiert werden können und wol- 
len — all das, was erforderlich und gewünscht ist, wird 
Ihnen Deutschland liefern. Das sage ich auch für meine 
Fraktion. Gleichzeitig wird Deutschland — ich finde, auch 
darüber muss in einer ernsthaften Debatte gesprochen 
werden -, wenn es erforderlich und gewünscht ist, seinen 
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Beitrag leisten, wenn es zu Verhandlungen über die Frei- 
lassung von Geiseln kommt. Aber dies muss vonseiten 
des israelischen Staates uns gegenüber gesagt werden, 
wie in der Vergangenheit. Ich bin der festen Überzeu- 
gung: Dann wird die Bundesregierung in aller Vertrau- 
lichkeit und mit allen ihren Möglichkeiten dabei helfen, 
weitere unschuldige Opfer zu verhindern, Herr Botschaf- 
ter; das ist auch an die Regierung Israels gerichtet. 


(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP und der LINKEN) 


Bei uns Gewalttaten und Verbrechen gutzuheißen, ist 
nicht nur verboten — ich sage gleichzeitig: auch unsitt- 
lich —, sondern muss auch geahndet werden. Deswegen, 
Herr Kollege Merz, nehme ich Ihr Gesprächsangebot 
gerne auf, uns noch einmal zusammenzusetzen und zu 
beraten, was neben den bereits erfolgten Maßnahmen 
noch alles notwendig ist. 


Ja, ich bedaure, dass einzelne Verbände in Deutsch- 
land, die glauben, die muslimische Gemeinschaft vertre- 
ten zu können, nicht ausreichend auf diesen Terrorakt 
reagiert haben. 


(Yvonne Magwas [CDU/CSU]: Richtig!) 


Sie müssen sich distanzieren; sie müssen auch auf das 
Innere der Vereine einwirken. Aber ich würde hier auch 
gern mal die Frage stellen: Glauben wir wirklich, dass 
diese muslimischen Vereine noch alle Menschen musli- 
mischen Glaubens in Deutschland vertreten? Deswegen 
ist es gut, auch auf die zuzugehen, die in privaten Ge- 
sprächen oder auch in Verlautbarungen gesagt haben, 
dass sie diesen Terror verachten und letztlich, dass er 
im Namen der Religion geführt wird. Das sind Muslime 
in Deutschland, denen heute, meine Damen und Herren, 
eine Stimme gegeben werden muss. 


(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, der FDP und der LINKEN sowie 
bei Abgeordneten der CDU/CSU - Zuruf der 
Abg. Beatrix von Storch [AfD]) 


Es ist unangebracht, dass bei uns Stimmen laut gewor- 
den sind, die das eine gegen das andere aufrechnen. Ich 
vertraue der Demokratie Israels — das haben wir in den 
letzten Wochen und Monaten gesehen -, nicht zu diesem 
Zeitpunkt — zu diesem Zeitpunkt wird der Überlebens- 
kampf geführt —, aber zu späteren Zeitpunkten eigene 
Fehler und vielleicht auch Versäumnisse aufzuarbeiten. 
Da braucht Israel keine Hinweise, schon gar nicht von 
uns; das sage ich auch allen, die meinen, spitzfindig etwas 
zu dieser Debatte beitragen zu können. 


(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRUNEN und der FDP - Gerold Otten [AfD]: 
Unglaublich!) 


Zum Schluss: Ja, wir müssen mit allen Mitteln und 
Möglichkeiten dazu beitragen — mithilfe der Diplomatie, 
mithilfe von Gesprächen —, einen Flächenbrand in der 
Region zu verhindern. Auch wenn dieser Terror schon 
ein Ausmaß angenommen hat, das undenkbar gewesen 
wäre, wäre ein Flächenbrand eine noch größere Katastro- 
phe für diese Region, einschließlich Israel. Deswegen bin 
ich der festen Überzeugung, dass es gut ist, auch über 


Hoffnung zu sprechen. Der israelische Historiker Tom 
Segev hat, glaube ich, am Sonntag dieser Woche in einem 
Gespräch mit der „Süddeutschen Zeitung“ auf seine Art 
daran erinnert, dass am Ende des Jom-Kippur-Krieges 
Frieden geschaffen wurde zwischen Ägypten und Israel, 
weil es den Premierminister Begin und den Präsidenten 
Al-Sadat gab, die bereit gewesen waren, sich die Hand zu 
geben. Und es gab auch einen Jimmy Carter, der dabei 
geholfen hat. Ich würde mir das für die internationale 
Politik, für die internationale Gemeinschaft wünschen. 
Ich sehe zurzeit keinen Menachem Begin, aber auch kei- 
nen Al-Sadat. Deshalb ist die Lehre, wie es auch Tom 
Segev so gesagt hat: Am besten schließen Staaten Frie- 
den. — Das ist, glaube ich, auch die Verpflichtung für die 
deutsche Diplomatie in der Zukunft. 


Vielen Dank. 


(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRUNEN, der FDP und der LINKEN sowie 
des Abg. Johannes Huber [fraktionslos]) 


Präsidentin Bärbel Bas: 
Nächster Redner: für die CDU/CSU-Fraktion Armin 
Laschet. 


(Beifall bei der CDU/CSU) 


Armin Laschet (CDU/CSU): 

Frau Präsidentin! Herr Botschafter! Meine lieben Kol- 
leginnen und Kollegen! Ich glaube, das waren wohl- 
tuende 90 Minuten, weil in dieser Frage die Polarisierung 
in unserer Gesellschaft, jedenfalls bei den demokrati- 
schen Parteien, bezogen auf das Thema Israel aufgehoben 
ist. Der Oppositionsführer, der Bundeskanzler — — 


(Beatrix von Storch [AfD]: Erbärmlich! Er- 
bärmlich, was Sie sagen!) 


— Ja, bei Ihnen nicht. Aber hier im Haus, bei den Demo- 
kraten, gibt es gemeinsame Töne. 


(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der FDP und der 
LINKEN - Dr. Bernd Baumann [AfD]: Nein, 
was Sie hier machen! Sie verleumden die 
Opposition! Ekelerregend, dieser Miss- brauch! 
- Dr. Alice Weidel [AfD]: Unver- schämtheit! 
— Jürgen Braun [AfD]: Nicht zu- gehört! — 
Gegenruf der Abg. Britta Haßelmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie gehören 
nicht dazu, zu den demokratischen Fraktio- 
nen! — Dr. Bernd Baumann [AfD]: Das ist wi- 
derlich, dieser Missbrauch! — Gegenruf der 
Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Heulen Sie doch!) 


Wenn Präsident Herzog sagt, dass das seit der Shoah 
die größte Ermordung von Jüdinnen und Juden war, dann 
ist das eine Zeitenwende im Nahen Osten und dann muss 
uns das auch dazu bringen, alles wie bei der anderen 
Zeitenwende auf den Prüfstand zu stellen und nicht die 
üblichen Sprüche diplomatischer Art zu machen. 


(Jürgen Braun [AfD]: Dummes Zeug! Was für 
dummes Zeug! Das sind die Spalter!) 
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Ich möchte an das anknüpfen, was Rolf Mützenich 
gesagt hat: Ja, der Jom-Kippur-Krieg, fast auf den Tag 
genau — auch an einem Feiertag — vor 50 Jahren, wo 
Syrien und Ägypten Israel überfallen haben, 


(Dr. Alice Weidel [AfD]: Alle reingelassen!) 


hat am Ende zu dem mutigen Schritt von Anwar Al-Sadat 
geführt, der in die Knesset gereist ist und Israel anerkannt 
hat. 


(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Diesen Typen da 
nach vorne bringen! Unglaublich!) 


Zwei Nachbarstaaten tun das schon länger: Jordanien und 
Agypten. Und deshalb, finde ich, dürfen wir nicht sa- 
gen -- 


(Jürgen Braun [AfD]: Das ist ja ein Witz, was 
er hier erzählt! Der ehemalige Integrations- 
minister, der Versager! Der tolle Integrations- 
minister! — Gegenruf des Abg. Jürgen Coße 
[SPD]: Halten Sie doch mal den Mund!) 


— Können Sie wenigstens bei diesem Thema mal kurz 
dieses Geschwätz lassen? 


(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der FDP und der 
LINKEN - Dr. Bernd Baumann [AfD]: Sie 
hetzen! Furchtbar! Furchtbar, wie Sie das 
missbraucht haben hier! — Jürgen Braun [AfD]: 
Sie haben versagt in Nordrhein-Westfalen, 
Herr Laschet! Sie haben versagt! Sie haben 
versagt als Integrationsminister, Herr Laschet! 
Sie haben die Verantwortung! Sie!) 


Warum müssen Sie denn den Zuschauern die ganze Zeit 
zeigen, dass Sie nicht mit uns einig sind? 


(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Mit Ihnen nicht! — 
Dr. Till Steffen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN], an die AfD gewandt: Fürchterlicher 
Dreck!) 


Wir haben es verstanden. 


Ich möchte zurückkommen zu dem, was ich gerade 
gesagt habe. 


Präsidentin Bärbel Bas: 
Sie können eine Zwischenfrage stellen; aber diese 
Brüllerei von da nach da macht keinen Sinn. 


(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord- 
neten der LINKEN - Thorsten Frei [CDU/ 
CSU]: Ja! Nee, das geht nicht!) 


Herr Laschet, Sie haben das Wort. 


Armin Laschet (CDU/CSU): 
Jetzt haben Sie wahrscheinlich bewusst abgelenkt von 
dem, was ich hier sagen wollte. 


(Lachen bei Abgeordneten der AfD — Gerold 
Otten [AfD]: Nee!) 
Frau Baerbock, Sie sagen immer: Wir reden mit den 


Golfstaaten. — Aber vielleicht bedeutet Zeitenwende 
auch, hier einmal zu differenzieren. Es gibt Golfstaaten, 


die Israel anerkannt haben, die mit den Abraham Accords (C) 


diplomatische Beziehungen aufgenommen haben, die re- 
gionale Kooperation wollen, die eine Freihandelszone 
verabredet haben, die wie die Vereinigten Arabischen 
Emirate plötzlich eine Synagoge im Abrahamic Family 
House bauen, die religiöse Toleranz wollen. Die gibt es. 
Die muss man auch so benennen; die muss man auch 
unterstützen. Seit 2020 gibt es vier neue Länder, die sa- 
gen: „Wir erkennen Israel an“: Marokko, Bahrain, Ver- 
einigte Arabische Emirate und Sudan. 


(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 


Die Emirate ändern gerade ihre Curricula für die Schul- 
bücher. Zum ersten Mal wird in einem arabischen Land 
der Holocaust als Thema im Unterricht vermittelt. Dies 
zu unterstützen, muss Aufgabe der deutschen Außenpoli- 
tik werden. 


(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und dem 
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN sowie bei Abge- 
ordneten der SPD und der LINKEN) 


Wir müssen uns hier stärker in den Ländern engagieren, 
die willens sind, zu kooperieren. 


Und die anderen? Katar? Die Erklärung des Außen- 
ministers von Katar am letzten Sonntag lautete: Die al- 
leinige Verantwortung für diesen Anschlag liegt bei Is- 
rael. — Das ist Katar, auch ein Golfstaat. Im Fernsehen 
sieht man auf Al Jazeera, dem Staatssender, ständig die 
Aufrufe der Hamasführung. Die sitzen in Doha, leben im 
Luxus und dirigieren von dort aus den Terror, um den es 
hier geht. Deshalb muss man, wenn es um eine Zeiten- 


wende im Nahen Osten geht, zu einer Differenzierung (D) 


kommen. 


(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten des BUNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP) 


Herr Bundeskanzler, Sie sind kritisiert worden, weil 
Sie gleich zum Mittagessen den Emir von Katar treffen. 
Ich tue das nicht; ich kritisiere das nicht. Ich finde es 
richtig, in dieser Zeit solche Gespräche zu führen. Aber 
man muss ihm sagen: Beenden Sie das Gastrecht für die 
Führung der Hamas! Stoppen Sie die finanzielle Unter- 
stützung für die Hamas! 


(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten des BUNDNISSES 90/DIE 
GRUNEN und der LINKEN) 


Machen Sie mit bei der regionalen Kooperation! Und 
unterbinden Sie vor allem, dass der Hamasführer weiter 
zu Anschlägen gegen jüdische Einrichtungen in der gan- 
zen Welt am kommenden Freitag aufruft! Das kommt aus 
Katar. Meine Bitte ist, in diesem Gespräch auch Klartext 
zu reden. 


(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten des BUNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der LINKEN) 


Meine Damen und Herren, wir wissen, dass Saudi- 
Arabien dabei war, sich anzunähern. Der Kronprinz hat 
wenige Tage vor dem Krieg gesagt, er schaue nicht mehr 
auf Israel als Feind, es gebe viele gemeinsame Interessen, 
die man verfolgen wolle. Es gab die Hoffnung, dass 
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Saudi-Arabien sich diesen Abraham Accords anschließt. 
Die einzige Absicht hinter diesem Angriff ist die Zerstö- 
rung dieser Friedenshoffnung. Es gab keinen anderen 
Anlass für die Hamas, die weiß, dass bis zum Frühjahr — 
das heißt vor den amerikanischen Wahlen — diese Annä- 
herung möglich ist. Deshalb müssen wir sagen: Jetzt erst 
recht! Wir haben eine parteiübergreifende Parlamenta- 
riergruppe, die diese Abraham Accords unterstützen will. 
Die Europäische Union muss auch wieder ins Geschäft. 
In Oslo und Barcelona war die EU dabei; jetzt sind es nur 
Tony Blinken und die Amerikaner. Wir müssen mehr 
machen, um die Staaten zu unterstützen, die Frieden wol- 
len, die religiöse und kulturelle Toleranz wollen, und 
dürfen nicht in undifferenzierter Art sagen: Ja, das sind 
alles Nachbarstaaten. — Nein, es gibt Unterschiede. Und 
wir stehen an der Seite derer, die Israel anerkennen. 


Vielen Dank. 


(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der 
FDP sowie bei Abgeordneten des BUNDNIS- 
SES 90/DIE GRÜNEN und der LINKEN) 


Präsidentin Bärbel Bas: 
Nächste Rednerin: für die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen Agnieszka Brugger. 


(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP) 


Agnieszka Brugger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Bot- 
schafter! Meine Damen und Herren! In Israel leben heute 
noch Menschen, die die brutalsten Verbrechen der Shoah 
überlebt haben, so viele Familien, in denen die Wunden 
des Holocausts nie verschwinden werden. 


Der grausame und verabscheuungswürdige Überfall 
der Hamas, der am 7. Oktober 2023 begann, stellt eine 
furchtbare Zäsur dar. Es ist der tödlichste und blutigste 
Angriff auf Jüdinnen und Juden, seitdem der Staat Israel 
nach den menschenverachtenden Verbrechen der Nazi- 
zeit gegründet wurde. In unserem gemeinsamen Antrag 
von SPD, CDU/CSU, FDP und Grünen bringen wir als 
demokratische Fraktionen unmissverständlich und in 
großer Geschlossenheit zum Ausdruck, dass wir in die- 
sen schweren, schlimmen Stunden in allergrößter Solida- 
rität an der Seite unserer israelischen Freundinnen und 
Freunde stehen, 


(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP) 


dass den Menschen in Israel, den Opfern, den Verletzten, 
den Geiseln und ihren Angehörigen unser tiefstes Mit- 
gefühl gilt und dass wir den barbarischen Terror der 
Hamas und auch die Angriffe der Hisbollah auf Israel 
auf das Allerschärfste verurteilen und ihre sofortige Ein- 
stellung fordern. 


Natürlich und selbstverständlich ist es Israels völker- 
rechtlich verbrieftes Recht, sich gegen diesen Terror zu 
verteidigen und seine Bürgerinnen und Bürger zu schüt- 
zen. Wir stehen dabei bereit, jedwede von Israel ge- 


brauchte und erbetene Unterstützung auf Grundlage des 
Völkerrechts zu gewähren; denn das Existenzrecht Israels 
ist nicht verhandelbar. 


(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und der FDP) 


Die Sicherheit Israels ist deutsche Staatsräson. Das ist 
nicht nur ein Satz, den wir alle auch heute immer wieder 
sagen. Das ist nicht nur ein Satz, der in unserem Antrag 
steht. Das ist tiefste Überzeugung, konkrete Verantwor- 
tung und große Verpflichtung. 


Meine Damen und Herren, die Menschenverachtung 
der Hamasmörder ist grenzenlos. Ihnen geht es um 
nichts anderes als um Zerstörung, Gewalt und Hass auf 
Israel und die Jüdinnen und Juden. Es geht ihnen nicht 
darum, dass das Leben für die Menschen in den besetzten 
Palästinensischen Gebieten besser wird. Das kleine Kind 
in Gaza bekommt kein besseres Leben, wenn jüdische 
Babys ermordet werden. Die junge palästinensische 
Frau hat keine bessere Zukunftsperspektive, wenn sie 
stirbt, weil die Hamas ihre Kommandozentrale bewusst 
in ein Krankenhaus verlegt, um die Zivilbevölkerung als 
Schutzschild zu missbrauchen. 


(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP und des Abg. Dr. Johann David Wadephul 
[CDU/CSU]) 


Meine Damen und Herren, es ist das hasserfüllte Kal- 
kül der Hamas, mit ihren blutigen Taten die Annäherung 
der letzten Zeit zwischen Israel und einigen arabischen 
Staaten ebenso wie jegliche Idee einer friedlichen Lösung 
im Rahmen von zwei Staaten, die allen Menschen in der 
Region ein Leben in Sicherheit, in Freiheit, in Würde 
ermöglichen kann, zu zerstören. 


Auch wenn es sich angesichts der furchtbaren Ereig- 
nisse gerade extrem fern anfühlt: Neben all dem, was wir 
sofort für ein Ende des Terrors tun müssen, dürfen wir alle 
Bemühungen für eine langfristige Friedenslösung nicht 
aufgeben. Es ist auch unsere Verantwortung, mit dafür 
zu sorgen, dass das skrupellose Kalkül dieser Ter- roristen 
am Ende nicht aufgehen kann. 


(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP) 


Meine Damen und Herren, nicht zuletzt bekräftigen wir 
mit unserem Antrag aber auch eine sehr klare Ansage an 
alle in unserem Land, die meinen, mit Taten oder mit 
Worten das Existenzrecht Israels infrage stellen oder gar 
gefährden zu können: Ihr habt mit unserem heftigen Wi- 
derstand und der vollen Härte unseres Rechtsstaates zu 
rechnen. 


(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP sowie bei Abgeordneten der 
SPD) 


Auch wer Terror feiert und die Gräueltaten bejubelt, soll 
wissen, dass er außerhalb des Grundkonsenses in unse- 
rem Land steht. Ob es in Duisburg, in Neukölln oder 
durch Rechtsextreme passiert: Es muss und wird kon- 
sequent aufgeklärt und geahndet werden. 
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Meine Damen und Herren, wenn Sie mir diese eine 
Bemerkung erlauben — ich habe es in den Gesichtern 
vieler Kolleginnen und Kollegen gesehen, und ich will 
Ihnen da auch recht geben, Herr Laschet -: Ich fand es 
schier unerträglich, dass in dieser wichtigen Debatte 
heute jemand gesprochen hat, der die schlimmste Zeit 
in der deutschen Geschichte in der Vergangenheit derart 
relativiert hat. 


(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP sowie bei Abgeord- 
neten der CDU/CSU und der LINKEN) 


Meine Damen und Herren, die israelisch-deutsche 
Freundschaft und das wiederentstandene vielfältige jü- 
dische Leben als fester, schöner Bestandteil unserer Ge- 
sellschaft sind große Geschenke, und sie gehören zu den 
größten Errungenschaften der Nachkriegszeit, für die wir 
zutiefst dankbar sind. Es ist unsere Aufgabe, sie zu schüt- 
zen — immer und heute mehr denn je. Wir sprechen heute 
den Menschen in Israel und den vielen Jüdinnen und 
Juden unser Mitgefühl und unsere Solidarität aus. Es 
muss eine beständige Solidarität sein, eine der gemein- 
samen Werte, der Verantwortung aus unserer eigenen 
dunklen Geschichte und eine der konkreten Taten. 


Vielen Dank. 


(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP) 


Präsidentin Bärbel Bas: 
Nächster Redner: für die AfD-Fraktion Jürgen Braun. 


(Beifall bei der AfD) 


Jürgen Braun (AfD): 

Frau Präsidentin! Exzellenz Botschafter Prosor, ich 
freue mich, dass Sie uns hier beiwohnen. — Nach dem 
Auszug aus Ägypten irrte das Volk Israel 40 Jahre lang 
durch die Wüste, doch der Herr ließ es nicht fallen, und 
am Ende dieser Wüstenwanderung stand die Rückkehr 
ins Gelobte Land. Daran erinnert das Laubhüttenfest 
Sukkoth, das Juden seit 3000 Jahren im Kreise ihrer 
Familie feiern. Nicht so dieses Jahr: Am letzten Tag des 
Sukkoth vergangenen Samstag wurde Israel Opfer eines 
Terrorangriffs. Deutlich mehr als 1 000 Juden, fast aus- 
schließlich Zivilisten, darunter Frauen und Kinder, sogar 
Kleinkinder, wurden brutal massakriert. Unzählige wur- 
den zuvor gefoltert, Unzählige noch als Leichen geschän- 
det. Ein solches Blutbad hat es in der Geschichte des 
Staates Israel noch nicht gegeben. Seit der Shoah gab es 
keinen Tag, an dem derart viele Juden ermordet wurden. 


Die Szenen in Berlin-Neukölln zeigen: Genau solche 
Menschen wie die Meuchelmörder von Gaza haben die 
Altparteien jahrelang ungestört in unser Land einreisen 
lassen. 


(Beifall bei der AfD sowie der Abg. Robert 
Farle [fraktionslos] und Johannes Huber [frak- 
tionslos]) 


Zugleich haben sie die einzige Partei verleumdet, die sich 
klar gegen die Einwanderung von Judenhassern und Mas- 
senmördern gestellt hat. 


(Beifall bei der AfD sowie des Abg. Robert 
Farle [fraktionslos]) 


Nur die AfD wollte diese Gestalten nie in Deutschland 
haben. Kanzler und Oppositionsführer verschweigen 
heute wieder, wer in Neukölln gejubelt hat. Dieser Islam 
gehört nicht zu Deutschland. 


(Beifall bei der AfD) 


Schon vor fast 20 Jahren zog sich Israel aus dem Gaza- 
streifen zurück. Es zog seine Truppen restlos ab. Die 
Araber hätten dort, wenn sie nur gewollt hätten, einen 
florierenden Staat aufbauen können. Israel hätte sie dabei 
sogar unterstützt. Aber stattdessen wählten sie die isla- 
mistische Hamas und damit den Krieg. Das Hilfswerk für 
die sogenannten Palästinenser, die UNRWA, hält den 
Krieg am Laufen. Sie wird praktisch von der Hamas 
kontrolliert. Für die UNRWA ist der Flüchtlingsstatus 
erblich. Die UNRWA speist den illusorischen Anspruch 
auf Rückkehr und fördert damit den Terror. Und trotzdem 
wurde die UNRWA jahrzehntelang mit Abermillionen 
gefördert. Deutschland war zeitweise sogar der größte 
Geldgeber weltweit. 


(Zuruf von der AfD: Ui!) 


Nur die AfD ist im Ausschuss für Menschenrechte und 
anderswo seit Jahren für die Streichung der Gelder ein- 
getreten; doch die Altparteien, auch die Union und die 
FDP, waren strikt dagegen. 


(Beifall bei der AfD) 


„Natürlich machen wir keine Terrorfinanzierung“, lau- 
tet das Dementi der Außenministerin Baerbock. Sie hat 
schon letztes Jahr hier im Bundestag rundheraus bestrit- 
ten, was auf der Hand liegt: dass die Parteistiftung der 
Grünen Judenmörder finanziert. Was in Baerbocks heile 
Welt nicht reinpasst, wird einfach geleugnet. 


(Beifall bei der AfD) 


Dass dieser Angriff der Hamas überhaupt möglich war, 
ist nicht zuletzt die Folge grün-linker Realitätsverweige- 
rung. Und es ist die gleiche Realitätsverweigerung, die 
uns in Deutschland Millionen von Terrorsympathisanten 
beschert hat. 


(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Heuchler!) 


Es ist höchste Zeit für eine Umkehr. 


(Beifall bei der AfD sowie des Abg. Robert 
Farle [fraktionslos] — Zuruf vom BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN: Unverschämt! — Zuruf 
des Abg. Omid Nouripour [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN] — Gegenruf des Abg. Jürgen Braun 
[AfD]: Sie alter Mullah-Freund, Sie!) 


Präsidentin Bärbel Bas: 
Nächste Rednerin ist die fraktionslose Abgeordnete 
Joana Cotar. 


Joana Cotar (fraktionslos): 

Frau Präsidentin! Werte Kollegen! Herr Botschafter! 
Jeder, der die schrecklichen Bilder des Terrorangriffs 
auf Israel am 7. Oktober gesehen hat, wird sie so schnell 
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nicht mehr vergessen. Mir geht vor allen Dingen ein 
Video nicht mehr aus dem Kopf, in dem eine Frau mit 
blutiger Hose in einen Jeep gestoßen und verschleppt 
wird. Das Blut auf der Hose zeugt davon, was dieser Frau 
vorher angetan wurde, und wir alle wissen, was jüdischen 
Mädchen und Frauen zurzeit im Gazastreifen angetan 
wird. 


Frau Baerbock spricht immer von feministischer Au- 
Benpolitik. Wenn es tatsächlich einmal Zeit war für fe- 
ministische Außenpolitik, dann ist diese Zeit jetzt. Ich 
fordere Sie auf, sämtliche Zahlungen an die palästinensi- 
schen Gebiete einzustellen. Seit dem Osloer Abkommen 
flossen 8,5 Milliarden Euro von der EU in diese Gebiete. 
Und schauen Sie sich das Elend vor Ort an! Das Geld 
kommt nicht der armen Bevölkerung zugute, das Geld 
kommt den Terroristen von der Hamas zugute. Und das 
muss ein Ende haben. 


(Beifall bei Abgeordneten der AfD) 


Es reicht nicht, das Brandenburger Tor mit der israe- 
lischen Flagge anzustrahlen. Den Worten und den 
Hashtags müssen jetzt Taten folgen. Das ist das eine. 


Das andere sind die unerträglichen Feiern dieser Gräu- 
eltaten auf deutschen Straßen, Menschen, die tote Juden 
bejubeln, mitten in Berlin. Herr Buschmann twitterte, wer 
öffentlich Mord billige, mache sich strafbar. Ich frage Sie: 
Wie viele von diesen Typen sitzen zurzeit im Ge- fängnis? 
Bei wie vielen wird die Abschiebung geprüft? Und wie 
stellen Sie sicher, dass keiner der jubelnden 
„Flüchtlinge“ aus den griechischen Erstaufnahmelagern 
bei uns in Deutschland aufschlägt? 


(Beifall bei Abgeordneten der AfD und des 
Abg. Johannes Huber [fraktionslos]) 


Wenn wir „Nie wieder!“ sagen, dann müssen wir „Nie 
wieder!“ meinen. Unsere falsche Toleranz muss ein Ende 
haben, auch aus Selbstschutz. Das beinhaltet auch eine 
neue und harte Linie bei der illegalen Migration. Wir 
wollen die Schlächter der Hamas und ihre Sympathisan- 
ten nicht in unserem Land haben. Und dafür haben Sie die 
Verantwortung zu tragen. Schützen Sie unsere Grenzen! 
Schützen Sie unser Land, und schützen Sie jüdisches 
Leben in Deutschland! 


Die Ampel hat bisher in so vielen Punkten versagt. In 
diesem Punkt darf sie nicht versagen; denn hier geht es 
nicht nur um eine historische Verantwortung, hier geht es 
ganz aktuell um Leben und Tod. 

Vielen Dank. 


(Beifall bei Abgeordneten der AfD und des 
Abg. Johannes Huber [fraktionslos]) 


Präsidentin Bärbel Bas: 
Nächste Rednerin: für die SPD-Fraktion Gabriela 
Heinrich. 


(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Gabriela Heinrich (SPD): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Exzellenz! Liebe Kol- 
leginnen und Kollegen! Die Bilder, die uns aus Israel 


erreichen, machen uns traurig und wütend und fassungs- (C) 


los. Ich glaube, dass das in vielen Reden hier auch spür- 
bar ist. Der Terror der Hamas hat ein Ausmaß, das wir seit 
den Gräueltaten des „Islamischen Staates“ nicht mehr 
gesehen haben, das Israel in seiner Geschichte noch nicht 
erlebt hat. Die Verbrechen der Hamas verstoßen gegen 
das humanitäre Völkerrecht, sind Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit und durch nichts zu rechtfertigen; ein 
Terrorangriff der Hamas gegen Zivilisten, gegen Kinder, 
Frauen und Männer mit ungeheurer Brutalität. Israel hat 
jedes Recht, sich zu verteidigen und seine Bürgerinnen 
und Bürger zu schützen. Und ich bin froh, dass wir uns 
heute an dieser Stelle einig sind. 


(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRUNEN und der FDP) 


Die Menschen in Israel, ihre Angehörigen und die 
Jüdinnen und Juden in aller Welt haben unser tiefes Mit- 
gefühl. Die Raketen der Hamas schlagen geografisch weit 
entfernt von den deutschen jüdischen Kultusgemein- den 
ein, und doch sind sie emotional sehr nah; denn die 
kollektive Angst vor Angriffen, vor Tod und Gewalt ist 
auch hier in Deutschland spürbar. Dass Jüdinnen und 
Juden in Deutschland unter Polizeischutz leben müssen, 
ist nicht neu. Wir alle sehen in unseren Wahlkreisen die 
strenge Bewachung der jüdischen Einrichtungen, Syna- 
gogen, Schulen, Altenheime. Und warum müssen sie be- 
wacht werden? Weil es hier in Deutschland nicht nur 
einen latenten Antisemitismus hinter vorgehaltener 
Hand gibt, sondern weil potenzielle Täter ein Risiko für 
Leib und Leben der Jüdinnen und Juden, unserer Freun- 
dinnen und Freunde, hier in Deutschland darstellen. Sehr 
verehrte Kolleginnen und Kollegen, das darf kein Nor- 
malzustand sein, mit dem wir uns abfinden. Hass ist keine 
Meinung. Antisemitismus ist keine Meinung. Er darf in 
Deutschland keinen Platz haben, egal aus welcher Ecke er 
kommt, ob von rechts oder links, ob von Christen oder 
Muslimen. 


(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP) 


Antisemitismus gibt es weltweit. Deshalb ist es das 
Urbedürfnis der Menschen in Israel, sicher und geschützt 
vor Gewalt zu sein. Und mitten in dieses Urbedürfnis 
schlagen jetzt die Raketen der Hamas ein. Als Vorsit- 
zende der Deutsch-Israelischen Parlamentariergruppe 
habe ich meinem Gegenüber in der Knesset sinngemäß 
geschrieben: Die Sorgen der Angehörigen der Opfer und 
von Geiseln sind für uns jenseits aller Vorstellungskraft. 
Wir müssen es versuchen, aber ob es gelingt, da bin ich 
mir nicht sicher. — Wie schwer muss es für unsere Kolle- 
ginnen und Kollegen in Israel jetzt sein. Nicht umsonst 
wurde gestern eine Notstandsregierung unter Beteiligung 
der Opposition gebildet. Regierung und Opposition in der 
Knesset müssen jetzt sehr schwere Entscheidungen tref- 
fen, von denen das Leben unvorstellbar vieler Menschen 
abhängt. 


Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben es heute 
schon mehrfach gehört: Die Sicherheit Israels ist deut- 
sche Staatsräson. Wir werden heute einen gemeinsamen 
Antrag von Ampel und Union verabschieden, und dafür 
möchte ich mich — auch wenn Omid Nouripour es schon 
getan hat — noch einmal sehr herzlich bei meinen Part- 
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nerinnen und Partnern bedanken: bei Agnieszka Brugger, 
bei Michael Link und vor allen Dingen auch bei Johann 
Wadephul. 


(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und der FDP) 


Dass dies gelingen würde, war uns ein Bedürfnis. Ich 
glaube, auch das ist wichtig noch einmal auszudrücken. 
Ich halte es übrigens für selbstverständlich — wir haben in 
diesem Antrag auch einiges an Hausaufgaben formu- liert 
—, dass wir noch mal prüfen, ob Gelder der Entwick- 
lungszusammenarbeit für hilfsbedürftige Palästinenser 
zweckentfremdet werden können. Erst wenn diese Prü- 
fungen erneut bestätigen, dass wir damit nicht Gefahr 
laufen, den Terror zu finanzieren, erst dann können wir 
weitere Verpflichtungen eingehen. 


Humanitäre Hilfe, auch das sagt unser Antrag, werden 
wir jedoch weiterhin leisten und leisten müssen; denn viel 
zu viele Palästinenserinnen und Palästinenser sind auf 
lebensnotwendige Hilfen von internationalen Organisa- 
tionen angewiesen. Und ich finde, wer das leugnet, hat 
ein merkwürdiges Menschenrechtsverständnis. 


(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BUNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP) 


Klar ist zweitens: Demonstrationen, auf denen der Ter- 
rorismus der Hamas gefeiert wird, sind nicht nur mensch- 
lich schwer zu ertragen, sondern schlicht volksverhet- 
zend. 


(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 


Die Ereignisse in Neukölln und anderswo müssen auf- 
gearbeitet werden, und dem Antisemitismus müssen wir 
mit allen Mitteln des Rechtsstaates beikommen. 


(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BUNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP) 


Drittens müssen wir auf dem internationalen Parkett 
doch mehr tun, um all diejenigen zu isolieren und zu 
sanktionieren, die verbal oder verbrecherisch gegen Is- 
rael vorgehen; allen voran — auch das wurde heute schon 
gesagt — gilt das für das Regime des Iran. 


Liebe Kolleginnen und Kollegen, der 7. Oktober ist ein 
schrecklicher Einschnitt für Israel, ein schrecklicher Ein- 
schnitt für die Jüdinnen und Juden in der Welt. Die Men- 
schen in Israel sind vereint, um ihr Land, ihre Demokratie 
und ihre Zukunft zu verteidigen. Dabei stehen wir fest an 
ihrer Seite. Ich wünsche Israel von ganzem Herzen Frie- 
den. 


Vielen Dank. 


(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRUNEN und der FDP sowie bei Abgeord- 
neten der CDU/CSU) 


Präsidentin Bärbel Bas: 

Bevor ich den nächsten Redner aufrufe, will ich nur 
einmal ankündigen, dass ich mir wegen der hitzigen 
Wortgefechte vorhin, die hier hin- und hergingen, das 


Protokoll anschauen werde, und behalte mir vor, die (C) 


eine oder andere Ordnungsmaßnahme noch zu erlassen. 


Jetzt rufe ich den fraktionslosen Abgeordneten 
Johannes Huber auf. 


Johannes Huber (fraktionslos): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Bot- 
schafter! Liebe Mitbürger! Am 1. Januar 2024 wird Sau- 
di-Arabien neben dem Iran, den Vereinigten Arabischen 
Emiraten, Ägypten, Äthiopien und Argentinien Mitglied 
im BRICS-Bündnis. 


Die USA, die im Nahen Osten ihren Einfluss nicht an 
China verlieren wollen, haben daraufhin die Initiative 
ergriffen, einen Normalisierungsvertrag zwischen Israel 
und Saudi-Arabien auszuverhandeln. Das Königreich, in 
dem vor allem die jüngere Generation diplomatische Be- 
ziehungen zu Israel aufnehmen will, sollte Sicherheits- 
garantien der USA vor dem Iran sowie Technik zum 
Aufbau eines zivilen Atomprogramms erhalten. Israel 
hätte den Ausbau der Siedlungen in den Palästinensi- 
schen Autonomiegebieten stoppen müssen. Und vor 
allem die USA wollten eine Zweistaatenlösung weiterhin 
nicht ausschließen — wie auch Deutschland nicht, so steht 
es im Entschließungsantrag. 


Der barbarische und nicht zu rechtfertigende Angriff 
der Hamas- und Dschihad-Gruppen auf unschuldige 
Frauen, Männer und Kinder entspringt dem gezüchteten 
Hass auf Israel, der jetzt in allen europäischen Einwan- 
derungsländern sichtbar wird. Es ist aber auch eine Bot- 
schaft an den in der muslimischen Welt um Gesichtswah- 
rung kämpfenden saudischen Kronprinzen und liegt im 
Interesse des Iran und seines wichtigsten Stellvertreters 
in der Region, der Hisbollah. 


Dass aber die politisch nützlichen Hamasterroristen die 
Regierung von Netanjahu, die mit die besten Über- 
wachungstechniken in alle Welt exportiert, überrascht 
haben sollen, findet nicht nur Edward Snowden auf sei- 
nem X-Profil wenig überzeugend. Selbst im zweiten 
deutschen Staatsfernsehen wurde am 7. Oktober im „heu- 
te-journal“ darüber diskutiert, dass ein Angriffsszenario 
mit Geiselnahmen im Vorfeld bekannt war. Der ägyp- 
tische Geheimdienstchef hatte wiederholt davor gewarnt, 
und trotzdem wurden Truppen von der Grenze zu Gaza 
abgezogen. 


Zum Schluss stellen sich damit viele Beobachter die 
Frage, ob der Zweck, dass die USA jetzt von der Zwei- 
staatenlösung abrücken und sogar Flugzeugträger gegen 
den Iran in Stellung gebracht sind, die Mittel heiligt, dass 
unschuldige Menschen auf beiden Seiten möglicherweise 
ohne Rücksicht auf das humanitäre Völkerrecht sterben 
müssen. 


Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 
Der nächste Redner ist Robert Farle. 


Robert Farle (fraktionslos): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Bun- 
deskanzler, ich schließe mich Ihren Solidaritätsbekun- 
dungen mit Israel und Ihrer Anteilnahme mit den Opfern 


(D) 


(A) 
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ohne jede Einschränkung an. Mein Mitgefühl gilt den 
Opfern dieser terroristischen Gräueltaten. 


Ich halte es für wichtig — das haben Sie besonders 
betont —, nichts unversucht zu lassen, damit sich dieser 
Konflikt nicht zu einem Flächenbrand in der ganzen Re- 
gion entwickelt. Kevin McCarthy hat folgenden Aus- 
spruch getätigt — ich zitiere —: Hamas ist eine Marionette 
des Iran. Sie rühmen sich, dass Iran ihnen beim Angriff 
auf Israel geholfen habe. Wir müssen uns dieser neuen 
Machtachse stellen. Dies ist eine Achse des Bösen, be- 
stehend aus Iran, Russland und China. 


Wenn man dieser Logik folgt, braucht es nicht viel, um 
zu verstehen, warum dort jetzt riesige Flugzeugträger 
aufkreuzen. Wir brauchen keinen Krieg im ganzen Nahen 
Osten, in den wir auch noch mit hineingezogen werden. 
Ich unterstütze ganz besonders alle Bemühungen, mit den 
Kräften, mit denen Deutschland in Kontakt treten kann, 
zu sprechen, um einen Krieg zu verhindern. 


(Beifall der Abg. Dr. Christina Baum [AfD]) 


In Deutschland müssen wir alles gegen Antisemitis- 
mus tun — richtig. Aber auch der Finanzsumpf muss aus- 
getrocknet werden, über den Gelder der UN in diese 
Region geflossen sind und über den das Außenministe- 
rium immer noch Gelder fließen lassen will. Schluss da- 
mit. Kein Geld aus Deutschland für den Terrorismus und 
auch ein Stopp der Mittel, die wir an die Ukraine liefern: 
keine indirekten Waffenlieferungen in Konfliktgebiete. 


Vielen Dank. 
(Beifall bei Abgeordneten der AfD) 


Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 
Dirk Wiese hat jetzt das Wort für die SPD-Fraktion. 


(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BUNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP) 


Dirk Wiese (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Kolleginnen und Kol- 
legen! Als am Samstagmorgen die ersten Meldungen ein- 
getroffen sind, als man die ersten Bilder gesehen hat, die 
ersten Videos bei Twitter sehen konnte, da wusste man 
ehrlicherweise nicht, wie man Worte für diese pure Bru- 
talität, diese Unmenschlichkeit finden soll. Da gibt es 
kein „Ja, aber“; das haben viele Rednerinnen und Redner 
heute gesagt. Darauf gibt es tatsächlich nur eine Antwort: 
Das, was da passiert ist, ist brutalster Terror. Das ist nichts 
anderes. Und es ist richtig, dass heute noch einmal von 
allen hier gesagt worden ist: Wir stehen in dieser Situa- 
tion uneingeschränkt an der Seite unserer israelischen 
Freundinnen und Freunde. Da gibt es kein „Ja, aber“ 
und keine Abwägung. 


(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, des BUNDNISSES 90/DIE 
GRUNEN, der FDP und der LINKEN) 


Genauso richtig ist, dass wir genau hinschauen: Was 
können wir zum Schutz der Jüdinnen und Juden, der 
jüdischen, israelischen Einrichtungen bei uns hier in 
Deutschland tun? Denn unsere Mitbürgerinnen und Mit- 
bürger haben bei uns im Land aktuell Angst. Es ist rich- 


tig, dass die Bundesregierung sehr schnell reagiert hat (C) 


und den Schutz der Einrichtungen noch einmal hoch- 
gefahren hat. Ich bedauere zutiefst, dass das in unserem 
Land überhaupt nötig ist; aber in dieser Situation ist es 
erforderlich. 


Ich habe einen Brief des Jungen Forums der Deutsch- 
Israelischen Gesellschaft gelesen, in dem steht: Wir ha- 
ben die große Sorge, dass dieser Terror nicht nur gegen- 
über Jüdinnen und Juden in Israel erfolgt, sondern wei- 
tere Terrortaten nach sich zieht. — Und umso wichtiger ist 
es, alles dafür zu tun, dass sich Jüdinnen und Juden bei 
uns im Land sicher fühlen. Das ist unsere gemeinsame 
Verantwortung. 


(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, des BUNDNISSES 90/DIE 
GRUNEN, der FDP und der LINKEN) 


Und darum ist es richtig, die Mittel, die uns der Rechts- 
staat schon jetzt zur Verfügung stellt, anzuwenden. Ich 
will sehr deutlich sagen: Wir haben diese Mittel. Wir 
haben schon jetzt die Möglichkeit, Demonstrationen zu 
verbieten, wenn von Demonstrationen nachweislich 
Straftaten ausgehen. Und es ist nichts anderes zu erwarten 
gewesen von diesen Demonstrationen in Duisburg und 
Neukölln, die uns fassungslos gemacht haben. Daraus 
müssen wir entsprechende Schlussfolgerungen ziehen. 
Ich bin dankbar, dass Behörden bei uns im Land jetzt 
gesagt haben: Weitere Demonstrationen schauen wir 
uns genau an, und dann werden diese Demonstrationen 
gegebenenfalls verboten. 


Denn diejenigen, die auf diesen Demonstrationen un- 
terwegs sind — ich schere eine Volksgruppe nicht über 
einen Kamm — und die diesen Terror verherrlichen, die 
gehören nicht zu diesem Land. Und ich will auch sehr 
deutlich sagen: Damit sind wir gefordert, das auch klar 
auszusprechen. 


(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRUNEN und der FDP) 


Ich will das auch noch einmal klarmachen — es ist 
richtig, dass der Bundeskanzler das heute deutlich ge- 
macht hat -: Das Betätigungsverbot der Hamas und 
ebenso des Samidoun ist eine richtige Folgerung. 


Wir müssen auch gucken, ob die Instrumente ausrei- 
chend sind, wenn wir gegen diese Organisationen im 
Vorfeld vorgehen, auch in den Ermittlungen und den Ob- 
servationen, die unsere Dienste letztendlich durchführen. 
Wir müssen auch hinschauen, ob es weitere gibt. Das 
gilt gerade auch für die Palästinensische Gemeinschaft 
hier in Deutschland, die vorwiegend von Mitgliedern der 
Hamas getragen wird. Auch da müssen wir hinschauen. 
Wir müssen auch in Schulen gucken, um Präventions- 
maßnahmen auszubauen, weil es nicht sein kann, dass 
sich dieser Hass in den Köpfen festsetzt, wie wir es jetzt 
auch auf den Bildern gesehen haben. 


Das ist etwas, was nicht von heute auf morgen gelingt. 
Dazu braucht es Kraftanstrengung, und, ja, dafür braucht 
es Geld. Das ist auch genauso wichtig. Aber jetzt müssen 
wir hinschauen: Was können wir tun, um diese Demons- 
trationen zu untersagen? Ganz offen gesagt: Diejenigen, 
die auf Demonstrationen Straftaten begehen, die öffent- 
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lich zu dem Hass gegen Israel aufrufen, aus diesem Land 
auszuweisen, auch das ist richtig, und das muss auch erfolgen. 


Ich will einen letzten Satz sagen, weil es mich doch sehr 
gewaltig stört, welche Aussagen der AfD ich hierzu gelesen 
habe. Ich will mal sagen, warum ich das, was Sie hier gesagt 
haben, eine verlogene Solidarität nenne. Ihre 
Fraktionskollegen sind nach Syrien gereist; sie haben dem 
Hamasregime die Aufwartung gemacht. Das ist das Regime, 
das die Hisbollah in diesen Stunden unterstützt, da Israel vom 
Norden angegriffen wird. 


(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Völliger Blöd- sinn! 
Das haben die niemals gemacht! Ver- logen!) 


Keinen Ton haben wir dazu gehört. 


(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, der FDP und der LINKEN sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU — Zuruf der Abg. 
Beatrix von Storch [AfD]) 


Das ist die Unglaubwürdigkeit, die Sie hier an den Tag legen. 
Sie unterstützen ein syrisches Regime, das die Hisbollah 
forciert, 


(Ulrich Lechte [FDP]: Die Wahrheit siegt, Frau von 
Storch!) 


und kein Ton ist von Ihnen dazu gesagt worden. (Beifall 


bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP) 


Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 
Damit schließe ich die Aussprache. 


Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie- 
Bungsantrag der Fraktionen von SPD, CDU/CSU, Bünd- nis 
90/Die Grünen und FDP auf Drucksache 20/8736. 


Es liegen mehrere Erklärungen zur Abstimmung nach 
$ 31 unserer Geschäftsordnung vor.” 


Ich frage: Wer stimmt für den Entschließungsantrag? — Das 
ist, soweit ich es sehen kann, einstimmig. Stimmt jemand 
dagegen? — Das ist nicht der Fall. Möchte sich jemand 
enthalten? — Damit ist der Antrag einstimmig angenommen. 
Ich bedanke mich dafür. 


(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der FDP und der 
LINKEN) 


Ich rufe jetzt auf den Tagesordnungspunkt 7 
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(©) 

Präsidentin Bärbel Bas: 

Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Ich wünsche Ihnen allen einen guten 
Tag. Die Sitzung ist eröffnet. 


Interfraktionell ist vereinbart worden, die Tagesord- 
nung um die in der Zusatzpunkteliste aufgeführten 
Punkte zu erweitern: 


ZP 1 Aktuelle Stunde 


auf Verlangen der Fraktionen SPD, CDU/CSU, 
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und FDP 


Verherrlichung von Terror in Deutschland unter- 
binden — Antisemitismus entschieden bekämpfen 


[L] 


Die Fraktionen SPD, CDU/CSU, Bündnis 90/Die Grü- 
nen und FDP haben eine Aktuelle Stunde verlangt zum 
Thema „Verherrlichung von Terror in Deutschland unter- 
binden — Antisemitismus entschieden bekämpfen“. Die 
Aktuelle Stunde wird heute nach der Fragestunde auf- 
gesetzt. 


Die Tagesordnungspunkte 21, 24 und 32 werden abge- 
setzt. 


(D) 
olWolfgang Kubicki: 


kad 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich rufe den Zusatz- 
punkt 1 auf: 


Aktuelle Stunde 


auf Verlangen der Fraktionen SPD, CDU/CSU, 
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und FDP 


Verherrlichung von Terror in Deutschland un- 
terbinden — Antisemitismus entschieden be- 
kämpfen 


Ich bitte die Kolleginnen und Kollegen, den Platz- 
wechsel zügig vorzunehmen. 


Ich eröffne die Aussprache und erteile als erster Red- 
nerin für die Bundesregierung der Parlamentarischen 
Staatssekretärin bei der Bundesministerin des Innern 
und für Heimat, Frau Rita Schwarzelühr-Sutter, das Wort. 


(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP und des Abg. Andreas Audretsch 
[BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]) 


Rita Schwarzelühr-Sutter, Parl. Staatssekretärin bei 
der Bundesministerin des Innern und für Heimat: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Am 7. Oktober hat der beispiellose terroristi- 
sche Angriff der Hamas auf Israel begonnen. An keinem 
Tag seit der Shoah wurden so viele Menschen jüdischen 
Glaubens ermordet, und nach wie vor werden Raketen 
der Hamas und anderer terroristischer Organisationen 
auf Israel abgefeuert. Unzählige unschuldige Menschen 
befinden sich als Geiseln in den Händen der Hamas. Es ist 
purer Antisemitismus, wenn auf deutschen Straßen diese 
menschenverachtenden Taten bejubelt werden, und das 
dulden wir nicht. 


(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der FDP) 


Wir stehen unverrückbar an der Seite Israels, was der 
Besuch des Bundeskanzlers deutlich unterstrichen hat, 
und wir stehen an der Seite der jüdischen Gemeinden, 
an der Seite von Jüdinnen und Juden in unserem Land. 
Wir lassen unseren Worten der Solidarität und des Mit- 
gefühls auch Taten folgen, und deshalb ist der Schutz von 
jüdischen Einrichtungen bei uns wichtig und hat höchste 
Priorität. 


(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP und der Abg. Jan Metzler [CDU/CSU] und 
Ralph Lenkert [DIE LINKE]) 


Viele Länder haben in den letzten Tagen Versamm- 
lungen verboten, bei denen antisemitische und israel- 
feindliche Ausschreitungen erwartbar waren. Das be- 
grüße ich ausdrücklich und danke den Ländern. 


(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 


In Deutschland darf jeder seine Meinung frei äußern 
und friedlich demonstrieren; aber es gibt eine ganz dicke 
rote Linie: Es gibt null Toleranz für antisemitische und 
israelfeindliche Hetze; es gibt null Toleranz für Gewalt. 
Und diese Linie setzt unser Rechtsstaat durch mit Ver- 
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sammlungsverboten, wenn antisemitische Hetze droht, 
und, wenn es sein muss, auch mit hartem polizeilichem 
Einschreiten. 


(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN und der FDP 
und des Abg. Jan Metzler [CDU/CSU]) 


Außerdem werden wir alle — alle! — rechtlichen Möglich- 
keiten zur Ausweisung von Hamasunterstützern nutzen. 
Hier liegt die Zuständigkeit bei den Ländern, und Bund 
und Länder stehen hier in einem engen Austausch. 


Der Bund hat den gesetzlichen Rahmen für den Kampf 
gegen Antisemitismus verbessert, insbesondere auch 
durch das Gesetz zur Bekämpfung des Rechtsextremis- 
mus und der Hasskriminalität sowie mit Maßnahmen ge- 
gen Hass und Hetze im Netz. Der Strafrahmen bei öffent- 
lich begangener Beleidigung wurde angehoben, die 
Strafbarkeit bei Bedrohung erweitert, und wir haben beim 
BKA eine zentrale Stelle zur Meldung entsprechen- der 
Straftaten im Internet eingerichtet. 


Bereits 2020 wurde die Strafbarkeit des Verbrennens 
von Flaggen eingeführt, und Mitte 2021 wurde das Ver- 
bot des Verwendens unter anderem von Hamassymbolik 
im Strafgesetzbuch verankert. Klargestellt haben wir 
auch, dass antisemitische Motive grundsätzlich strafver- 
schärfend zu werten sind, und wir haben die Strafvor- 
schrift „Verhetzende Beleidigung‘ eingeführt. Und nicht 
zuletzt sieht die Reform des Staatsangehörigkeitsgesetzes 
vor, dass antisemitische Handlungen einer Einbürgerung 
entgegenstehen. Ich sage es noch einmal ganz deutlich: 
Antisemitismus, Rassismus oder jede Art von Menschen- 
feindlichkeit stehen einer Einbürgerung entgegen. Da gibt 
es keine Toleranz. 


(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP) 


Liebe Kolleginnen und Kollegen, die steigende Gefahr 
von Solidarisierungs- und Unterstützungsaktionen für 
den Terrorismus der Hamas nehmen wir sehr ernst. 
Wir setzen alle rechtsstaatlichen polizeilichen und nach- 
richtendienstlichen Mittel gegen die islamistische Szene 
ein. Die Polizeien von Bund und Ländern sowie die je- 
weiligen Nachrichtendienste ziehen im Gemeinsamen 
Terrorismusabwehrzentrum, dem GTAZ, sämtliche In- 
formationen zusammen, um einen schnellen und unmit- 
telbaren Informationsaustausch zwischen allen relevan- 
ten Akteuren zu gewährleisten. 


Insgesamt 40 Behörden arbeiten hier eng zusammen, 
um ein präzises tägliches Lagebild zu erstellen und die 
entsprechenden Maßnahmen zu ergreifen; denn jegliches 
Handeln für die terroristische Hamas in Deutschland 
muss so schnell und so weit wie möglich gestoppt wer- 
den. Ich betone: jegliche Unterstützung für die Hamas bei 
Versammlungen oder auch online. Das ist nicht hinnehm- 
bar, und jede Unterstützung der barbarischen Gräueltaten 
der Hamas lehnen wir konsequent ab. 


(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRUNEN und der FDP) 


Deshalb wird das von Bundeskanzler Olaf Scholz und (C) 


Innenministerin Nancy Faeser am 12. Oktober verkün- 
dete Betätigungsverbot von Hamas und Samidoun 
schnellstmöglich umgesetzt. Gleichzeitig müssen wir 
mit der politischen und schulischen Bildung die Men- 
schen erreichen, die in ihren Herkunftsländern oder Fa- 
milien einseitig politisiert wurden. 


Mir macht die Haltung Sorge, die undifferenziert 
Mordtaten der Hamas relativiert, und ich sage hier auch: 
Für Terror gibt es keine Legitimation. 


(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BUNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP) 


Erste Stimmen sind zu vernehmen, die von Palästinenser- 
pogromen in Deutschland sprechen. Wenn unsere Sicher- 
heitsbehörden gegen menschenverachtende Hetze ein- 
schreiten, ist dies der wehrhafte Rechtsstaat und nichts 
anderes. Hierzu erwarte ich auch eine ganz klare Haltung 
der islamischen Verbände in Deutschland; ich erwarte 
eine Haltung, die den Terrorismus von Hamas ohne Wenn 
und Aber verurteilt. 


(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN und der 
FDP und des Abg. Jan Metzler [CDU/CSU]) 


Das hat das BMI bei einem Gespräch mit den Ver- 
bänden gestern sehr deutlich gemacht. Das Treffen war 
offen und auch konstruktiv, wofür wir allen Teilnehmen- 
den dankbar sind. Es herrschte Einigkeit, dass der terro- 


ristische Angriff der Hamas auf Israel alle tief erschüttert (D) 


hat, und die Gräueltaten wurden auf das Schärfste ver- 
urteilt. Es herrschte ebenfalls Einigkeit bei dem Treffen, 
dass alle Beteiligten in Deutschland eine Verantwortung 
für das friedliche Zusammenleben in unserer Gesellschaft 
haben. 


Welch hohen Stellenwert das Thema für die Bundes- 
regierung hat, zeigt die im letzten Jahr verabschiedete 
Nationale Strategie gegen Antisemitismus und für jü- 
disches Leben. Bund und Länder haben Strukturen ge- 
schaffen, die den Kampf gegen Antisemitismus stärker 
in das Bewusstsein von Politik und Öffentlichkeit rufen. 
Beauftragte des Bundes und der Länder wirken eng in der 
Kommission gegen Antisemitismus zusammen, und sie 
sind auch im Austausch mit der Kultusministerkonferenz, 
die gemeinsam mit dem Zentralrat der Juden Empfehlun- 
gen für Schulen erarbeitet. 


Antisemitische Einstellungen finden sich leider in allen 
Teilen unserer Gesellschaft, und der Großteil der 
erfassten antisemitischen Straftaten musste auch im 
Jahr 2022 dem rechten Spektrum zugeordnet werden: 


(Beatrix von Storch [AfD]: Es ist egal, was auf 
den Straßen los ist!) 


2185 von 2641. Die Zahlen sprechen für sich. 


Gleichwohl umfassen unsere Fördermaßnahmen auch 
Projekte gegen israelbezogenen Antisemitismus und An- 
tisemitismus in der Migrationsgesellschaft, einen Be- 
reich — so zeigen die aktuellen Ereignisse —, der von 
uns noch stärker in den Blick genommen werden muss. 


(A) 


(B) 
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Parl. Staatssekretärin Rita Schwarzelühr-Sutter 


Der Beauftragte für jüdisches Leben und den Kampf 
gegen Antisemitismus fördert zum Beispiel das Projekt 
„Migrant*innen gegen Antisemitismus“ des Dachver- 
bands der Migrant*innenorganisationen in Ostdeutsch- 
land, und wir unterstützen seit diesem Jahr den Bundes- 
verband RIAS e. V., der antisemitische Vorfälle auch 
unterhalb der Strafbarkeitsschwelle erfasst. Das hilft, 
das Dunkelfeld zu erhellen, und je mehr wir wissen, desto 
zielgerichteter kann Prävention erfolgen. 


Ein Großteil der Maßnahmen liegt natürlich bei den 
Ländern; denken Sie an Polizei, Schule und Justiz. Daher 
ist es so wichtig, dass wir uns eng austauschen, dass wir 
gut zusammenarbeiten, und ich kann Ihnen sagen: Seit 
dem 7. Oktober tun wir das auch. — Auch Länder und 
Justiz nehmen das Thema sehr ernst: Antisemitismus- 
beauftragte wurden bei den Generalstaatsanwaltschaften 
berufen. 


Die Bundesregierung hat auch den Islamismus im Fo- 
kus. Über den Expertenkreis Politischer Islamismus ha- 
ben wir ein Netzwerk aus führenden Expertinnen und 
Experten aufgebaut. Er hat einen guten Überblick über 
den Stand der Wissenschaft geschaffen. Im November 
veranstalten wir die Konferenz „Politischer Islamismus 
und autoritärer Nationalismus“, auch in Kooperation mit 
dem ehemaligen Mitglied des Expertenkreises Professor 
Khorchide. 


Liebe Kolleginnen und Kollegen, dass für das terroris- 
tische Gedankengut israelfeindlicher Organisationen kein 
Raum auf unseren Straßen und in unserem Land sein darf, 
sollte jedem die Freiheit und den Frieden liebenden Men- 
schen bewusst sein. Deutschland ist eine wehrhafte De- 
mokratie. Wir dürfen es den Feinden unserer offenen 
Gesellschaft nicht ermöglichen, unser Zusammenleben 
mit Füßen zu treten. Null Toleranz gegenüber Feinden 
der Demokratie ist wirksamer Schutz für unsere tolerante 
Gesellschaft und unsere Freiheit. 


Herzlichen Dank. 


(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP und der Abg. Gitta Connemann [CDU/ 
CSU]) 


Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Vielen Dank, Frau Staatssekretärin. — Als nächster 
Redner hat das Wort der Kollege Alexander Hoffmann, 
CDU/CSU-Fraktion. 


(Beifall bei der CDU/CSU) 


Alexander Hoffmann (CDU/CSU): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
weiß nicht, ob Sie den Roman „Sarahs Schlüssel“ von 
Tatiana de Rosnay kennen. Es ist ein Kriegsdrama, das 
die Deportation von Juden aus Paris im Jahr 1942 in den 
Fokus rückt. Ich will sagen: Dieser Roman lädt das ge- 
samte Grauen des Holocaust auf die Schultern von zwei 
Kindern. Diese Geschichte macht genau deshalb diese 
Angelegenheit so herzzerreißend. Es ist ein Buch, das 
einen zum Weinen bringt. Für mich persönlich hat es dazu 
geführt, dass sich zwei Worte, die ich schon lange 


verinnerlicht habe, mir noch einmal tief ins Herz und in 
die Seele gebrannt haben, und das sind die Worte „Nie 
wieder!“. 


Wenn wir in diesen Tagen sehen, was Verstörendes, ja 
Abscheuliches auf unseren Straßen und Plätzen stattfin- 
det, nämlich dass Verschleppung, Massakrierung, Ver- 
gewaltigung gefeiert und bejubelt wird, dass offen die 
Auslöschung des Staates Israels skandiert wird und dass 
Wohnstätten unserer jüdischen Brüder und Schwestern 
mit dem Davidstern gebrandmarkt werden, dann, meine 
Damen, meine Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
ist es Zeit, dass dieses Haus die Unumstößlichkeit dieser 
zwei Worte „Nie wieder!“ umfassend mit Leben füllt. 


(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD und des BÜND- 
NISSES 90/DIE GRÜNEN und der Abg. Petra 
Pau [DIE LINKE]) 


Wenn wir „Nie wieder!“ mit Leben füllen wollen, dann 
geht es zunächst einmal darum, das, was dort passiert, 
einzuordnen. Denn nur wer richtig einordnet, ist in der 
Lage, die richtigen Konsequenzen zu ziehen. Und um es 
einzuordnen, meine Damen, meine Herren, müssen wir 
beschreiben können, was wir dort sehen. Ich habe es 
letzte Woche gesagt und sage es diese Woche wieder: Das, 
was wir dort sehen, ist ein Antisemitismus, der über 
Migration in unser Land gelangt ist. Deshalb brau- chen 
wir drei Konsequenzen: 


Erstens. Wenn wir „Nie wieder!“ mit Leben füllen 
wollen, dann muss doch klar sein, dass derjenige, der 
Antisemitismus und Israelhass auf unsere Straßen und 
Plätze bringt, in unserem Land nichts verloren hat. 


(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der FDP) 


Das gilt im Übrigen auch für Verbände und Vereinigun- 
gen; Samidoun kann bis heute hier agieren. Wer das Exis- 
tenzrecht Israels nicht anerkennt, wer Juden hasst, der 
darf in diesem Land kein Asylrecht und keinen anderen 
Schutzstatus bekommen. 


(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der FDP — Dr. Bernd Baumann [AfD]: 
Sie haben die doch alle reingelassen! Die CDU 
war das doch!) 


Die deutsche Staatsbürgerschaft darf nur bekommen, wer 
sich ausdrücklich und konkret zum Existenzrecht Israels 
bekennt. Und wer die doppelte Staatsbürgerschaft hat und 
durch antisemitische Handlungen auffällt, dem muss man 
konsequenterweise die deutsche Staatsbürgerschaft ent- 
ziehen können. Über allem schwebt doch generell die 
Konsequenz, dass jemand, der Israelfeindlichkeit und 
Antisemitismus auf unsere Straßen und Plätze bringt, sich 
unausweichlich einer Ausweisung gegenübersehen muss. 


Die zweite Konsequenz, wenn wir „Nie wieder!“ mit 
Leben füllen wollen, ist, dass Antisemitismus im Bereich 
der Volksverhetzung ein besonders schwerer Fall sein 
muss und mit einer Mindestfreiheitsstrafe von sechs Mo- 
naten bedroht sein muss, was am Ende andere Kon- 
sequenzen eröffnet. 


(C) 


(D) 
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Alexander Hoffmann 

Damit kommen wir zum dritten Themenfeld, zur drit- 
ten Konsequenz, wenn wir „Nie wieder!“ mit Leben fül- 
len wollen. Ich sage Ihnen: Wir müssen doch nach allem, 
was wir dort sehen, unsere Migrationspolitik neu ausrich- 
ten. 


(Zuruf von der AfD: Aha!) 


Denn es muss doch möglich sein, im Bereich der Migra- 
tionspolitik auch den Begriff der Integration kritisch zu 
hinterfragen. 


(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Aha! — Stephan 
Brandner [AfD]: Was sind das denn für Töne? — 
Beatrix von Storch [AfD]: Das grenzt aber ge- 
rade an Rassismus! — Dr. Alice Weidel [AfD]: 
Das sind Reden und Töne! Dabei bleibt es ja 
auch!) 


Ich will Ihnen ein Beispiel nennen. Der Fraktionsvor- 
sitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion im Jahr 2000, 
Friedrich Merz — weit vor Ihrer Zeit —, hat damals in die 
Debatte um Migration den Begriff der deutschen Leit- 
kultur einflechten wollen, 


(Stephan Brandner [AfD]: Was hat es ge- 
bracht? — Dr. Bernd Baumann [AfD]: Ja, was 
hat die CDU draus gemacht? Grenzöffnung!) 


genauso wie es Horst Seehofer auch gemacht hat. Was ist 
passiert? Das Ganze ist diffamiert worden als eine ras- 
sistische Kampagne. 


Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Herr Kollege, kommen Sie zum Schluss, bitte. 


Alexander Hoffmann (CDU/CSU): 

Ich sage Ihnen: Wenn Sie die Diskussion um Migration 
derart verengen, dann müssen wir uns nicht wundern, 
solche Bilder auf unseren Straßen zu sehen. Wir sind 
damals falsch abgebogen. 


(Stephan Brandner [AfD]: Sie sind falsch ab- 
gebogen!) 


Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Herr Kollege! 


Alexander Hoffmann (CDU/CSU): 
Vielen Dank für die Aufmerksamkeit. 


(Beifall bei der CDU/CSU) 


Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Wir sind in der Aktuellen Stunde, und ich werde die 
Beachtung der Redezeiten sehr genau im Auge behalten, 
weil, wie gesagt, alle nur fünf Minuten haben. 


Die nächste Rednerin ist die Kollegin Lamya Kaddor, 
Bündnis 90/Die Grünen. 


(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP) 


Lamya Kaddor (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegin- 
nen und Kollegen! Liebe Zuhörerinnen und Zuhörer auf 
den Tribünen! Über 1400 Zivilistinnen und Zivilisten 
wurden in grenzenloser Brutalität durch Hamasterroris- 
ten auf israelischem Boden bestialisch ermordet. Etwa 
200 Personen, darunter Kinder, wurden durch die Hamas 
als Geiseln in Gaza genommen. Seit dem Schrecken der 
Shoah wurden nicht mehr so viele Jüdinnen und Juden — 
wir haben es gerade gehört — an einem Tag ermordet wie 
am 7. Oktober 2023. 


Dass nun im weit entfernten Deutschland, im Land der 
Shoah, Menschen den Terror glorifizieren und antisemi- 
tische Parolen skandieren, ist eine unerhörte Schande. 


(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU, der FDP und der LINKEN) 


Dass es, wie letzte Nacht und heute Morgen geschehen, 
zu einem Brandanschlag auf die jüdische Gemeinde in 
der Brunnenstraße kam, erinnert mit Schrecken an den 
Terror der Nationalsozialisten. Wir sind als Politikerin- 
nen und Politiker vielleicht mehr denn je gefordert, das 
Versprechen „Nie wieder!“ — Kollege Hoffmann hat es 
angesprochen — mit Leben zu füllen. Auch ich werde 
darauf zu sprechen kommen. 


Wir dürfen nie wieder hinnehmen, dass die Ermordung 
von Jüdinnen und Juden öffentlich Zuspruch erhält. 


(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU, der FDP und der LINKEN) 


Nie wieder dürfen wir der Ideologie des Hasses erlauben, 
öffentlichen Raum einzunehmen. „Nie wieder!“ heißt, 
dass wir nicht achselzuckend zusehen, wenn die Haustü- 
ren jüdischer Bürgerinnen und Bürger mit dem David- 
stern beschmiert werden. „Nie wieder!“ ist jetzt, meine 
Damen und Herren. 


(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP sowie bei Abgeord- 
neten der CDU/CSU und der Abg. Cornelia 
Möhring [DIE LINKE]) 


Selbstverständlich dürfen Menschen öffentlich und 
friedlich ihre Solidarität mit den Palästinenserinnen und 
Palästinensern kundtun. Selbstverständlich ist vor allem 
auch: Antisemitische Kundgebungen, die sich als ver- 
meintliche Solidaritätsbekundungen für die Palästinense- 
rinnen und Palästinenser tarnen, werden konsequent 
durch die Behörden untersagt — und das ist auch gut so. 


(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP) 


Dass der Staat nun endlich ein Betätigungsverbot ge- 
gen die Hamas implementiert, ist ein richtiger und wich- 
tiger Schritt. Dass wir nicht bei der Hamas stehen bleiben, 
sondern auch Vorfeldorganisationen wie die leninistisch- 
marxistische Samidoun, die mit der Terrororganisation 
PFLP eng verbandelt ist, verbieten werden, ist längst 
überfällig. 


(Beatrix von Storch [AfD]: Antrag der AfD 
abgelehnt!) 
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Lamya Kaddor 

Inzwischen hat auch Telegram reagiert und hamasnahe 
Gruppen gesperrt. Es darf also kein Zweifel darüber be- 
stehen, dass die Sicherheit Israels und der Schutz jü- 
dischen Lebens wirklich Staatsräson ist. 


Sehr geehrte Damen und Herren, der Kampf gegen 
Antisemitismus ist zu wichtig, zu dringlich, zu zentral, 
um ihn parteipolitisch zu instrumentalisieren oder mit 
wirkungslosen Scheinlösungen zu hantieren. Wir verkür- 
zen und relativieren die Herausforderungen durch den 
Antisemitismus, wenn wir ihn auf einen importierten An- 
tisemitismus reduzieren. Wir haben reichlich hausge- 
machten Antisemitismus in Deutschland — einen Anti- 
semitismus, den es in Deutschland immer gab, einen 
Antisemitismus, der unterstellt, Jüdinnen und Juden wür- 
den die Shoah zu ihrem Vorteil instrumentalisieren, einen 
Antisemitismus, der einen Schlussstrich unter die Aus- 
einandersetzung mit deutschen Verbrechen fordert. 


(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS- 
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD) 


Dieser Antisemitismus sitzt — und ich zeige jetzt bewusst 
hierhin — auch heute hier im Parlament, in Gestalt einer 
Partei, die das Gedenken an die ermordeten Jüdinnen und 
Juden als — Zitat — „Mahnmal der Schande“ bezeichnet, 


(Stephan Brandner [AfD]: Rudolf Augstein!) 


als Schuldkult abtut und die Opfer des Nationalsozialis- 
mus mit Begriffen verhöhnt, die ich an dieser Stelle aus 
Respekt vor den Opfern und dem Hohen Haus nicht zi- 
tieren möchte, meine Damen und Herren. 


(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP und der LINKEN) 


Ja, es gibt Antisemitismus unter vielen Musliminnen 
und Muslimen und Menschen mit Migrationsgeschichte. 
Er ist in Relation sogar stärker ausgeprägt als im Rest der 
Bevölkerung. 


(Beatrix von Storch [AfD]: Hört! Hört!) 


Ich bin mir dessen als Lehrerin und Pädagogin, die mit 
Jugendlichen jahrelang dazu gearbeitet hat, schmerzlich 
bewusst. 


Im Kampf gegen Antisemitismus kommt es aber auch 
auf eine engagierte Zivilgesellschaft an. Insbesondere die 
Islamverbände tragen hier eine hohe Verantwortung. Wir 
brauchen sie als Verbündete im Kampf gegen Antisemi- 
tismus. Es ist daher ein wichtiges Zeichen, dass alle an- 
wesenden Islamverbände gestern im Rahmen eines inter- 
fraktionellen Austausches mit allen demokratischen 
Fraktionen — zuvor übrigens auch in NRW geschehen — 
deutlich gemacht haben, dass sie jegliche „Ja, aber“-Hal- 
tung gegenüber dem Terror der Hamas zurückweisen und 
die Glorifizierung des Terrors auf deutschen Straßen nicht 
akzeptieren. Immerhin! Allerdings waren einige 
Verbände nicht dabei. Und auch hier müssen wir uns 
ernsthaft fragen, ob das mit der Zusammenarbeit so wie 
bisher weiterlaufen kann. 


(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP) 


Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, es ist ein 
starkes Signal, dass wir in einer gemeinsamen Aktuellen 
Stunde von Koalition und Union hier zusammenkom- 
men. „Nie wieder!“ muss für die demokratischen Frak- 
tionen in diesem Haus immer und ohne Abstriche gelten. 


Vielen Dank. 


(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP) 


Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Vielen Dank, Frau Kollegin Kaddor. — Nächster Red- 
ner ist für die AfD-Fraktion der Kollege Martin Hess. 


(Beifall bei der AfD) 


Martin Hess (AfD): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Antisemi- 
tismus in jeglicher Form, egal ob islamistisch, rechts- 
extremistisch oder linksextremistisch motiviert, ist inak- 
zeptabel und muss mit aller Härte bekämpft werden. 


(Beifall bei der AfD) 


Wer das aber ernsthaft umsetzen will, der darf seine Au- 
gen vor der Realität nicht verschließen. Und er darf vor 
allem nicht aus ideologischen Gründen die völlig fal- 
schen sicherheitspolitischen Prioritäten setzen. 


Aber genau das haben Sie von den anderen Fraktionen 
alle, auch die CDU/CSU, in den letzten Jahrzehnten und 
vor allem ab 2015 getan. Sie haben sich ausschließlich auf 
den rechtsextremen Antisemitismus konzentriert und den 
durch Ihre verheerende Migrationspolitik erst ver- 
ursachten, importierten islamistischen Antisemitismus 
einfach ausgeblendet. Schlimmer noch: Sie haben all je- 
ne, die ständig davor gewarnt haben, als Rassisten und 
Fremdenfeinde beschimpft. Das Ergebnis Ihres Ver- 
sagens sehen wir auf unseren Straßen. Schämen Sie sich 
alle! 


(Beifall bei der AfD) 


Es ist einfach unerträglich, wie in Deutschland als Re- 
aktion auf den barbarischen Terrorakt der Hamas gegen 
Israel, der aufgrund der exorbitant hohen Opferzahlen 
von über 1 400 Toten zweifelsohne eine historische Zäsur 
darstellt, sich ein widerwärtiger islamistischer Judenhass 
Bahn bricht. Dass dieser Staat nicht in der Lage ist, einen 
solchen, offen zur Schau gestellten Antisemitismus effek- 
tiv zu unterbinden, ist eine Bankrotterklärung. 


(Beifall bei der AfD) 


In Berlin kamen letzten Sonntag trotz Versammlungs- 
verbot 1000 Personen am Potsdamer Platz zusammen, 
um ihre Unterstützung für die Terrororganisation Hamas 
zu zelebrieren. Das ist völlig inakzeptabel und muss end- 
lich konsequent unterbunden werden. Unsere Sicher- 
heitsbehörden müssen ab sofort mit absoluter Null- 
toleranz und maximaler Robustheit gegen solche 
Staatsfeinde vorgehen. Wer das brutale Abschlachten 
wehrloser Männer, Frauen und Kinder gutheißt, der hat in 
Deutschland nichts zu suchen und ist so schnell wie 
möglich abzuschieben. 


(Beifall bei der AfD) 


(C) 


(D) 


(A) 


(B) 


16225 


Martin Hess 

Dass die Ampelfraktionen diese alte AfD-Forderung 
jetzt übernehmen, ist ja für jeden erkennbar eine Reaktion 
auf Ihre Wahldebakel in Bayern und Hessen und damit 
hochgradig unglaubwürdig. Antisemitische Aufmärsche 
importierter Islamisten hat es doch nicht erst letzte Wo- 
che gegeben; die gab es doch die letzten Jahre immer 
wieder. Auch damals haben Sie harte Maßnahmen ange- 
kündigt. Und was ist passiert — das sehen wir doch an der 
derzeitigen Lage -: so gut wie gar nichts. 


Im Gegenteil: Es wird immer schlimmer. In Berlin sind 
Häuser jüdischer Mitbürger mit dem Davidstern be- 
schmiert worden. Ein jüdischer Fußballklub in Berlin 
stellt aus Sicherheitsgründen den Spielbetrieb ein. Nach 
einem Gewaltaufruf der Hamas bleiben jüdische Schulen 
und Kitas geschlossen. Und in Deutschland wird im 
Jahr 2023 vor dem Tragen der Kippa in der Öffentlichkeit 
gewarnt. Diese untragbaren Zustände entlarven Ihre Be- 
kenntnisse zu Israel und die von Ihnen geforderte maxi- 
male Härte des Rechtsstaates als pure Heuchelei. Sie 
haben beim Schutz jüdischen Lebens in Deutschland ver- 


sagt. 


(Beifall bei der AfD — Lamya Kaddor [BÜND- 
NIS 90/DIE GRUNEN]: Ihre Empörung glaubt 
Ihnen keiner!) 


Trotzdem weigern Sie sich auch heute wieder, die 
Hauptursache des Problems klar zu benennen, und das 
ist und bleibt Ihre desaströse Migrations- und Integrati- 
onspolitik, die im Übrigen nicht nur für jüdische Mit- 
bürger, sondern für uns alle verheerende Folgen hat. 
Schauen Sie sich die Höchststände bei den Gewaltdelik- 
ten, bei den schweren Sexualstraftaten oder bei der Mes- 
serkriminalität an! Sie holen die Feinde unserer Gesell- 
schaft in unser Land, und das muss endlich beendet 
werden. 


(Beifall bei der AfD) 


Aber die Ampelkoalition ist dazu offensichtlich weder 
willens noch in der Lage. Solange Herr Nouripour von 
den Grünen, Frau Özoğuz von der SPD und Frau 
Buchholz von der Linken Ämter im Beirat der Deutsch- 
Palästinensischen Gesellschaft innehaben, die der anti- 
semitischen BDS-Bewegung nahesteht, solange der Bun- 
deskanzler Verbote islamistischer Organisationen nur an- 
kündigt, anstatt sie sofort umzusetzen, und damit 
Islamisten warnt und Exekutivmaßnahmen erschwert, so- 
lange Grünenminister Özdemir die Bevölkerung auffor- 
dert, mehr Einsatz gegen Antisemitismus zu zeigen, wäh- 
rend die Grünen die eigentlich zuständige Polizei 
schwächen, indem sie ihr ständig strukturellen Rassismus 
unterstellen, solange die Regierung Zehntausende Afgha- 
nen auf Staatskosten nach Deutschland einfliegt, deut- 
sche Bürger aber für Evakuierungsmaßnahen aus Israel 
pro Person 300 Euro zahlen müssen, solange die Bundes- 
innenministerin lieber Sondierungsgespräche in Hessen 
führt, anstatt den Islamverbänden in unserem Land, die 
weder den islamistischen Terror noch die Solidaritäts- 
bekundungen auf unseren Straßen klar verurteilt haben, 
endlich eine klare Ansage zu machen und sämtliche För- 
dergelder zu streichen, so lange kann diese Ampelkoali- 
tion nicht glaubwürdig importierten islamistischen Anti- 
semitismus bekämpfen und wird weiter versagen. 


(Beifall bei der AfD) 


Deshalb ist eines klar: Wer jüdisches Leben in 
Deutschland effektiv schützen — 


Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Herr Kollege, kommen Sie zum Schluss bitte. 


Martin Hess (AfD): 
— und unser aller Sicherheit endlich wiederherstellen 
will, der muss diese Ampel politisch abschalten, — 


Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Herr Kollege. 


Martin Hess (AfD): 
— je schneller, desto besser. 


(Beifall bei der AfD) 


Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Nächster Redner ist der Parlamentarische Staatssekre- 
tär beim Bundesminister der Justiz, der Kollege 
Benjamin Strasser. 


(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BUNDNISSES 90/DIE GRU- 
NEN) 


Benjamin Strasser, Parl. Staatssekretär beim Bun- 
desminister der Justiz: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Seit vergangenem Samstag erreichen uns un- 
fassbare Bilder aus Israel. Unschuldige Männer, Frauen, 
Kinder wurden hingerichtet, vergewaltigt, erniedrigt, ge- 
demütigt, darunter im Übrigen auch Überlebende der 
Shoah. Über 1200 Menschen wurden an einem einzigen 
Tag ermordet. Ich kann diese Bilder gar nicht in Worte 
fassen. 


Ich möchte an dieser Stelle auch an die Menschen 
denken, die von der Hamas in den Gazastreifen entführt 
worden sind, darunter auch Shani Louk, eine junge Frau 
mit deutschem und israelischem Pass, die Familie in mei- 
nem Wahlkreis, in Ravensburg, hat. Mir ist es ein Bedürf- 
nis, den Familien zu versichern: Wir sehen eure Ver- 
zweiflung. Wir sehen euren Schmerz. Deswegen wird 
die Bundesregierung gemeinsam mit den Partnerinnen 
und Partnern in Israel alles Menschenmögliche tun, diese 
Menschen aus der Haft der Hamas zu befreien. 


(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord- 
neten der LINKEN und des Abg. Alexander 
Hoffmann [CDU/CSU]) 


Die Hamas trägt die alleinige Verantwortung. Es darf 
keinen Zweifel geben, an welcher Seite unser Land steht: 
an der Seite von Israel. Nicht nur, weil wir aufgrund 
unserer eigenen Geschichte eine besondere Verantwor- 
tung für dieses Land haben, nicht nur, weil Israel ein 
Wertepartner und die einzige parlamentarische Demokra- 
tie im Nahen Osten ist, sondern auch, weil Israel das 
einzige Land auf der Welt ist, wo Jüdinnen und Juden 
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sichergehen können, dass sie geschützt werden, dass sie 
offen und frei ihre jüdische Identität leben können. Dieser 
sichere Zufluchtsort ist durch die Hamas massiv bedroht 
worden. 


Deswegen lohnt es sich auch, einmal selbstkritisch eine 
Analyse vorzunehmen, wie es eigentlich um Deutschland 
als einen sicheren Ort für Jüdinnen und Ju- den bestellt 
ist. Die bittere Wahrheit ist, dass Jüdinnen und Juden in 
Deutschland nicht zu jeder Tageszeit und nicht immer 
geschützt sind. Deutschland ist kein sicherer Ort für 
jüdisches Leben. Angst ist ein Alltagsbegleiter für 
Jüdinnen und Juden in Deutschland, seit vielen Jahren im 
Übrigen. Es gibt Menschen, die sich nicht trauen, eine 
Kippa zu tragen, Menschen, die sich nicht trauen, offen 
einen Davidstern zu zeigen. 


Aber das, was wir jetzt erleben, sprengt jede Dimen- 
sion von Antisemitismus, die wir in Deutschland in den 
letzten Jahren gekannt haben. In Neukölln werden ver- 
botene Versammlungen abgehalten, Süßigkeiten verteilt, 
um die Gräueltaten der Hamas zu feiern, antisemitische 
Parolen wie „Intifada bis zum Sieg!“ gerufen. In Neu- 
kölln wurde ein Paar mit Feuerwerkskörpern beschossen, 
weil es Hebräisch gesprochen hat. An vielen Orten in 
Deutschland wurden israelische Flaggen von Rathäusern 
heruntergerissen, vernichtet, gar verbrannt. Auf Über- 
reste der Berliner Mauer wurden Hakenkreuze ge- 
schmiert sowie der Satz „Kill Juden!“. In Berlin wurden 
Wohnungen jüdischer Mitbürgerinnen und Mitbürger mit 
Davidstern markiert, um sie zum Ziel von Antisemitis- 
mus zu machen. Und heute Nacht wurde in der Straße, in 
der ich lebe, hier in Berlin, in der Brunnenstraße, die 
Synagoge mit Molotowcocktails beworfen. Und deswe- 
gen, liebe Kolleginnen und Kollegen, muss man es mal so 
deutlich sagen: Es reicht! 


(Beifall bei der FDP, der SPD, der CDU/CSU, 
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der 
LINKEN) 


Trotz offenkundig vieler Bemühungen aller demokra- 
tischen Parteien in den letzten Jahren, trotz vieler Maß- 
nahmen ist es uns nicht gelungen, den Antisemitismus in 
Deutschland wirksam in die Schranken zu weisen. Des- 
wegen ist für die Bundesregierung klar: Wir wollen noch 
entschlossener handeln als in der Vergangenheit. 


(Beatrix von Storch [AfD]: Noch entschlos- 
sener?) 


Aber um das zu tun, muss man die Fehler der Vergangen- 
heit — — Frau von Storch, ich würde Ihnen empfehlen, 
dass Sie am ruhigsten sind. Ihre Fraktion, die von 
„schuldkult“ spricht, die antisemitische Verschwörungs- 
theorien an dieses Pult hier trägt, die sollte in dieser 
Debatte ganz still sein, Frau von Storch. 


(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord- 
neten der CDU/CSU und der LINKEN - Martin 
Hess [AfD]: Unverschämtheit!) 


Klar ist, dass in der Vergangenheit zu oft über den 
Antisemitismusvorwurf als solchen debattiert worden 
ist und nicht über den Antisemitismus in unserem Land. 
Wir brauchen einen 360-Grad-Blick. Während deutsche 
Feuilletons in der Vergangenheit oft und gerne darüber 


philosophiert haben, ob es so etwas wie israelbezogenen (C) 


Antisemitismus überhaupt gibt, fand er auf deutschen 
Straßen statt, liebe Freundinnen und Freunde. 


(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BUNDNISSES 90/DIE GRU- 
NEN) 


Natürlich ist es so, dass es verfestigten Antisemitismus 
in muslimischen Communitys in Deutschland gibt, im 
Übrigen nicht erst seit dem Jahr 2015, sondern schon 
seit vielen Jahren. 


(Martin Hess [AfD]: Seit Jahrzehnten! - 
Beatrix von Storch [AfD]: Das ist ja mal ein 
Erkenntnisgewinn!) 


Diese Analyse muss dazu führen, dass auch wir als 
Bundesregierung noch entschiedener und entschlossener 
gegen Antisemitismus vorgehen. Und das tun wir bei- 
spielsweise mit dem Bundesinnenministerium. Nach jah- 
relangen Debatten zu einem Hamasverbot, nach jahre- 
langen Debatten zu einem Verbot von Samidoun 
handelt diese Regierung und hat diese Organisationen 
verboten. 


Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir gehen jetzt — wie 
auch schon vor diesen Ausfällen — an das Staatsangehö- 
rigkeitsrecht ran und stellen rechtlich noch mal ganz klar: 
Wer Antisemit ist, wird zukünftig nicht Deutscher wer- 
den können. 


(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ- 
NEN) 


Wir begrüßen es als Bundesregierung, dass auch die 
Länder entschlossener gegen verbotene Versammlungen 
vorgehen. Wir begrüßen es, dass die Länder den Schutz 
jüdischer Einrichtungen in den letzten Tagen erhöht ha- 
ben. 


Aber lassen Sie mich zum Schluss auch noch mal 
sagen: Der Instrumentenkasten des Strafrechts, er ist ge- 
füllt: Wer Molotowcocktails auf Synagogen wirft, macht 
sich strafbar. 


(Beatrix von Storch [AfD]: Echt?) 


Wer jüdische Menschen angreift, weil sie jüdisch sind, 
macht sich strafbar. Wer offen die Hamas feiert für ihre 
Taten in Israel, der macht sich in Deutschland strafbar. 
Jetzt ist weniger die Zeit für die Frage nach einer Reform 
des Strafgesetzbuches, sondern eher für die Frage, wie 
wir sicherstellen können, dass es tatsächlich zu Anklagen 
kommt; denn wir stellen fest, dass viele Jüdinnen und 
Juden in Deutschland Straftaten gar nicht mehr anzeigen, 
weil die Anzeigen im Sande verlaufen. Deswegen hat der 
Bundesjustizminister sehr frühzeitig jetzt auch das Ge- 
spräch mit den Länderkolleginnen und -kollegen auf- 
genommen, damit ganz klar ist: Die Ermittlungen wegen 
solcher Taten können nicht aus Opportunitätsgründen 
eingestellt werden, sondern wenn antisemitische Strafta- 
ten beweisbar, nachweisbar sind, muss auch konsequent 
angeklagt werden. 


(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
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Es gäbe noch viel zu berichten an Maßnahmen, die wir 
ergreifen werden; ich glaube, die Bundesfamilienminis- 
terin wird dazu auch noch ausführen. Mir ist zum Schluss 
eine Botschaft wichtig: Es gibt ein wunderbares jüdisches 
Lied, dass man an Pessach singt, „Vehi Sheamda“. In dem 
Lied „Vehi Sheamda“ geht es darum, dass Jüdinnen und 
Juden in allen Jahrhunderten unserer Menschheits- 
geschichte verfolgt wurden, dass es in allen Jahrhunder- 
ten unserer Menschheitsgeschichte Gruppen gab, die ver- 
sucht haben, jüdisches Leben zu vernichten, doch selbst 
in Zeiten größter Bedrohung und Bedrängnis hat Gott 
seine schützende Hand über Jüdinnen und Juden gehal- 
ten. Und auch jetzt werden Jüdinnen und Juden weltweit 
und auch hier in Deutschland dieser Bedrohung trotzen. 
Aber es soll klar sein, dass sie nicht alleine sind. Wir 
stellen uns als nichtjüdische Mehrheitsgesellschaft an 
ihre Seite. Wir wollen, dass jüdisches Leben in Deutsch- 
land wieder möglich wird, dass jüdisches Leben sicht- 
barer wird. Und deswegen gilt, dass wir mit neuer Ent- 
schlossenheit diese großen Herausforderungen, die vor 
uns liegen, angehen. Dabei bitte ich auch Sie als Par- 
lament um Ihre Unterstützung. 


Vielen herzlichen Dank. 


(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND- 
NIS 90/DIE GRUNEN sowie bei Abgeord- 
neten der CDU/CSU) 


Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Vielen Dank, Herr Staatssekretär. — Nächste Rednerin 
ist die Kollegin Petra Pau, Fraktion Die Linke. 


(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord- 
neten des BUNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 


Petra Pau (DIE LINKE): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegin- 
nen und Kollegen! Sehr geehrte Besucherinnen und Be- 
sucher! Heute vor 82 Jahren begann die Deportation der 
Berliner Jüdinnen und Juden in den Tod. Seit vielen Jah- 
ren erinnern wir daran an Gleis 17 am Bahnhof Grune- 
wald unter der Überschrift „Nie wieder!“. In keinem Jahr 
ging es mir so schlecht auf dem Weg zu dieser Veranstal- 
tung wie heute Mittag. Nie wieder? Wir sprachen vor 
Beginn der Veranstaltung mit Teilnehmenden über das 
„Schon wieder“. 


In der Bundesrepublik wurden seit dem antisemi- 
tischen Pogrom am 7. Oktober 2023 202 antisemitische 
Vorfälle durch den Bundesverband RIAS registriert. Das 
ist ein Zuwachs um 240 Prozent im Vergleich zum Vor- 
jahr. Was heißt das? Wohnungen von Jüdinnen und Juden 
wurden markiert; jüdische Schulkinder und Sportler/-in- 
nen bleiben zu Hause; aus Solidarität gehisste Fahnen des 
Staates Israel werden geschändet, wie vorgestern auch in 
Marzahn-Hellersdorf, wo ich lebe; auf Demonstrationen, 
im öffentlichen Raum und im Netz machen sich Men- 
schen zum Komplizen der Terroristen, indem sie das 
Massaker an Jüdinnen und Juden feiern, rechtfertigen 
oder relativieren. Gestern Abend musste die Berliner Po- 
lizei das Mahnmal für die ermordeten Juden Europas vor 
Schändung schützen. Und heute Nacht wurde das Ge- 


meindezentrum Kahal Adass Jisroel mit Brandsätzen an- (C) 


gegriffen — ein Kindergarten, eine Schule, ein Gottes- 
haus. Was macht das mit diesen Kindern? 


Der Terror der Hamas richtet sich gegen Jüdinnen und 
Juden, gegen die Demokratie und gegen eine plurale Ge- 
sellschaft. Jüdinnen und Juden auf der ganzen Welt 
schauen seit den Pogromen mit großer Sorge auf den 
einzigen jüdischen Staat. Es wurde vorhin daran erinnert: 
Gegründet wurde Israel nach der Shoah als Heimstatt, 
Heimstatt auch für die Diaspora, als das Versprechen, hier 
Zuflucht und Schutz zu finden, wenn der Antisemi- 
tismus im eigenen Land etwa nicht mehr auszuhalten sein 
sollte. Der Vorsitzende der Jüdischen Gemeinde zu Berlin 
sagte heute früh: Wir Juden fühlen uns hier, in unserer 
Stadt, nicht mehr sicher. 


Damit kein Missverständnis aufkommt: Auch bis zum 
7. Oktober 2023 war Antisemitismus ein gesellschaftli- 
ches Problem bei uns. Nicht nur die Statistiken, sondern 
auch die Ereignisse der letzten Jahre sprechen Bände. 
Und ja, ich bin für einen 360-Grad-Blick in allen gesell- 
schaftlichen Bereichen. Mir ist übrigens egal, ob Anti- 
semiten sich islamistisch, völkisch, rechtsextremistisch 
oder wie auch immer motiviert fühlen. 


(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN, der 
SPD, der CDU/CSU, des BUNDNISSES 90/ 
DIE GRUNEN und der FDP) 


Sie sind in jedem Fall zu verurteilen und zu ächten. Dabei 
ist mir auch ziemlich wurscht, welche Staatsbürgerschaft 
diese Menschen haben. Es muss jetzt unmissverständlich 
klar sein: Wenn Terroristen morden, dann ist es Zeit für 
Haltung. Es ist nicht die Zeit für ein „Ja, aber...“ oder ein 

„Vielleicht“. Nichts bietet eine Rechtfertigung für diese 

Attacken. 


(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord- 
neten der SPD, der CDU/CSU, des BUNDNIS- 
SES 90/DIE GRÜNEN und der FDP) 


Und damit zum Schluss. Ich finde, das ist der Maßstab 
für jedes gesellschaftliche Handeln. Die Kollegin Kaddor 
hat an das Gespräch mit den muslimischen Verbänden 
erinnert. Aber wir haben eine eigene Nationale Strategie 
gegen Antisemitismus und für jüdisches Lebens. Und 
morgen, wenn wir über den Staatsvertrag sprechen, werde 
ich kurz zum Staatsvertrag Ja sagen und werde die 
Schlussfolgerungen und Empfehlungen der zwei Ex- 
pertenkreise zum Antisemitismus, die wir hatten, hier 
noch mal ins Zentrum rücken, weil ich finde: Wir müssen 
uns mal selbst ernst nehmen und an diesen Dingen arbei- 
ten. 


(Beifall bei der LINKEN, der SPD, dem 
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und der FDP 
sowie der Abg. Gitta Connemann [CDU/ CSU]) 


Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 


Vielen Dank, Frau Kollegin Pau. — Nächster Redner ist 
der Kollege Dirk Wiese, SPD-Fraktion. 


(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP) 
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Dirk Wiese (SPD): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Kolleginnen und Kolle- 
gen! Ich glaube, es war ein wichtiges Signal, dass der 
Bundeskanzler am gestrigen Tag in Israel gewesen ist. 
Es war ein wichtiges Signal für die enge, freundschaftli- 
che deutsch-israelische Zusammenarbeit, die bei uns 
Staatsräson ist. Dieses Zeichen, das der Bundeskanzler 
gestern gesetzt hat, und seine Worte, die er in Israel 
gefunden hat — all das war sehr wichtig. 


(Beifall der Abg. Sonja Eichwede [SPD]) 


Ich will es sehr deutlich sagen: Diese widerwärtigen 
Jubelszenen — sie sind angesprochen worden —, die wir 
auf deutschen Straßen gesehen haben, diese Solidarisie- 
rung mit dem Hamasterror: Das dulden wir hier in diesem 
Land in keiner Weise. Diese Relativierung der brutalen 
Barbarei der Terroristen am letzten Wochenende - das ist 
nicht hinnehmbar für unser Land, und es ist unser aller 
Verantwortung, dagegen aufzustehen und gemeinsam zu 
zeigen: Das ist nicht unser Land, was wir da gesehen 
haben. Da sind wir alle gefordert. 


(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRUNEN und der FDP sowie bei Abgeord- 
neten der CDU/CSU und der LINKEN) 


Das gilt auch für das, was wir gestern Nacht gesehen 
haben - es ist angesprochen worden -: der feige Brand- 
anschlag, die Davidsterne, die wieder auf die Haustüren 
gesprüht worden sind. Staatssekretär Strasser hat es ge- 
rade gesagt. Er hat gesagt: Das jüdische Leben, das gehört 
zu unserem Land. Es gehört zu Deutschland, schon seit 
über 1 700 Jahren. Wir haben erst im Jahr 2021 dieses 
1 700-jährige Jubiläum des jüdischen Lebens in Deutsch- 
land gemeinsam begangen. Wir haben unzählige Ver- 
anstaltungen im ganzen Land gehabt. Ich glaube, wir 
sollten gemeinsam darüber nachdenken - lieber Kollege 
Strasser, ich greife das mal ein bisschen auf —, dass wir 
wieder so ein Zeichen setzen, dass wir wieder zeigen, dass 
jüdisches Leben zu uns gehört, dass jüdisches Leben zu 
Deutschland gehört, zu Europa gehört. Wenn nicht jetzt, 
wann dann sollten wir noch mal gemeinsam so ein 
Zeichen setzen? Darüber sollten wir nachdenken. 


Ich möchte auch deutlich sagen, dass es richtig ist, dass 
der Rechtsstaat jetzt Zähne zeigt, dass der Rechtsstaat 
alles unternimmt, um Demonstrationen schon von vorn- 
herein zu verbieten. Ich halte es auch für richtig, das zu 
verbieten. Ich glaube, wir haben auch die rechtliche 
Handhabe dafür. Ich schaue da zum Beispiel ins Bundes- 
land Hamburg, wo bisher sämtliche Demonstrationen un- 
tersagt worden sind, weil klar ist, dass von diesen De- 
monstrationen, dieser Unterstützung des Terrors der 
Hamas, Straftaten ausgehen. Da müssen wir genau hin- 
schauen, Bund und Länder, gerade mit dem Blick auf das 
kommende Wochenende, dass wir da klare Kante zeigen. 
Ich möchte auch meinen Dank sagen an die Polizistinnen 
und Polizisten, die da für unseren Staat, für den Rechts- 
staat, den Kopf hinhalten. Denen kann man gar nicht 
Dank genug sagen in dieser Situation. 


(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und der FDP) 


ce 


Es wurde schon gesagt: Es darf kein „Ja, aber .. 
geben. Es darf in dieser Situation keine Relativierungen 
geben, von gar keiner Seite. Ich will es hier noch mal 
sagen, weil ich gerade in den letzten Tagen verfolgt habe, 
was für ein unglaublicher Dreck — ich muss das so sagen — 
in den sozialen Medien ausgeschüttet wird, auch wenn 
wir Postings machen dort. Es ist teilweise wirklich men- 
schenverachtend, was da stattfindet. Das findet von vie- 
len Seiten statt, und es findet auch von rechter Seite statt, 
wenn ich sehe, was da teilweise gepostet wird, teilweise 
auch von dem Zusammenschluss „Dritter Weg“, dieser 
rechtsextremen Vereinigung, die übrigens mit der Jungen 
Alternative enge Netzwerke hat. 


(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Das ist ja Blöd- 
sinn! Reden Sie nicht so einen Mist hier! Un- 
glaublich!) 


Dazu habe ich gar nichts von Herrn Hess heute gehört, 
nichts an dieser Stelle. Dieser Hass kommt genauso von 
dieser Seite. Das ist nicht tolerierbar, und auch dagegen 
müssen wir aufstehen! 


(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRUNEN und der FDP - Zurufe von der AfD) 


Von daher: Wir brauchen eine harte und zielgerichtete 
Antwort unseres wehrhaften Rechtsstaates. Es muss sein, 
dass da, wo diese Straftaten der Terrororganisation ver- 
herrlicht werden, der Aufenthaltsstatus entzogen wird. Es 
ist richtig, das Betätigungsverbot der Hamas in Deutsch- 
land und das Verbot von Samidoun durchzusetzen. Es ist 
aber auch richtig, immer wieder zu fragen: Wie können 
wir diese Demokratie auch präventiv stärken? Wie kön- 
nen wir den Zusammenhalt, den Respekt in diesem Land 
stärken? Wie können wir es hinkriegen, gegen diesen 
Hass, diese Verachtung, die wir in den Demonstrationen 
sehen, einen Hass, der leider auch auf Schulhöfen Ein- 
gang findet, vorzugehen? Das funktioniert nicht kurzfris- 
tig, sondern das braucht viel Anstrengung, und das 
braucht auch viel Geld. 


Ich bin gerade — das will ich hier einmal sagen — den 
Lehrerinnen und Lehrern in meinem Bundesland Nord- 
rhein-Westfalen dankbar. Wir hatten gerade erst Herbst- 
ferien, und viele von ihnen haben in dieser Woche mit den 
Schülerinnen und Schülern diskutiert über die Videos, die 
natürlich über die sozialen Netzwerke auf die Handys 
kommen, und wie man das einordnen kann, wie man 
das verstehen muss. Da bin ich all denjenigen, die da 
für Aufklärung gesorgt und klare Haltung im Unterricht 
gezeigt haben, dankbar. Da will ich den Lehrerinnen und 
Lehrern mal ein großes Dankeschön sagen. 


(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP) 


Umso wichtiger ist es, zum Abschluss zu sagen: Wir 
müssen diese Form von Extremismus angehen. Wir müs- 
sen die Initiativen, die im Land dagegen aufstehen, die im 
Kampf gegen Antisemitismus seit Jahren dabei sind, stär- 
ken und sie umso mehr auch finanzieren. Umso wichtiger 
ist es, gerade in diesen Zeiten dafür zu sorgen und gerade 
jetzt das Ja zu geben für ein Demokratiefördergesetz. Das 
ist aus meiner Sicht wichtiger denn je. 


Vielen Dank für die Aufmerksamkeit. 
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(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP) 


Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Vielen Dank, Herr Kollege Wiese. — Nächste Rednerin 
ist die Kollegin Gitta Connemann, CDU/CSU-Fraktion. 


(Beifall bei der CDU/CSU) 


Gitta Connemann (CDU/CSU): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! „Is- 
rael brenne“-Sprechchöre, Davidsterne an Haustüren von 
Juden oder aber Molotowcocktails auf eine Synagoge: 
Deutschland — nicht 1933, sondern gestern. Judenhass 
gab es immer in diesem Land, leider. Aber der öffentliche 
Fokus richtete sich im Wesentlichen auf Neonazis. Und 
ja, dieser rechte braune Mob ist widerwärtig, auch der 
braune Mob in diesem Parlament. 


(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der FDP und der 
LINKEN - Zurufe von der AfD: Jämmer- lich! 
Jämmerlich! — Ekelhaft! — Gegenruf: Ja, wenn 
man sich angesprochen fühlt!) 


Aber er steht nicht allein. Ausgeblendet wurde über lange 
Zeit der importierte Judenhass. Dabei ist das Tragen der 
Kippa in Neukölln oder Marxloh schon lange eine Mut- 
probe. Jetzt geht Wegschauen aber nicht mehr. West- 
europa wird von einer Welle des Judenhasses überspült, 
auch Deutschland. Aus propalästinensischen Kund- 
gebungen werden Krawalle mit brennenden Barrikaden 
und Angriffen auf Einsatzkräfte — gestern. Radikale Mus- 
lime mit Rechtsradikalen, vereint mit Linksextremisten, 
schreien die Parolen der Hamas — gestern. Eine Terror- 
organisation, die nur ein Ziel hat: die Vernichtung Israels 
und die Auslöschung aller Juden. In aller Deutlichkeit: 
Hamas führt keinen palästinensischen Freiheitskampf — 
Hamas will den Genozid. 


(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 


Wir sind uns hier weitgehend einig: Wir stehen an der 
Seite Israels. Wir stehen an der Seite unserer jüdischen 
Mitbürgerinnen und Mitbürger in Deutschland, klar und 
unumstößlich. Und dennoch verlieren sie das Vertrauen 
in ihre Sicherheit. Dabei stehen wir erst am Anfang. Israel 
muss sich verteidigen. Wenn Israel die Waffen niederlegt, 
wird es vernichtet. Aber mit der Bodenoffensive wird es 
Bilder geben von Toten in Gaza. Die Hamas verschanzt 
sich hinter ihrer eigenen palästinensischen Zivilbevölke- 
rung. Und wir werden eine neue Dimension des Social- 
Media-Terrors erleben — wie gestern. Da wird aus der 
fehlgeleiteten Dschihad-Rakete auf dem Parkplatz ein 
Angriff Israels auf ein Krankenhaus. Viele Medien in 
Deutschland haben diese Lüge unreflektiert weitergege- 
ben und sind ihrer Verantwortung nicht nachgekommen. 


Botschafter Ron Prosor hat uns gewarnt und um unsere 
Solidarität gebeten. Liebe Kolleginnen und Kollegen, da- 
für müssen wir in diesem Haus zusammenstehen, frakti- 
onsübergreifend; denn es wird auch um uns einsamer 
werden. Der Antisemitismus ist nämlich nicht nur links 
oder rechts. Es gibt ihn in vielen Facetten. Wir erleben es 
in popularphilosophischen Podcasts, im Kulturbetrieb, an 


Universitäten. Dumme Klischees, Verschwörungs- 
mythen, Kolonialismusvorwürfe und BDS — und daneben 
dröhnendes Schweigen. Diejenigen, die sonst immer so 
laut und so korrekt sind, schweigen oder sagen „Ja, 
aber ...“, „Ich habe ja nichts gegen Juden, aber ...“. 


(Zuruf der Abg. Beatrix von Storch [AfD]) 


Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen: Es gibt nichts 
zu relativieren. Ein Pogrom bleibt ein Pogrom. Wer für 
die Hamas oder Hisbollah Verständnis zeigt, entwertet 
unsere Zivilisation. 


(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD und des BUND- 
NISSES 90/DIE GRUNEN) 


Ich schäme mich für das Bild, das wir gestern boten, das 
wir wahrscheinlich auch in den nächsten Wochen bieten. 
Wir müssen es ändern, sofort. Denn „Nie wieder!“ ist 
jetzt. 


Dazu gehört das Eingeständnis: Unsere Migrations- 
politik 


(Beatrix von Storch [AfD]: ... ist gescheitert!) 


ist gescheitert. Wir haben Menschen aufgenommen, ohne 
ihnen klar und deutlich zu sagen, was wir von ihnen 
erwarten. Wir müssen wehrhafter werden. 


(Zurufe der Abg. Maja Wallstein [SPD] und 
Lamya Kaddor [BUNDNIS 90/DIE GRU- 
NEN]) 


Das geht nur über das Staatsangehörigkeitsrecht. Das 
Bekenntnis zur Existenz Israels muss zwingende Einbür- 
gerungsvoraussetzung werden. 


(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der FDP) 


Antisemitische Mehrstaatler müssen ausgebürgert wer- 
den. 


Deshalb werden wir auch keine Flüchtlinge aus Gaza 
aufnehmen können. Wer dem Hass auf Israel jetzt die Tür 
öffnet, lässt unsere jüdischen Mitbürger im Stich. 


(Beatrix von Storch [AfD]: Das ist ja rassis- 
tisch!) 


Und wir müssen wehrhafter werden. Jede antisemitische 
Straftat muss verfolgt werden, konsequent, mit voller 
Härte. Aber auch Medien, vorneweg der öffentlich-recht- 
liche Rundfunk, müssen endlich berichten — reflektiert 
und selbstkritisch. Wir müssen Antisemiten zur Rechen- 
schaft ziehen, auch im Kulturbetrieb. 


(Beatrix von Storch [AfD]: Auf der Regie- 
rungsbank!) 


Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Frau Kollegin, kommen Sie zum Schluss, bitte. 


Gitta Connemann (CDU/CSU): 
Die Kunstfreiheit darf keinen Antisemitismus erlau- 
ben. 


(Beifall der Abg. Dorothee Bär [CDU/CSU]) 
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Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Frau Kollegin, bitte kommen Sie zum Schluss. 


Gitta Connemann (CDU/CSU): 
Das gilt auch für Gastprofessuren ehemaliger Docu- 
menta-Kuratoren. 


(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 


Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Frau Kollegin, bitte. 


Gitta Connemann (CDU/CSU): 
Wir müssen hinschauen. „Nie wieder 


(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der FDP und des Abg. Johannes Arlt 
[SPD]) 


IK 


ist Jetzt. 


Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Bevor ich der Bundesministerin das Wort erteile, will 
ich Sie, Frau Kollegin Connemann, darauf hinweisen, 
dass ich die Begriffswahl vom „braunen Mob“ hier im 
Hause für unangemessen halte. 


(Dorothee Bär [CDU/CSU]: Aber wer hat sich 
denn angesprochen gefühlt? — Gegenruf des 
Abg. Dr. Bernd Baumann [AfD]: Tun Sie 
doch nicht so! — Weiterer Gegenruf der Abg. 
Beatrix von Storch [AfD]) 


— Frau Kollegin, noch einmal: Darum geht es jetzt gar 
nicht. Ich bitte noch einmal, zu akzeptieren, dass Erklä- 
rungen von mir der Erörterung hier im Hause entzogen 
sind. 


(Nina Warken [CDU/CSU]: Die Verwendung 
„Sprechpuppe“ ist aber auch nicht parlamenta- 
risch!) 


Ich spreche hier nicht als Wolfgang Kubicki von den 
Freien Demokraten, sondern als sitzungsleitender Prä- 
sident, der dafür Sorge tragen muss, dass die Debatte 
einigermaßen vernünftig, ordentlich und gesittet über 
die Bühne geht. 


(Nina Warken [CDU/CSU]: „Sprechpuppe“ 
darf man sagen?) 


Als nächste Rednerin hat für die Bundesregierung die 
Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und Ju- 
gend, Lisa Paus, das Wort. 


(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP - Beatrix von Storch [AfD]: Der „braune 
Mob“ hier rechts von uns! Ich spreche nieman- 
den persönlich an! — Gegenruf der Abg. 
Dorothee Bär [CDU/CSU]: Keiner fühlt sich 
angesprochen!) 


Lisa Paus, Bundesministerin für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend: 

Herr Präsident! Werte Kolleginnen und Kollegen Ab- 
geordnete! Werte Zuschauende! Ich komme direkt aus 
einem Gespräch mit dem Kompetenznetz Antisemitis- 


mus, kurz: KOMPAS. Es besteht aus fünf erfahrenen (C) 


Trägern der Antisemitismusprävention. Seit dem 7. Okto- 
ber, dem Terrorüberfall der Hamas auf Israel, können sie 
sich vor Anfragen nicht mehr retten. Schockierte Men- 
schen rufen an: Jüdinnen und Juden suchen psycho- 
logische Betreuung, Lehrer/-innen Unterstützung, um 
aufgeregte Diskussionen in Klassenzimmern zu moderie- 
ren. Es ist schwer, sachliche Diskussionen zu führen, 
wenn die Bilder so furchtbar und so dramatisch sind 
und viele eine emotionale Beziehung zum Ort des Ge- 
schehens haben, und das haben viele Menschen in 
Deutschland. 


Ich weiß nicht, wie viele Abgeordnete hier im Deut- 
schen Bundestag von der Erkenntnis politisiert wurden, 
dass Deutschland für die Shoah verantwortlich ist — die 
Shoah, die in Konsequenz zur Gründung des Staates Is- 
rael geführt hat. Ich bin eine dieser Abgeordneten. Des- 
halb ist für mich klar: Das Existenzrecht Israels ist durch 
nichts zu relativieren. 


(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP sowie bei Abgeord- 
neten der CDU/CSU und der LINKEN) 


Die Solidarität mit Israel, sie ist historische Verpflich- 
tung, und sie ist Teil unserer Staatsräson. Deshalb ist es 
richtig, dass die Außenministerin Annalena Baerbock und 
Bundeskanzler Olaf Scholz unmittelbar, auch vor Ort, 
gezeigt haben, dass sie Israels Recht auf Selbstver- 
teidigung unterstützen. 


(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP) 


Deshalb ist es auch richtig, dass es verboten ist, Symbole 
der Terrororganisation Hamas zu zeigen und ihre Untaten 
damit zu feiern. Das ist nach deutschem Recht eine Straf- 
tat, und das muss entsprechend durchgesetzt werden. 


(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP) 


Deswegen ist es insgesamt so wichtig, dass wir das 
klare Signal senden: Wir stehen auch an der Seite der 
Jüdinnen und Juden in Deutschland. Wir tun alles, was 
wir können, für ihre Sicherheit. Wir fühlen mit denjeni- 
gen, die Angehörige verloren haben. Die Bundesregie- 
rung wird auch alles Mögliche tun, damit verschleppte 
Angehörige wieder freikommen. 


Ich bin froh, dass wir exzellente Expertinnen und Ex- 
perten für Antisemitismusprävention haben; denn die ak- 
tuelle Situation zeigt, wie wichtig das ist. Im Rahmen 
unseres Bundesprogramms „Demokratie leben!“ fördern 
wir seit 2020 KOMPAS, das Kompetenznetzwerk gegen 
Antisemitismus. Es stellt fachliche Beratung bereit, und 
es transferiert erfolgreiche Präventionsansätze in kom- 
munale Strukturen; denn antisemitische und israelfeind- 
liche Einstellungen nehmen in Deutschland zu. 


Und es gibt nicht nur den einen Antisemitismus. Es 
gibt Verschwörungsdenken mit kapitalismus- oder impf- 
kritischer Ummäntelung, 


(Beatrix von Storch [AfD]: „Impfkritisch“! 
Ganz schlimm! Antisemitismus in der schärfs- 
ten Form!) 
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Bundesministerin Lisa Paus 
es gibt israelbezogenen Antisemitismus, es gibt tradierte 
Negativbilder von den Juden 


(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Es gibt biologistischen Antisemitis- 
mus!) 


oder die Verleugnung der nationalsozialistischen Juden- 
verfolgung. Tätliche Übergriffe auf Jüdinnen und Juden 
werden häufiger. Auch Fachkräfte der Jugend- und Bil- 
dungsarbeit sind in ihrer täglichen Arbeit zunehmend mit 
verschiedenen Formen von Antisemitismus konfrontiert. 


Häufig hört man gerade in diesen Tagen die These, der 
Anstieg des Antisemitismus sei importiert, 


(Jan Ralf Nolte [AfD]: „These“?) 


die Folge von Zuwanderung aus größtenteils musli- 
mischen Ländern, in denen Antisemitismus weit verbrei- 
tet sei. 


(Beatrix von Storch [AfD]: Ja!) 


Der Sachverständigenrat für Integration und Migration 
kam im Jahr 2022 zu dem Schluss, dass insbesondere 
der israelbezogene Antisemitismus, ja, unter Menschen 
mit Migrationsgeschichte stärker verbreitet ist, und hier 
insbesondere bei türkischstämmigen und arabischstäm- 
migen Menschen. 


(Beatrix von Storch [AfD]: Hört! Hört! — Ge- 
genruf der Abg. Lamya Kaddor [BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Das ist nichts Neu- es! 
— Gegenruf der Abg. Beatrix von Storch [AfD]: 
Aber dass es hier ausgesprochen wird, schon!) 


Es ist allerdings ein Irrglaube, Antisemitismus gebe es 
nur in migrantischen Communitys. 


(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Das hat 
auch nie jemand behauptet!) 


Die Mitte-Studien der Friedrich-Ebert-Stiftung zeigen 
deutlich, dass israelbezogener Antisemitismus in vielen 
gesellschaftlichen Gruppen weit verbreitet ist. 


(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Aber nicht so weit! 
— Gegenruf des Abg. Dr. Till Steffen 
[BUNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Ach, komm! — 
Weiterer Gegenruf der Abg. Lamya Kaddor 
[BUNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Doch! Sie 
brauchen doch nur hinblicken! — Dr. Till Steffen 
[BUNDNIS 90/DIE GRÜNEN], an die AfD 
gewandt: Spieglein, Spieglein an der Wand!) 

Es ist wirklich schwer auszuhalten. 
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
Abg. Caren Lay [DIE LINKE] - Dr. Bernd 
Baumann [AfD]: Müssen Sie aber! Das müs- 
sen Sie aushalten!) 

— Ich sage ja nur: Es ist schwer auszuhalten. 
(Beatrix von Storch [AfD]: Ja, Sie haben ein 

Problem mit Demokratie! Das wissen wir!) 


Jetzt diese Rufe aus Ihren Ecken. 


(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Absolut! Das ist an Heuchelei kaum 
zu übertreffen!) 


Wir wissen ja — wir mussten mehrmals Zeuge sein —, dass 
ein Herr Gauland die Geschichte einen „Vogelschiss“ 
genannt hat. 


(Beatrix von Storch [AfD]: Tausendmal ist das 
debattiert worden! Tausendmal! — Gegenruf 
der Abg. Marlene Schönberger [BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN]: An Ihrer Stelle wäre 
ich mal ganz leise! — Dr. Bernd Baumann 
[AfD]: Trotzdem fällt Ihnen nichts ein!) 


Ich könnte jetzt zig weitere Beispiele nennen. Von daher 
wäre in diesen Zeiten etwas mehr Ruhe auf der rechten 
Seite hier in diesem Hause wirklich gut. 


(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP und der LINKEN - Martin Hess [AfD]: 
Das, was wir auf den Straßen zu verzeichnen 
haben, ist das Ergebnis Ihrer Politik! Nicht 
unserer!) 


Prävention gegen Antisemitismus ist wichtig. Deshalb 
gibt es das Programm „Demokratie leben!“. Im Rahmen 
des Programms „Demokratie leben!“ werden in allen 
16 Bundesländern Landesdemokratiezentren gefördert, 
die die Beratung von Betroffenen rassistischer und anti- 
semitischer Gewalt unterstützen. Es gibt 350 lokale Part- 
nerschaften für Demokratie. 


Erstmals hat die Bundesregierung im November 2022 
eine Nationale Strategie gegen Antisemitismus und für 
jüdisches Leben vorgelegt. Etwa ein Drittel unserer Mo- 
dellprojekte adressieren Fragen des jüdisch-musli- 
mischen Dialogs. Das Projekt „Sichtbar handeln!“ bietet 
Fachkräften in Jugend- und Bildungsarbeit ein Lern- und 
Diskursangebot zum Wirken gegen Antisemitismus und 
Israelfeindschaft. 


(Beatrix von Storch [AfD]: Das ist gescheitert, 
würde ich sagen!) 


Dieses Programm stößt auf sehr großes Interesse. 


Die Bundeszentrale für politische Bildung vermittelt 
Medienkompetenz, um Verschwörungserzählungen zu 
entlarven und Gegenargumente zu trainieren. Bundes- 
innenministerin Nancy Faeser und der Vorsitzende der 
Holocaustgedenkstätte Yad Vashem haben gerade eine 
Kooperationserklärung zur Fortbildung der Bundespoli- 
zei und des Bundeskriminalamtes unterzeichnet. Im Rah- 
men des Bundesprogramms „Jugend erinnert“ fördert 
mein Haus Fahrten von Jugendgruppen an Stätten der 
NS-Massenvernichtung und den deutsch-israelischen Ju- 
gendaustausch. 


Werte Kolleginnen und Kollegen, aus Gesprächen mit 
Praktikerinnen und Praktikern weiß ich: Gerade durch 
empathische Gespräche mit biografischen Bezügen ge- 
lingt es häufig, Feindbilder aufzubrechen. Deswegen 
brauchen wir mehr von diesen Programmen und nicht 
weniger. 


(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP) 
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Bundesministerin Lisa Paus 

Deshalb: Lassen Sie uns auch ganz praktische Schlüsse 
aus der Solidarität mit Israel und dem wachsenden Anti- 
semitismus ziehen. Ein wichtiger weiterer Baustein wäre 
die Verabschiedung des Demokratiefördergesetzes in die- 
sem Haus. 


(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP) 


Vizepräsidentin Yvonne Magwas: 

Einen schönen guten Nachmittag, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, von meiner Seite, auch an die Besucher- 
innen und Besucher auf der Tribüne! — Wir fahren in der 
Aktuellen Stunde fort. Für die FDP-Fraktion hat das Wort 
der Kollege Stephan Thomae. 


(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD) 


Stephan Thomae (FDP): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen 
und Kollegen! Meine Damen und Herren! Am 7. Oktober 
begann aus dem Gazastreifen heraus der Angriff der Ha- 
mas auf Israel. Die Bilder und die Nachrichten über bar- 
barische und menschenverachtende Verbrechen haben 
uns alle in Schock und Wut versetzt. Israel steht den 
Menschen in Deutschland ganz besonders nahe. Uns ver- 
bindet ein ganz besonderes Band. 


Der Angriff auf Israel mit Tausenden von Bomben, die 
grausame Ermordung von Unschuldigen, von Frauen, 
Kindern und sogar Babys, die Entführungen und Ver- 
schleppungen, der Missbrauch von Zivilsten als Geiseln, 
als menschliche Schutzschilde, das Massaker an jungen 
Menschen, die einfach nur ein Musikfestival besuchen 
wollten, die Auslöschung von Menschenleben jüdischer 
Konfession — all das weckt Erinnerungen an die dunkels- 
ten Stunden unserer eigenen Geschichte. Es ist deshalb 
nicht zu ertragen, dass Menschen diese Verbrechen auf 
deutschen Straßen in Freudenfeiern bejubeln. 


(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND- 
NIS 90/DIE GRUNEN sowie bei Abgeord- 
neten der LINKEN) 


Dieses schändliche Verhalten muss nicht nur gesell- 
schaftlich und politisch auf das Schärfste missbilligt wer- 
den, es muss auch rechtliche Konsequenzen nach sich 
ziehen. Wir dürfen Antisemitismus und Extremismus kei- 
nen Zentimeter Raum lassen in unserem Land, meine 
Damen und Herren. 


(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD) 


Unsere Rechtsordnung hat Antworten, wenn jemand 
terroristische Vereinigungen unterstützt oder einen krie- 
gerischen Angriff öffentlich, in einer Versammlung, 
durch Verbreiten von Schriften oder in einer Weise billigt, 
die geeignet ist, den öffentlichen Frieden zu stören. 


(Beatrix von Storch [AfD]: Es passiert nichts!) 


Wer das tut, verhält sich nicht nur abscheulich, sondern 
macht sich nach dem Strafgesetzbuch einer strafbaren 
Handlung schuldig. 


(Beatrix von Storch [AfD]: Tausendfach im 
Netz! Tausendfach! Nichts passiert! — Gegen- 
ruf der Abg. Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Mein Gott, hören Sie doch 
zu!) 


Deshalb erwarte ich von den Ordnungsbehörden in den 
Städten und Gemeinden, dass sie ihre Sinne schärfen und 
ganz genau hinschauen. Alle propalästinensischen Ver- 
sammlungen müssen verboten oder konsequent aufgelöst 
werden, wenn anzunehmen ist, dass sie die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung stören und gefährden. 


(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 


Wenn Straftaten begangen worden sind, dann werden 
die Strafverfolgungsbehörden, die Staatsanwaltschaften 
und die Gerichte den Strafrahmen auch ausschöpfen; 
denn es handelt sich nicht um Bagatellen. Terror, Mord 
und Verschleppung zu feiern, das ist keine Kleinigkeit, 
sondern eine gravierende Straftat, die entsprechend ge- 
ahndet werden muss. Hier muss der Rechtsstaat eine un- 
missverständliche Sprache sprechen, nämlich dass wir 
solches Verhalten rechtlich nicht dulden. Wenn das 
Kriegsgeschehen im Nahen Osten andauert, dann ist an- 
zunehmen, dass sich die Auseinandersetzungen auf deut- 
schen Straßen häufen und vermutlich auch verschärfen 
werden. Das Strafrecht muss hier seinen generalpräven- 
tiven Charakter entfalten; denn durch eine konsequente 
Ahndung sollen andere Menschen davon abgehalten wer- 
den, solche Straftaten zu verüben. Deswegen muss die 
Antwort des Strafrechts eindeutig sein, meine Damen und 
Herren. 


(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BUNDNISSES 90/DIE GRU- 
NEN) 


Gegebenenfalls müssen strafrechtliche Verurteilungen 
auch aufenthaltsbeendende Maßnahmen nach sich ziehen 
können. Toleranz wäre hier absolut fehl am Platz. Es muss 
klar sein: Wer Straftaten begeht, der muss damit 
rechnen, dass ihm sein Aufenthaltsstatus entzogen und 
er gegebenenfalls ausgewiesen und abgeschoben wird. 


Schließlich sind auch vereinsrechtliche Maßnahmen 
zu prüfen und anzuwenden. Wer Geld sammelt, um damit 
Terroristen zu finanzieren und zu unterstützen, der muss 
mit einem Betätigungs- und Vereinsverbot rechnen und 
mit der Entziehung des Vereinsvermögens. Wir müssen 
auch die Spur des Geldes näher in den Blick nehmen. 
Deshalb bin ich dem Bundesfinanzminister sehr dankbar, 
dass er die Verfolgung von Geldwäsche intensivieren 
wird. Die finanzielle Unterstützung islamistischer Terror- 
netzwerke mit Geld, das in Deutschland gesammelt und 
gewaschen wird, muss beendet werden, meine Damen 
und Herren. 


(Beifall bei der FDP sowie der Abg. Sonja 
Eichwede [SPD]) 


Wir müssen Antisemitismus mit allen Mitteln bekämp- 
fen: mit den Mitteln des Versammlungsrechts, mit den 
Mitteln des Strafrechts, mit den Mitteln des Vereins- 
rechts, mit den Mitteln der Geldwäschebekämpfung, 
mit den Mitteln des Aufenthaltsrechts. 
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Stephan Thomae 
(Beatrix von Storch [AfD]: Mit Abschiebun- 
gen! — Weiterer Zuruf von der AfD: Dann ma- 
chen Sie das doch!) 


Denn für Antisemitismus ist in diesem Land kein Platz. 
Ich danke Ihnen. 


(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD) 


Vizepräsidentin Yvonne Magwas: 
Für die SPD-Fraktion hat das Wort Sonja Eichwede. 


(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BUNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP) 


Sonja Eichwede (SPD): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und 
Kollegen der demokratischen Fraktionen! 


(Lachen bei Abgeordneten der AfD) 


Die terroristischen Angriffe der Hamas auf Israel sind 
vollumfänglich zu verurteilen. Sie sind eine in Israel nie 
dagewesene Form von Terror und Gewalt, die durch 
nichts zu rechtfertigen ist. Die Ermordung von unschul- 
digen Zivilisten und die Verschleppung von Geiseln ver- 
stößt gegen jegliche Grundsätze der Menschlichkeit und 
Humanität. Diese Taten sind schwerste Straftaten und 
Menschenrechtsverletzungen. Die Terrortaten der Hamas 
zielen auf die Auslöschung von Israel. Dahinter steckt 
antisemitisches Gedankengut. Das ist antisemitischer 
Terror. Die Existenz des Staates Israel und die Unterstüt- 
zung seiner legitimen Sicherheitsinteressen sind für uns 
nicht verhandelbar. 


(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BUNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP) 


Genau deswegen müssen wir klar benennen: Wer in 
Deutschland schwerste Verbrechen wie Mord, Totschlag 
und Geiselnahmen öffentlich oder in einer Versammlung 
billigt, begeht eine Straftat. 


(Beatrix von Storch [AfD]: Und wer macht 
das?) 


Wer vor dem Hintergrund der fürchterlichen Angriffe der 
Hamas Widerstand gegen Israel feiert, feiert antisemi- 
tischen Terror. 


(Beatrix von Storch [AfD]: Wer macht das?) 


Wer die Taten der Hamas zum Anlass nimmt, um gegen 
in Deutschland lebende Juden zu hetzen, macht sich we- 
gen Volksverhetzung strafbar. 


(Beatrix von Storch [AfD]: Und wer macht 
das?) 


Derartige Äußerungen in der Öffentlichkeit dürfen 
nicht folgenlos bleiben. Wenn antisemitischer Terror ge- 
feiert wird, wenn Straftaten gegen Jüdinnen und Juden 
begangen werden, schafft das ein Klima der Angst für 
Jüdinnen und Juden in unserem Land, das wir nicht hin- 
nehmen dürfen, das wir nicht in Kaufnehmen dürfen. Der 


deutsche Staat muss Jüdinnen und Juden, muss jüdisches 
Leben ganz besonders schützen, meine sehr verehrten 
Kolleginnen und Kollegen. 


(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BUNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der FDP 
— Beatrix von Storch [AfD]: Vor wem?) 


Das ist angesichts der Ereignisse der letzten Tage und der 
letzten Nacht noch mal besonders deutlich geworden. 


In der angespannten Lage, in der wir uns jetzt befinden, 
haben die Sicherheitsbehörden die Aufgabe, das öffent- 
liche Billigen von antisemitischem Terror zu unterbin- 
den. Dafür ist es möglich, Versammlungen zu verbieten, 
wenn nach der Gefahrenprognose Anhaltspunkte für ent- 
sprechende Straftaten vorliegen. Das war — es wurde 
darauf hingewiesen — in den letzten Tagen vielerorts der 
Fall. Deshalb wurden Versammlungen und Demonstra- 
tionen verboten und diese Verbote auch gerichtlich be- 
stätigt. 


(Beatrix von Storch [AfD]: Von wem? Wessen 
Versammlungen waren das?) 


Ich bin froh, dass die Behörden in Deutschland so ge- 
handelt haben. 


(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Marlene 
Schönberger [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]) 


Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir stellen uns klar 
gegen Antisemitismus. Wir stehen zu unserer besonderen 
historischen Verantwortung, gerade in Deutschland. Es 
kann keinen von uns unberührt lassen, wenn es heute nach 
diesen grausamen Terrorakten in Israel heißt: Never again 
is now! „Nie wieder!“ ist jetzt! — Wir stehen an der Seite 
Israels, und wir stehen auch an der Seite der Jüdin- nen 
und Juden in unserem Land. Deshalb müssen wir mit 
unseren Sicherheitsbehörden, mit unseren Gerichten kon- 
sequent reagieren, sehr verehrte Kolleginnen und Kolle- 
gen. 


(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP) 


Wenn wir über Antisemitismus sprechen, müssen wir 
auch darüber sprechen, dass Antisemitismus in unserer 
Gesellschaft noch viel zu weit verbreitet ist, ja, auch in 
muslimischen Gemeinden. Aber wir müssen auch darauf 
hinweisen, dass 82 Prozent der antisemitischen Delikte 
bei uns in Deutschland von Menschen mit rechtsextre- 
mem Hintergrund begangen werden. 


(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BUNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 


Wir brauchen mehr präventive Maßnahmen, wir brau- 
chen klare rechtliche Regelungen, und wir brauchen 
eine konsequente Strafverfolgung. Diese Taten sind nicht 
hinnehmbar. Sie sind von niemandem hinnehmbar. 


(Martin Hess [AfD]: Das ist wirklich unerträg- 
lich! — Zuruf der Abg. Beatrix von Storch 
[AfD]) 


— Es ist bezeichnend, dass gerade Sie jetzt hier reinrufen. 


(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP) 
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Nachdem es in dieser Debatte bereits angeklungen ist: 
Wir dürfen nicht zulassen, dass gerade in dieser Situation 
ein Generalverdacht gegen Musliminnen und Muslime 
entsteht. 


(Zurufe von der AfD: Oh! Oh! — Gegenruf der 
Abg. Lamya Kaddor [BUNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: Hören Sie zu!) 


Das hat unter anderem mein jüdischer Großonkel mir als 
kleines Kind mit auf den Weg gegeben. Ein Generalver- 
dacht ist gerade im Zusammenhang mit diesem Thema 
unmöglich. 


(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRUNEN sowie des Abg. Stephan 
Thomae [FDP]) 


Die allermeisten Musliminnen und Muslime stellen sich 
gegen den Terror der Hamas und machen deutlich, dass 
der Islam damit nichts zu tun hat. 


(Beatrix von Storch [AfD]: Wo denn? Die sol- 
len doch mal auf die Straße gehen! — Gegenruf 
der Abg. Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Indem sie sich nicht daran betei- 
ligen! Hören Sie auf mit dem Schwachsinn! 
Meine Güte!) 


Schließlich dürfen wir nicht vergessen, dass der Terror 
nicht zuletzt auch die Menschen in Gaza, die von der 
Hamas als menschliche Schutzschilde missbraucht wer- 
den, sehr trifft. 


(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP) 


Liebe Kolleginnen und Kollegen, unter keinen Um- 
ständen dürfen wir Terror, Mord und Gewalt auf unseren 
Straßen feiern lassen, unter keinen Umständen darf Anti- 
semitismus in Deutschland geduldet werden. Hier muss 
unser Rechtsstaat klar reagieren: „Nie wieder!“ ist jetzt! 


Vielen Dank. 


(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRUNEN und der FDP — Dr. Christian Wirth 
[AfD]: Bloße Lippenbekenntnisse!) 


Vizepräsidentin Yvonne Magwas: 
Für die Unionsfraktion hat das Wort Jürgen Hardt. 


(Beifall bei der CDU/CSU) 


Jürgen Hardt (CDU/CSU): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Ich möchte zu Beginn eine Vorabbemerkung machen: 
In dieser Aktuellen Stunde des Deutschen Bundestages 
haben drei Vertreter der Bundesregierung für insgesamt 
27 Minuten das Wort ergriffen. Jede Fraktion muss für 
sich entscheiden, ob sie das richtig und gut findet. Ich 
finde es komisch, dass hier immer alle drei Regierungs- 
fraktionen sprechen müssen. 


(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Bei dem The- 
ma!) 


Und ich hätte mir gewünscht, dass man, wenn man 27 Mi- (C) 


nuten Redezeit zur Verfügung hat, ein bisschen mehr sagt 
als das, was wir schon wissen. Das hat mich ein wenig 
enttäuscht. 


(Beifall bei der CDU/CSU und der AfD - 
Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Hätten sie sich nicht geäußert, wäre 
das auch ein Problem gewesen! — Marlene 
Schönberger [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das ist der Debatte unwürdig!) 


Das als Vorbemerkung. 


Ich finde es, wie alle hier im Saal, völlig unerträglich, 
was wir in den letzten Tagen auf Deutschlands Straßen 
erlebt haben. Damit meine ich nicht nur Antisemitismus, 
Antizionismus, sondern auch eine Art des Umgangs mit 
Tod und Gewalt, der unserer Kultur nicht entspricht. 
Wenn in Deutschland ein Soldat oder ein Polizist ge- 
zwungen ist, einen Menschen zu töten, weil er den un- 
mittelbaren Zwang anwenden muss, dann bedarf er psy- 
chologischer Betreuung, und er hat sein ganzes Leben 
lang daran zu tragen, dass er einen anderen Menschen 
aus gerechtfertigten Gründen umbringen musste. Kein 
Mensch unseres Kulturkreises würde auf die Straße ge- 
hen und Zückerchen verteilen, weil andere Menschen 
gestorben sind, selbst wenn man sie als Feinde oder als 
Gegner betrachtet. Wenn es um die Frage geht, was Le- 
ben wert ist, was auch das Leben — in Anführungszei- 
chen — des „Feindes“ wert ist, zeigt sich ein tiefer Riss, 
der durch unsere Gesellschaft geht, 


(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Jawohl!) 


und es offenbart sich eine Lücke, die ich so groß nicht 
erwartet hatte und die uns vor noch größere Aufgaben 
stellt, als wir bisher erfasst haben. 


(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der AfD) 


Es gab in Deutschland schon Antisemitismus, lange 
bevor eine große Zahl von Flüchtlingen aus der isla- 
mischen Welt zu uns kam. Alt-Nazis hatten ihren Weg 
in die Gesellschaft der neuen Bundesrepublik Deutsch- 
land und auch in die Parteien gefunden. Es gibt linken 
Antisemitismus und Antizionismus; ich erinnere mich an 
Frau Inge Höger, die als damalige Linken-Bundestags- 
abgeordnete mit einem T-Shirt durch Wuppertal lief, auf 
dem die Landkarte des Nahen Ostens ohne Israel abge- 
bildet war. 


(Beatrix von Storch [AfD]: Oder Frau Roth!) 


Es war ein weiter Weg für die Linke-Fraktion zu der Rede 
von Frau Pau heute, die gänzlich anders klingt als das, 
was wir damals erleben mussten. Die Linke-Fraktion hat 
am vergangenen Donnerstag auch unserem Entschlie- 
Bungsantrag zugestimmt. 


(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der FDP) 


Es gibt weiterhin rechten Antisemitismus in Deutsch- 
land, der von politischen Kräften repräsentiert wird. Und 
es gibt natürlich Antisemitismus, der durch die Zuwan- 
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derung von Menschen aus der islamischen Welt zu uns 
gekommen ist. Dagegen hilft auch nicht das Aufbauen 
einer Brandmauer. 


(Friedrich Merz [CDU/CSU]: So ist es!) 


Ich finde den Begriff der Brandmauer mit Blick auf Anti- 
semitismus ebenso falsch wie mit Blick auf Rechtsradi- 
kalismus. Brandmauer bedeutet Abschottung. Das Biotop 
auf der anderen Seite der Brandmauer kann sich ungehin- 
dert weiterverbreiten. Wir brauchen — diejenigen, die 
Physik in der Schule hatten: aufgepasst! — eine semiper- 
meable Membran, also eine Schicht, die es ermöglicht, 
dass Menschen aus dem extremen Feld zurück in die 
Mitte kommen, eine Membran, durch die der Austausch 
von Argumenten möglich ist, die aber verhindert, dass 
Menschen aus dem demokratischen Zentrum in die Ra- 
dikalität abwandern. Deswegen müssen wir uns mit den 
Ursachen für Antisemitismus wie mit den Ursachen für 
Rechtsextremismus viel intensiver und offener auseinan- 
dersetzen, als wir das bisher tun, auch mit den Themen, 
die die Menschen belasten, oder auch mit der Unwissen- 
heit, die dort herrscht und manche leitet. 


Wir müssen in der Bildungsarbeit viel mehr tun. Aber 
wir müssen auch ein klares Bekenntnis von denjenigen 
einfordern, die bei uns Bildungsarbeit leisten, die in Kir- 
chen und Religionsgemeinschaften zum Beispiel der isla- 
mischen Welt arbeiten. Ich finde es gut, dass DITIB in 
Deutschland dieses, wie ich finde, israelfeindliche Gebet, 
das für vergangenen Freitag in den Moscheen vorgesehen 
war, nicht gutgeheißen hat und gesagt hat: Das predigen 
wir hier nicht. — Der Vorschlag für dieses Gebet kam von 
der türkischen Religionsbehörde, die meines Erachtens 
einen zu großen Einfluss auf deutsche islamische Religi- 
onsgemeinschaften in Deutschland ausübt. 


(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der SPD, der FDP und des BÜNDNIS- 
SES 90/DIE GRÜNEN und des Abg. Dr. Bernd 
Baumann [AfD]) 


Ich möchte zum Schluss noch sagen, dass ich auch 
diese feinsinnige Unterscheidung „Das ist ja nur gegen 
Israel gerichtet und nicht gegen die Juden“ nicht akzep- 
tieren kann. 2014 gab es in Wuppertal einen Brand- 
anschlag auf die Synagoge. Die jungen Männer sind da- 
vongekommen, weil der Richter der Meinung war, der 
Anschlag sei ja nur gegen Israel gerichtet und nicht ein- 
deutig antisemitisch gewesen. Wie kann denn eigentlich 
ein Brandanschlag auf ein deutsches jüdisches Gottes- 
haus als Symbol des Kampfes gegen Israel verstanden 
werden, wenn doch diese Juden in Deutschland im Zwei- 
fel mit Israel gar nichts zu tun haben? Das ist eine fein- 
sinnige Unterscheidung, die ich nicht nachvollziehen 
kann. Wer in Deutschland gegen Israel ist und Israel 
bekämpft, muss sich den Vorwurf gefallen lassen, damit 
auch antisemitisch zu sein. In diesem Sinne möchte ich 
meinen Redebeitrag beenden. 


(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP und der Abg. Sonja Eichwede 
[SPD] und Dr. Bernd Baumann [AfD]) 


Vizepräsidentin Yvonne Magwas: 
Für Bündnis 90/Die Grünen hat nun das Wort Marlene 
Schönberger. 


(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP) 


Marlene Schönberger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen der demokratischen Fraktionen! 1938 trafen 
sich die wichtigsten Industrienationen in Evian, im Osten 
Frankreichs, zu einer Konferenz zum Thema „Die jü- 
dischen Flüchtlinge aus Deutschland und Österreich“. 
Das Ergebnis: Fast niemand wollte sie aufnehmen. Die 
Staatengemeinschaft versagte, als Jüdinnen und Juden 
Schutz brauchten. Man sah nicht den Ernst des national- 
sozialistischen Vernichtungsantisemitismus. Evian steht 
sinnbildlich für Ausweglosigkeit. 


Ausweglosigkeit ist auch das Gefühl, über das viele 
Jüdinnen und Juden jetzt wieder sprechen. Vor 70 Jahren 
wurden Jüdinnen und Juden industriell vernichtet, und 
kein Staat kämpfte für ihren Schutz. Erst seit 1948 gibt 
es einen Staat, der Jüdinnen und Juden vor Antisemitis- 
mus Sicherheit bietet. Diese Sicherheit hat die Terror- 
organisation Hamas am 7. Oktober grausam infrage ge- 
stellt, in einer Zeit, in der Antisemitismus global immer 
gewaltvoller auftritt, in einer Zeit, in der viele Jüdinnen 
und Juden bereits nach Israel geflüchtet sind oder mit dem 
Gedanken spielen, das zu tun. Warum musste die 
Weltgemeinschaft erst schreckliche Massaker, Vergewal- 
tigungen und Verschleppungen sehen, um zu begreifen, 
dass die Hamas ihre Vision von einer Vernichtung des 
jüdischen Lebens auch umsetzen wird? 


Liebe Kolleginnen und Kollegen, im Kampf gegen den 
globalen Antisemitismus haben wir in den letzten Jahr- 
zehnten versagt. Dieser Kampf wurde auch dadurch aus- 
gebremst, dass viele immer nur den Antisemitismus der 
anderen gesehen haben. Wer sich angesichts antisemi- 
tischer Kunstwerke auf der Documenta noch als Vertei- 
digerin und Verteidiger von Jüdinnen und Juden insze- 
nierte, wollte plötzlich keinerlei Antisemitismus mehr 
sehen, als im Schulranzen eines Politikers ein Flugblatt 
auftauchte, das die Shoah glorifiziert. 


(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP) 


Aus der politischen Linken hören wir, dass der Anti- 
semitismus eine rechte Ideologie sei. Aus der politischen 
Rechten hören wir, dass es nur noch Linke und Musli- 
minnen und Muslime seien, die Antisemitismus verbrei- 
ten würden. Und die angebliche Mitte der Gesellschaft 
behauptet, ganz und gar frei von Antisemitismus zu sein. 
Wer so agiert, hat Antisemitismus nicht begriffen. 


(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP - Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Das ist das Problem!]) 


Antisemitismus ist ein gesamtgesellschaftliches Phä- 
nomen. Man kann ihn nicht abschieben. Jeder Antisemi- 
tismus, in muslimischen Communitys, in der vermeintli- 
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chen Mitte der Gesellschaft, in der Rechten, in der 
Linken, ist potenziell tödlich. Nur wenn man das begreift, 
kann man ihn auch bekämpfen. 


(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP und der Abg. Petra Pau [DIE LINKE]) 


Und wer es ernst meint, der verwehrt sich gegen jeden 
Versuch, den Kampf gegen Antisemitismus für eine ras- 
sistische Agenda zu missbrauchen. 


(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP) 


An alle Demokratinnen und Demokraten möchte ich 
appellieren: Es ist an der Zeit, die Betroffenen von Anti- 
semitismus ernst zu nehmen, anstatt ihnen zu unterstel- 
len, zu empfindlich zu sein. Es ist an der Zeit, dass wir 
über Antisemitismus nicht erst sprechen, wenn Molotow- 
cocktails auf jüdische Einrichtungen geworfen werden, 
wenn jüdische Kinder nicht mehr zur Schule gehen kön- 
nen oder wenn Häuser mit Davidsternen markiert wer- 
den. Es ist an der Zeit, dass wir aufhören mit ausgelutsch- 
ten Floskeln. Die traurige Wahrheit ist: Antisemitismus 
hat hier sehr wohl Platz, und der wird immer größer. 
Benennen wir diese Kontinuitäten, und stellen wir uns 
allen Antisemitinnen und Antisemiten entschieden ent- 
gegen! 


(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP sowie der Abg. Petra 
Pau [DIE LINKE]) 


In der vergangenen Woche haben wir gemeinsam einen 
wichtigen Antrag beschlossen. Doch die Wahrheit ist: 
Vieles, was wir jetzt endlich verabschiedet haben, lag 
seit Jahren auf dem Tisch. 


(Beifall des Abg. Frank Müller-Rosentritt 
[FDP]) 


Forderungen wurden abgetan und ignoriert, bis es nicht 
mehr anders ging. Nach Halle hatten wir versprochen, 
dass wir jetzt keine Zeit mehr verlieren. Doch schnell 
wurden Maßnahmen gegen Antisemitismus wieder ein 
Randthema. Wir haben Anteil daran, dass sich ein Gefühl 
der Ausweglosigkeit breitmacht. Denken wir an Évian! 
Ziehen wir die richtigen Schlüsse! Seien wir entschieden 
und nicht halbherzig! Das bedeutet, dass wir die Solida- 
rität mit Israel genauso klarmachen und ernst nehmen wie 
unseren Kampf gegen den grassierenden Antisemitismus 
in Deutschland. 


Vielen Dank. 


(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP sowie der Abg. Petra 
Pau [DIE LINKE]) 


Vizepräsidentin Yvonne Magwas: 
Für die FDP-Fraktion hat das 
Bubendorfer-Licht. 


(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BUNDNISSES 90/DIE GRU- 
NEN) 


Wort Sandra 


Sandra Bubendorfer-Licht (FDP): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Wenn in diesem Land Israelflaggen öffentlich verbrannt 
werden und Gruppierungen wie Samidoun und andere in 
Berlin-Neukölln die bestialischen Bilder des Mordens 
und Abschlachtens aus den Grenzgebieten frenetisch be- 
jubeln und, wie vergangene Nacht, unter dem Deckman- 
tel von Mahnwachen Polizisten angreifen, dann sind wir 
in Deutschland schon längst über den Punkt des Akzep- 
tablen hinaus. Wenn in diesem Land jüdische Einrichtun- 
gen wie Kindergärten, Schulen oder Begegnungsstätten 
schließen müssen, weil deren Sicherheit nicht gewähr- 
leistet ist, dann sind wir in Deutschland schon längst 
über den Punkt des Akzeptablen hinaus. Und wenn in 
diesem Land Wohnungen von jüdischen Familien mit 
dem Davidstern markiert werden, wie in diesem Land 
zu seinen dunkelsten Zeiten schon einmal geschehen, 
dann sind wir in Deutschland schon ganz weit über den 
Punkt des Akzeptablen hinaus. 


(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND- 
NIS 90/DIE GRUNEN sowie bei Abgeord- 
neten der CDU/CSU) 


Hier müssen wir als Gesellschaft, Politik und ganz be- 
sonders als Rechtsstaat eine klare rote Linie ziehen. Und 
wir müssen bekräftigen: Das, was passiert ist, liegt bereits 
weit hinter dieser roten Linie. Die dafür verantwortlichen 
Personen, die diese unfassbaren Taten begangen haben, 
sind sich genauestens darüber bewusst, welche geschicht- 
lichen Erinnerungen, Gedanken und Empfindungen sol- 
che Schmierereien an der eigenen Eingangstür bei jü- 
dischen Familien hervorrufen. 


Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, diese 
Bilder vom Wochenende haben sich nachhaltig in mein 
Gedächtnis eingebrannt. Es macht mich unfassbar trau- 
rig, aber zugleich auch wütend, dass Menschen, die in 
diesem Land leben und die Vorzüge von Versammlungs- 
freiheit, einer demokratischen Gesellschaft und indivi- 
dueller Freiheit in Anspruch nehmen dürfen, zu solch 
abgrundtief zu verabscheuenden Taten überhaupt fähig 
sind. 


Viel zu lange waren wir zu tolerant gegenüber Intole- 
ranz. Wir haben uns ganz besonders in der Deutschen 
Islam Konferenz beim Thema Parallelgesellschaften 
von zu vielen warmen Worten blenden lassen 


(Beatrix von Storch [AfD]: Ja, Sie! Wir nicht!) 


und auch dem Einfluss von ausländischen Interessen und 
Regierungen ein zu großes Einfallstor geboten. 


(Beatrix von Storch [AfD]: Haben wir alles 
beantragt abzustellen!) 


Wir müssen zukünftig massivst darauf hinwirken, dass 
wir einen Paradigmenwechsel in der muslimischen Re- 
ligionspolitik, die in meinen Augen auch ganz klar Ge- 
sellschaftspolitik ist, vollziehen. 


(Beifall bei der FDP sowie der Abg. Sonja 
Eichwede [SPD]) 
Die Deutsche Islam Konferenz muss dringendst auf den 


Prüfstand. Zu lange hat man sich dort nett und oberfläch- 
lich unterhalten, jedoch stets den Fokus auf die sogenann- 
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ten großen Verbände wie DITIB, den Islamrat oder die 
IGMG gelegt, womit man sich nicht förderlich in das 
innermuslimische Spektrum eingemischt hat. Dies ging 
zugunsten von wirklich problematischen Akteuren. 


(Beatrix von Storch [AfD]: Haben wir die 
ganze Zeit gesagt! Sie haben ja so recht!) 


Dass diese Verbände es in Gänze verpasst haben, den 
Terror der Hamas als solchen und die Hamas als Terror- 
organisation zu benennen, ist nicht hinnehmbar und hat 
mich zutiefst enttäuscht. Daher darf der Fokus nicht nur 
auf diese Verbände gerichtet sein. Der größte Teil der 
muslimischen Menschen in unserem Land ist nicht in 
einer Verbandsstruktur organisiert. Wir müssen es schaf- 
fen, die gesamte Bandbreite des muslimischen Spektrums 
in einen konstruktiv-kritischen Dialog mit den sogenann- 
ten großen Verbänden zu bringen. Eine Sondersitzung 
einer wirklich breitgefächerten Deutschen Islam Kon- 
ferenz ist deshalb unabdingbar. 


(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Es ist die Verantwortung von uns allen, aber besonders 
der Religionsgemeinschaften in Deutschland, dass in 
Moscheen, Koranschulen und Gemeinden dieser wider- 
wärtige Hass unterbunden und bekämpft wird. Dabei 
muss ein Islam deutscher und europäischer Prägung un- 
ser gemeinsames Ziel sein. Auf diesen Weg müssen wir 
uns jetzt alle gemeinsam machen. 


Herzlichen Dank. 


(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD) 


Vizepräsidentin Yvonne Magwas: 
Der letzte Redner in der Aktuellen Stunde ist für die 
SPD-Fraktion Dr. Lars Castellucci. 


(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BUNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 


Dr. Lars Castellucci (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Es ist jetzt bereits in vielen Reden 
dem Entsetzen Ausdruck verliehen worden, das uns be- 
fällt beim Anblick der Bilder aus Israel und der Brutalität 
dort. Der Hass, das, was Menschen einander anzutun 
bereit sind, lässt uns fast fragen, ob es so etwas wie Fort- 
schritt überhaupt gibt, ob unsere Anstrengungen für ein 
friedliches Miteinander in der Welt am Ende vergeblich 
sind. Doch Krisen führen auch zusammen. Freundschaft, 
Solidarität, Zusagen wie „Das Existenzrecht Israels ist 
deutsche Staatsräson‘“ müssen sich beweisen, wenn es 
ernst ist, und das ist der Fall. Ich danke dem Bundes- 
kanzler, dass er dies nicht nur hier im Haus, sondern 
auch mit seinem Besuch in Israel so deutlich zum Aus- 
druck gebracht hat. Wir stehen an der Seite Israels. Das 
gilt. 


(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Marlene 
Schönberger [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN] 
und Christoph Meyer [FDP]) 


Ich danke auch für den Einsatz für humanitäre Hilfe, 
konkret für Wasser, Nahrung, Medikamente. Demokra- 
tien haben eine gemeinsame Basis: die Menschenwürde. 
Das Leben jedes und jeder Einzelnen zählt. Wir müssen 
alles daransetzen, um das Leid der Zivilbevölkerung zu 


lindern. 


„Zusammen“ ist auch das Stichwort für die Situation 
hier in Deutschland. Wir haben nicht nur eine besondere 
Verbundenheit mit Israel, sondern auch eine besondere 
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unserem Land. Dieses Wir sind nicht nur wir Politiker 
oder die Sicherheitsbehörden, sondern wirklich wir alle 
in unserem Land. Alle haben ein Recht auf Sicherheit. 
Alle sollen ohne Angst zur Schule, zur Arbeit oder in 
ihre Gotteshäuser gehen können. Das muss tatsächlich 
jedem in Deutschland klar sein, auch jedem, der Deutsch- 
land zu seiner Heimat machen will. 


(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN und der 
FDP) 


Was wir aktuell sehen an Bildern von Versammlungen 
mitten auf unseren Straßen, von Auseinandersetzungen 
mit der Polizei im Berliner Brunnenviertel, das ist zutiefst 
beschämend. Unsere Haltung und Antwort muss unmiss- 
verständlich sein. Wir müssen konsequent handeln, auf 
allen politischen Ebenen: Bund, Länder, die Behörden 
vor Ort. Null Toleranz für Antisemitismus! 


(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und der FDP 
sowie der Abg. Petra Pau [DIE LINKE]) 


Das, was wir jetzt auf den Straßen erleben, was da 
sichtbar wird, war aber schon vorher in den Köpfen und 
Herzen dieser Menschen. Deswegen dürfen wir die Dis- 
kussion nicht einseitig auf Repression lenken, sondern 
müssen wir auch darüber reden, wie wir die Köpfe und 
Herzen dieser Menschen besser erreichen, als uns das in 
der Vergangenheit gelungen ist. 


Berlin ist Schwerpunkt aktueller Auseinandersetzun- 
gen. Und in Berlin gehen Shai Hoffmann, ein Sohn israe- 
lischer Eltern, und Jouanna Hassoun, die als Kind paläs- 
tinensischer Flüchtlinge nach Berlin kam, gemeinsam in 
Schulen. Dort bieten sie Fortbildungen an; sie gehen in 
den Austausch mit Schülerinnen und Schülern. Shai 
Hoffmann und Jouanna Hassoun sind Demokratiearbei- 
ter. Wir müssen solche Demokratiearbeit besser unter- 
stützen. Es geht nicht nur um Repression; es geht um 
Prävention. Deswegen ist das Demokratiefördergesetz 
eine wichtige Antwort. 


(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP) 


Nur ein kleiner Kommentar in Richtung der Kollegen 
der Union: Sie haben das in der letzten Wahlperiode an- 
gehalten, weil Sie an dieser Stelle leider eine Leerstelle 
haben. 


(Zuruf des Abg. Stefan Müller 
[Erlangen] [CDU/CSU]) 


Dr. Lars 
Castellucci 

Terroristen wollen spalten, trennen, am Ende gar ver- 
nichten. Unsere Aufgabe muss gegen alle Rückschläge, 
die es natürlich gibt und die wir betrauern, immer wieder 
die Versöhnung sein. Deswegen müssen wir klar benen- 
nen, aus welchen verschiedenen Quellen sich der Anti- 
semitismus speist. Aber wir dürfen das nicht auf eine 
Weise tun, die ganze Gruppen pauschal stigmatisiert. 
Ich lasse jetzt einmal den rechten Rand außen vor. Aber 
ich bin entsetzt, dass Sie, Herr Hoffmann und Frau 
Connemann, hier und heute grundsätzlich von Migranten 
und Integration gesprochen haben. Die allermeisten Mi- 
grantinnen und Migranten oder Menschen mit Einwan- 
derungsgeschichte in diesem Land arbeiten, während wir 
hier reden, und kümmern sich um ihre Kinder. Sie sind 
heute Abend genauso entsetzt, wenn sie den Fernseher 
anschalten. Hören Sie auf mit solchen Pauschalurteilen! 


(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN, der FDP und der 
LINKEN) 


Unsere Strategie muss dreierlei leisten: äußerste Kon- 
sequenz in der Repression, noch stärkeren Einsatz in der 
Prävention, aber auch die Arbeit an einem guten Zusam- 
menleben. 


Ich will an dieser Stelle auch sagen, dass wir hier Vor- 
bilder sind. Wie um alles in der Welt soll irgendwo Frie- 
den entstehen, wenn wir nicht in der Lage sind, die Kon- 
flikte in unserem Alltag auf eine Weise auszutragen, die 
uns als Demokraten auch auszeichnet, die auch versöhn- 
lich und regelgeleitet ist? Daran müssen wir als Demo- 
kratinnen und Demokraten immer wieder arbeiten. 


(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN - 
Dr. Bernd Baumann [AfD]: Sagen Sie das 
mal Frau Connemann!) 


Wir können aus der Geschichte lernen, dass der gesell- 
schaftliche Fortschritt selten kam, weil jemand eine gute 
Idee hatte, sondern häufig erst entstanden ist, wenn Men- 
schen am Abgrund standen, in den Abgrund geschaut 
haben und sich dann besonnen haben. Auch wenn wir 
heute keine Lösung sehen, auch wenn es sich in den 
nächsten Tagen und Wochen verschärfen wird, dürfen 
wir nicht aufgeben, Frieden für möglich zu halten; denn 
nur aus einer solchen Haltung heraus können wir tun, was 
in unseren Möglichkeiten liegt. 


Vielen Dank. 


(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP) 


Vizepräsidentin Yvonne Magwas: 
Damit beende ich die Aktuelle Stunde. 
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Inhal 


Das Wort zur Abgabe einer Regierungserklärung hat 
nun der Bundeskanzler, Herr Olaf Scholz. 


(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRUNEN und der FDP) 


Olaf Scholz, Bundeskanzler: 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Meine Damen und Herren! Gestern Nachmit- 
tag bin ich von einer Reise nach Israel und Ägypten 
zurückgekehrt. Es war eine Reise in die schwerste Krise, 
die der Nahe Osten seit Jahrzehnten erlebt. 


Nach dem furchtbaren Angriff der Hamas auf Israel 
war es mir sehr wichtig, vor Ort in Israel das zu unter- 
streichen, was viele von uns auch vergangene Woche hier 
im Bundestag zum Ausdruck gebracht haben: In dieser 
schweren Zeit ist Deutschlands Platz fest an der Seite 
Israels. 


(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der AfD und der LINKEN und des 
Abg. Robert Farle [fraonslos]) 
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Ich habe die Reise und meine Gespräche — unter ande- 
rem mit dem König von Jordanien, mit dem ägyptischen 
und dem türkischen Präsidenten und mit dem Emir von 
Katar — außerdem genutzt, um mich dafür einzusetzen, 
dass dieser Konflikt regional nicht weiter eskaliert. 


(Beifall des Abg. Robert Farle [fraktionslos]) 


Wir sind uns alle einig: Ein solcher Flächenbrand wäre 
verheerend für die ganze Region. 


(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN und 
des Abg. Robert Farle [fraktionslos]) 


Deshalb kommt es jetzt auch darauf an, dass wir alles 
dafür tun, weiter zu helfen, dass die Situation nicht weiter 
eskaliert, dass es keine neue Eskalation gibt durch eine 
neue Front im Norden. Deshalb will ich auch hier noch 
mal wiederholen, was ich letzte Woche im Bundestag 
gesagt habe: Es darf keinen Eintritt der Hisbollah oder des 
Iran oder ihrer Proxys in diesen Krieg geben. Das wäre 
ein schwerer Fehler. 


(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP 
sowie bei Abgeordneten der AfD und der 
LINKEN und des Abg. Robert Farle [frakti- 
onslos]) 


Ich bin sehr froh, dass die Gespräche, die ich mit dem 
israelischen Premierminister führen konnte, die ich füh- 
ren konnte mit dem israelischen Präsidenten, auch mit 
dem neu in die Regierung eingetretenen Herrn Gantz, 
dass alle diese Gespräche mit dazu beitragen, das wech- 
selseitige Verstehen der Situation zu verbessern, auch das 
Verständnis dafür zu verbessern, was zu tun ist. Aber man 
muss sich auch über die Schritte unterhalten, die notwen- 
dig sind. Eine wichtige Aufgabe, die wir alle haben, ist, 
die Geiseln, die Verschleppten zu befreien. Sie müssen 
ohne Vorbedingung freigelassen werden. 


(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP 
sowie bei Abgeordneten der AfD und der 
LINKEN und des Abg. Robert Farle [frakti- 
onslos]) 


Deshalb war es mir sehr wichtig, mit einigen der An- 
gehörigen in Tel Aviv zu sprechen. Es war schwer für die, 
die mir geschildert haben, wie sie die Situation empfin- 
den und was ihre Gefühle sind und ihre Ängste und 
Sorgen um die Angehörigen, um die Liebsten. Aber es 
war auch für mich etwas, das mich tief berührt und immer 
noch nicht losgelassen hat; denn man spürt die Angst und 
die Sorge. Das will ich ausdrücklich an all diejenigen, die 
den Terror predigen, sagen: Viele von denen, die dort 
verschleppt worden sind, waren — das haben mir ihre 
Angehörigen geschildert — immer die vordersten Aktivis- 
ten für eine friedliche Entwicklung in der Region. Das 
muss hier auch gesagt werden. — Wir setzen uns für die 
Befreiung der Geiseln ein. 


(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und der FDP 
sowie bei Abgeordneten der AfD und der 


LINKEN und des Abg. Robert Farle [frakti- 
onslos]) 


Es geht aber auch um humanitäre Hilfe für die Bür- 
gerinnen und Bürger in Gaza. Denn sie sind genauso 
Opfer und Geiseln der Hamas. Sie benutzt sie nicht nur in 
diesem konkreten Konflikt als Schutzschilde, was 
menschenverachtend ist — anders kann das nicht beschrie- 
ben werden —, sondern sie hat sie auch mit einem Staats- 
streich in ihre Gewalt, unter ihre Macht gebracht. Und sie 
sind deshalb hilflos der Macht und dem Terror der Hamas 
ausgesetzt. 


Von daher ist es ganz, ganz wichtig, dass wir Wege 
finden, humanitäre Hilfe zu gewährleisten. Ich habe 
mich mit der israelischen Regierung, mit dem König 
von Jordanien, mit dem ägyptischen Präsidenten unter- 
halten. Wir alle gemeinsam haben versucht, Wege zu 
finden, das möglich zu machen. 


Auch der amerikanische Präsident war in Israel, hat 
diese Fragen besprochen. Ich habe den Eindruck, jetzt 
könnte es gelingen — so schwierig, wie es ist —, einen 
Weg zu finden, dass die notwendigste Versorgung mit 
Lebensmitteln, mit Wasser, mit Medikamenten gewähr- 
leistet ist. Denn das gehört auch dazu, dass wir in der Art 
und Weise klar sind, zu sagen: Israel hat jedes Recht, sich 
zu verteidigen. Wir sind aber mit unseren israelischen 
Freunden auch klar darin, dass humanitäre Hilfe auch 
zu dem gehört, was gemacht wird. Israel macht das so, 
und wir gemeinsam wollen das möglich machen. 


(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord- 
neten der CDU/CSU und der LINKEN und 
des Abg. Robert Farle [fraktionslos]) 


Für mich ist klar, dass es auch darum geht, dass wir 
hierzulande nicht wegschauen. Antisemitismus ist in 
Deutschland fehl am Platze. Wir werden alles dafür tun, 
uns gegen ihn zu stellen. Wir werden das machen als 
Bürgerinnen und Bürger, als diejenigen, die politisch Ver- 
antwortung haben. Aber es geht auch darum, die Gesetze 
und Vorschriften, die in Deutschland sind, durchzusetzen. 


Die Versammlungsbehörden müssen klar sein und dür- 
fen Versammlungen nicht zulassen, bei denen solche 
Straftaten anstehen und befürchtet werden muss, dass 
antisemitische Parolen gebrüllt werden, dass der Tod 
von Menschen verherrlicht wird — und alles das, was 
wir hier nicht akzeptieren können. Hier ist eine klare 
Kante gefragt, und wir zeigen sie gemeinsam in Deutsch- 
land. 


(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord- 
neten der CDU/CSU und der LINKEN und 
des Abg. Robert Farle [fraktionslos]) 


Wir haben über diese Fragen auch in Europa miteinan- 
der viel gesprochen und konferiert. Es hat eine gemein- 
same Erklärung des Europäischen Rates schon am Wo- 
chenende gegeben. Vorgestern ist es so gewesen, dass wir 
eine Situation hatten, wo wir auch miteinander diskutiert 
haben. Ich konnte mich aus Tel Aviv zuschalten in eine 
Beratung des Europäischen Rates. Ich will ganz klar sa- 
gen: Wir stehen auch als Europäische Union geschlossen 


(C) 


(D) 


(A) 


(B) 
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an der Seite Israels und werden das gemeinsam weiter 
tun. — Auch darüber werden wir beim Europäischen Rat 
weiter beraten. 


(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord- 
neten der CDU/CSU und der LINKEN) 


Mich berührt auch sehr, dass der ukrainische Präsident 
klare Worte gefunden hat, was diesen Krieg betrifft und 
die Opfer der Gewalt. Und das ist sehr, sehr wichtig, weil 
das etwas ist, was ja auch die Verbundenheit derjenigen 
betrifft, die ausgesetzt worden sind einer von außen auf 
sie hereinkommenden Gewalt und die das Recht haben, 
sich zu verteidigen und sich zu wehren. Ich will aber 
schon sagen, dass es mich mehr als empört, wenn man 
dann mitbekommt, dass gegenwärtig der russische Prä- 
sident überall davor warnt, dass es Opfer, zivile Opfer 
von kriegerischen Auseinandersetzungen geben könnte. 
Zynischer als das geht es nun wirklich nicht. 


(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der FDP und der 
LINKEN) 


Wir werden im Europäischen Rat darüber beraten, was 
wir zu tun haben, wie wir die Ukraine weiter unterstützen. 
Und da geht es natürlich auch darum, wie wir es hinbe- 
kommen, dass jetzt konkret in diesem Winter das Not- 
wendige getan wird. Wir in Deutschland machen das, 
indem wir ein Winterpaket schnüren, das viele Aspekte 
beinhaltet, insbesondere aber auch all das, was zur Luft- 
verteidigung notwendig ist, indem wir dafür Sorge tra- 
gen, dass es eine zusätzliche Patriot-Einheit gibt, die dort 
eingesetzt werden kann, neue IRIS-T geliefert werden, 
neue Gepard und neue Munition, die dazu erforderlich 
ist. Auch das gehört für uns dazu, dass wir es der Ukraine 
ermöglichen, sich gegen die furchtbaren Raketenangriffe, 
gegen die Drohnen, gegen alles das, was gegen die In- 
frastruktur, die zivile Infrastruktur der Ukraine gerichtet 
ist, zu verteidigen. Wir werden darin nicht nachlassen. 


(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRUNEN und der FDP) 


Und auch in Europa wird zu diskutieren sein, wie wir 
die finanzielle Hilfe für die Haushaltsführung der 
Ukraine aufrechterhalten können — ein Thema, wenn es 
um den mittelfristigen Finanzrahmen geht, der zu dis- 
kutieren sein wird. Wir haben da einen klaren Stand- 
punkt: Diese Hilfe für die Ukraine, für die finanzielle 
Stabilität des Landes, die werden wir als Europäer ge- 
meinsam gewährleisten müssen. Und gleichzeitig und 
umso mehr ist es wichtig — wenn wir darüber diskutie- ren 
—, dass das nicht alles nur mit zusätzlichem Geld gelöst 
werden kann, was an Anforderungen auf Europa 
zukommt, sondern dass es dabei auch um Repriorisierung 
geht. Das ist der Standpunkt, den ich für die deutsche 
Regierung in Europa vertreten werde. 


(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord- 
neten der LINKEN) 


Wir werden uns unterhalten über Fragen, die für die 
Zukunft Europas wichtig sind. Und auch das will ich hier 
kurz ansprechen, weil es ein Thema des Europäischen 
Rates sein wird, nämlich die Frage: Wie können wir die 


Wettbewerbsfähigkeit der Europäischen Union stärken? 
Dazu brauchen wir sehr, sehr viele Aktivitäten. Ich bin 
sehr froh, dass die Kommission sich jetzt mit Bürokratie- 
abbauvorschlägen gemeldet hat. Und ich werde alles da- 
für tun, dass wir das auch real anpacken, dass das nicht 
ein Papier bleibt, sondern reale Politik der Europäischen 
Union wird. Ich bin froh, dass wir uns dabei unterstützt 
finden von unseren französischen Freunden. Wir haben in 
Hamburg bei dem deutsch-französischen Gipfel sorgfäl- 
tig darüber gesprochen. Bürokratieabbau in Europa wird 
ein gemeinsames Thema Deutschlands und Frankreichs 
sein und hoffentlich dann der ganzen Europäischen Uni- 
on. 


(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP) 


Weil wir noch nicht durch sind mit all den Vorhaben, 
die uns bewegen und die wir brauchen, um gegen die 
Krise, die ausgelöst worden ist — zunächst durch die Co- 
ronapandemie und dann durch den russischen Angriffs- 
krieg gegen die Ukraine —, anzugehen, ist es notwendig, 
dass die Verbesserungen und Veränderungen, die wir uns 
für das Beihilferecht vorgenommen haben, auch tatsäch- 
lich stattfinden und dass wir es gleichzeitig schaffen, 
diese Regelung auch für die Zukunft weiter nutzbar zu 
machen. Ich werde mich in Brüssel für eine Verlängerung 
bis 2027 einsetzen. 


(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BUNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP) 


Wir leben in Zeiten, in denen es viele, immer wieder 
neue Herausforderungen gibt. Die Kriege habe ich schon 
angesprochen: den Krieg Russlands gegen die Ukraine; 
den Krieg, der jetzt begonnen hat, weil die Hamas mit 
einem furchtbaren Terrorüberfall Israel angegriffen und 
Bürgerinnen und Bürger des Landes verletzt hat. Aber es 
ist klar: Es gibt auch andere und neue Herausforderungen, 
vor denen wir stehen. Und eine der ganz großen Heraus- 
forderungen, die wir zu bewältigen haben, ist der Um- 
gang mit der irregulären Migration, mit der großen Zahl 
derjenigen, die in Europa Schutz suchen und von denen 
einige Schutz bekommen und bekommen sollen, weil sie 
die Voraussetzungen dafür erfüllen, die wir nach deut- 
schen und europäischen Gesetzen aufgeschrieben haben. 
Aber es gibt auch sehr, sehr viele, die diese Vorausset- 
zungen nicht erfüllen. Und deshalb ist es notwendig, dass 
wir überall in Europa, in Deutschland, auch hierzulande 
auf allen föderalen Ebenen, das tun, was notwendig ist, 
damit wir es schaffen können, dass die irreguläre Migra- 
tion in Europa und nach Deutschland begrenzt wird, 


(Dr. Alice Weidel [AfD]: „Irreguläre Migra- 
tion“!) 
dass wir sie als Staaten bewältigen können und dass wir 
die Kontrolle über diese Situation immer behalten und 
nicht verlieren. 


(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP) 


Eine der großen Aufgaben dabei ist es, dass wir die 
Außengrenzen schützen — die Außengrenzen Europas 
wohlgemerkt. Und wir werden deshalb den europäischen 
Staaten, die an der Außengrenze sind, in ihren Bemühun- 
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gen auch mit unseren Möglichkeiten Hilfe geben. Wir 
werden dafür Sorge tragen, dass europäische Einrichtun- 
gen ihren Beitrag dazu leisten, und ihnen auch die recht- 
lichen Handlungsmöglichkeiten geben, die sie brauchen. 


Dabei ist eine der ganz großen Reformen, die jetzt 
möglich geworden ist, die Reform des Gemeinsamen 
Europäischen Asylsystems. Und ich will es hier und an 
dieser Stelle sagen: Diese Reform, die viele, viele Jahre 
nicht vorangekommen ist, die viele, viele Jahre nicht 
gelungen war, 


(Widerspruch bei der CDU/CSU - Albrecht 
Glaser [AfD]: Sie kommt auch jetzt nicht vo- 
ran!) 


diese Reform, die ist jetzt möglich geworden, weil es 
gelungen ist, auch durch den vehementen Einsatz der 
Innenministerin, dafür zu sorgen, 


(Lachen bei der CDU/CSU und der AfD - 
Dorothee Bär [CDU/CSU]: Da muss er selbst 
lachen!) 


dass es in Europa einen starken Konsens in dieser Frage 
gegeben hat. 


(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP) 


Da sitzt ja eine große Fraktion mit vielen ehemaligen 
Innenministern — sie sind nicht mehr dabei, aber doch 
in ihren politischen Reihen. Und die haben sich darum 
bemüht und sind damit nicht fertig geworden. Jetzt könnte 
es tatsächlich gelingen. 


(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP - Thorsten Frei [CDU/ 
CSU]: Und Ihre Innenministerin auch nicht! 
Wo haben Sie denn das Ergebnis?) 


Das erste Mal seit vielen, vielen Jahren ist es tatsäch- 
lich gelungen, dass die Innenminister in Europa einen 
gemeinsamen Beschluss über alle Themen gefasst haben, 
die damit verbunden sind. Jetzt können wir sicher davon 
ausgehen, dass es bei den Verhandlungen mit dem Par- 
lament auch gelingen wird, eine Verständigung zu errei- 
chen. Und ich will sehr klar für mich sagen, worum es da 
geht: Das ist ein europäischer Solidaritätsmechanismus, 
an dem zuallererst die Zielländer der Sekundärmigration 
ein vehementes Interesse haben: also Österreich, 
Deutschland, die Niederlande, die skandinavischen Län- 
der und manche andere, diejenigen, die erleben müssen, 
dass ein großer Teil derjenigen, die bei uns zuallererst 
und an unseren Grenzen auftreten, tatsächlich durch viele 
andere Länder Europas gekommen sind, ohne jemals re- 
gistriert worden zu sein. 


(Lachen des Abg. Dr. Bernd Baumann [AfD] — 
Jörn König [AfD]: Da kommen Sie nach acht 
Jahren drauf!) 


Und das wird geändert werden mit den Verständigungen, 
die jetzt hiermit verbunden sind. Es sollen alle registriert 
werden in den Ländern, wo sie zuerst ankommen. Und 
das, finde ich, ist ein großer Fortschritt, der genau in 
unserem Interesse ist. 


(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRUNEN und der FDP — Thorsten Frei [CDU/ 


CSU]: Nichts Besonderes! Diese Regel gibt es 
schon! Das ist nichts Neues!) 


Verbunden damit ist die Möglichkeit, dass wir auch 
einen solidarischen Austausch haben; denn das ist ja er- 
forderlich, wenn alle vor Ort auch tatsächlich registriert 
werden. Und auch verbunden ist damit, dass wir die Zu- 
rückweisung, das Zurückschicken derjenigen, die nach 
den Dublin-Regeln nicht hierzulande ihr Asylverfahren 
betreiben müssen, verbessern können. 


(Dr. Bernd Baumann [AfD]: „Verbessern kön- 
nen“!) 


Aber klar: Es gehört auch dazu, dass für diejenigen, die 
keine große Aussicht darauf haben, dass sie ein Asyl- 
begehren erfolgreich stellen können, gleich an den euro- 
päischen Grenzen schnelle Entscheidungen getroffen 
werden. Alles das ist in diesem Paket drin, und ich bin 
sehr dafür, dass wir unseren ganzen Ehrgeiz daransetzen, 
dass es jetzt auch etwas wird, nachdem es schon so weit 
gekommen ist. 


(Martin Reichardt [AfD]: Der Pakt war noch 
nie etwas wert!) 


Meine Damen und Herren, zu den Dingen, die wir tun 
müssen, gehört aber auch, dass wir die Augen nicht ver- 
schließen. Und deshalb haben wir in den letzten Monaten 
durch immer wieder neue Entscheidungen den Schutz 
unserer deutschen Grenzen zu unseren Nachbarländern 
erhöht. 


(Zuruf der Abg. Dr. Alice Weidel [AfD]) 


Wir haben das gemacht — auch durch Verabredungen mit 
der Schweiz, mit Österreich, mit Tschechien und Polen — 


(Dr. Alice Weidel [AfD]: Das sehen wir! — 
Zuruf des Abg. Tino Chrupalla [AfD]) 


über gemeinsame Polizeistreifen, in vielen Fällen auch 
auf dem Territorium unseres Nachbarlandes, was eine 
wirksame Maßnahme ist. Aber wir haben auch den 
Schutz der Grenze hierzulande und von Deutschland 
aus verstärkt, werden mehr Polizei dazu einsetzen. Und 
deshalb ist es notwendig, dass wir jetzt diese verstärkte 
Praxis und das, was wir noch tun wollen, auch bei der 
Europäischen Union notifizieren. Auch der Schutz der 
Grenzen Deutschlands ist eine Aufgabe, die diese Regie- 
rung sieht und die sie umsetzen wird. 


(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRUNEN und der FDP - Thorsten Frei [CDU/ 
CSU]: Gott sei Dank! Das hat lang gedauert!) 


Zu den Dingen, die wir uns fest vorgenommen haben, 
gehören natürlich auch schnellere Asylverfahren hier- 
zulande. Das müssen wir in den Verständigungen, die 
wir im Frühjahr, im Sommer und jetzt im November 
mit den Ländern gefunden haben und finden werden, fest- 
halten und müssen mit entsprechenden Verwaltungsprak- 
tiken beginnen, die das auch tatsächlich möglich machen. 
Für mich gehört dazu im Mittelpunkt das große Rück- 
führungspaket, das die Bundesregierung jetzt berät und in 
den Deutschen Bundestag einbringen wird und das dieses 
Jahr noch beschlossen werden soll. Es wird es leichter 
machen, Abschiebungen durchzuführen. Es wird es 
leichter machen, Identitäten festzustellen. Es 


(C) 


(D) 


(A) 
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wird es leichter machen, mit denen umzugehen, die im- 
mer wieder neu kommen und versuchen, neue Anträge zu 
stellen. Es wird Abschiebungen leichter durchsetzbar ma- 
chen, auch durch eine Verlängerung des Gewahrsams. 
Alles das sind Maßnahmen, die erforderlich sind, nicht 
zuletzt die Bekämpfung der Schleuserkriminalität. Alles 
das steht in diesen Gesetzen, und alles das werden wir 
gemeinsam voranbringen. 


(Beifall bei der SPD und der FDP sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN - Zuruf des Abg. Martin Reichardt 
[AfD]) 


Wir wollen auch erreichen, dass die Verwaltungen in 
ihrem Handeln schneller werden. Also es soll nicht mehr 
so sein, wie das heute der Fall ist, dass es einige Länder 
gibt, wie zum Beispiel Rheinland-Pfalz, in denen, wenn 
jemand in erster Instanz gegen seinen ablehnenden Asyl- 
bescheid klagt, darüber nach viereinhalb Monaten ent- 
schieden ist, und dass andere fast 40 Monate dafür brau- 
chen. 


(Christian Dürr [FDP]: So ist es!) 


Wir brauchen eine allgemeine Beschleunigung der Ver- 
fahren. Das gilt ausdrücklich auch für das, was am An- 
fang geschieht. Der Asylantrag und die Anhörung sollen 
in den Erstaufnahmeeinrichtungen stattfinden. Das ist 
das, was wir mit den Ländern jetzt vereinbaren werden 
und wollen. Ich bin überzeugt: Es wird durch das, was wir 
machen, zu einer erheblichen Beschleunigung kommen. 


(Beifall bei der SPD und der FDP sowie bei 
Abgeordneten des BUNDNISSES 90/DIE 
GRUNEN) 


Dazu kommt, dass wir Moldau und Georgien, die beide 
in die Europäische Union streben, als sichere Herkunfts- 
länder ausweisen. Das ist nach vielen, vielen Jahren ein 
Schritt, der uns zum letzten Mal gelungen ist, als wir in 
Bundestag und Bundesrat eine entsprechende Regelung 
für die Westbalkanstaaten mehrheitsfähig gemacht ha- 
ben. Und jetzt dürfen wir hoffen, dass wir für diesen 
Schritt nach vielen Jahren nun auch im Bundesrat eine 
Mehrheit bekommen. Das ist ein großer Fortschritt, und 
es ist berechtigt; denn es handelt sich bei beiden Ländern 
um Länder, für deren Bürger es gar keine erfolgreichen 
Asylbegehren geben darf, da sie in die Europäische 
Union streben. 


(Beifall bei der SPD und der FDP sowie bei 
Abgeordneten des BUNDNISSES 90/DIE 
GRUNEN) 


Das Wichtigste, was wir für die Zukunft brauchen, sind 
aber Migrationsabkommen. Das ist — das will ich aus- 
drücklich sagen — der entscheidende Unterschied zu vie- 
lem, was in den letzten Jahren war. In vielen Ländern der 
Welt gibt es Politiker und Politikerinnen, die glauben, 
dass man durch einen markigen Auftritt tatsächlich wie- 
der jemanden zurückkriegt, und sich damit profilieren 
wollen. Das sind diejenigen oder oft diejenigen, die 
scheitern — das kann man sehen, weil es manchmal sogar 
zu steigenden Asylzahlen in ihrer Regierungszeit 
kommt -, weil sie keinen Weg finden, eine Kooperation 
mit den Herkunfts- und Transitstaaten zustande zu be- 
kommen. Deshalb sind Migrationspartnerschaften das, 


(A) 


was wir brauchen, damit wir nicht nur Rückführungs- 
bescheide haben, sondern sie auch durchsetzen können, 
weil die Länder der Herkunft diejenigen, die gehen müs- 
sen, auch wieder aufnehmen. 


Und wir werden das schaffen, weil wir jetzt etwas 
anzubieten haben; denn mit den Veränderungen, die wir 
mit unserem Fachkräfteeinwanderungsgesetz geschaffen 
haben, können wir sagen: Wir eröffnen einen dringend 
notwendigen legalen Weg für Zuwanderung von Arbeits- 
kräften und Talenten nach Deutschland, 


(Zuruf des Abg. Martin Reichardt [AfD]) 


die wir brauchen, damit unsere Wirtschaft nicht 
schrumpft, sondern wächst. Wir nutzen aber gleichzeitig 
Vereinbarungen, die dafür sorgen, dass alle unbürokra- 
tisch und schnell wieder zurückgenommen werden, die 
zurückgenommen werden müssen. 


(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRUNEN und der FDP) 


Darüber verhandeln wir jetzt mit vielen Regierungen. 
Der Beauftragte der Bundesregierung hat schon sechs 
konkrete entsprechende Abkommen im Blick, die er ver- 
handelt, und wir werden weitere hinzufügen. Ich kann aus 
vielen Gesprächen mit Regierungschefs und Staatschefs 
aus aller Welt berichten: Dafür gibt es ein großes Inte- 
resse und auch eine Bereitschaft, beide Teile eines sol- 
chen Abkommens mit uns zu vereinbaren, was ein erheb- 
licher Fortschritt und eine erhebliche Veränderung wäre. 
Und ich will ergänzen: Ich habe auch gebeten, dass deut- 
sche Diplomaten, deutsche Ministerinnen und Minister in 
ihren Gesprächen mit ausländischen Regierungen dieses 
Thema immer mit ansprechen und dafür Sorge tragen, 
dass diejenigen, die wir zurückgeführt haben wollen, 
auch zurückgenommen werden. 


(Beifall bei der SPD und der FDP sowie bei 
Abgeordneten des BUNDNISSES 90/DIE 
GRUNEN) 


Meine Damen und Herren, viele Bürgerinnen und Bür- 
ger beklagen sich darüber, und auch viele Vertreter in den 
Gemeinden, viele Bürgermeisterinnen und Bürgermeis- 
ter, die Landräte sagen das: Es kann ja nicht sein, dass 
es einerseits große Arbeitsbedarfe gibt, und dann diejeni- 
gen, die da sind, nicht arbeiten können. Deshalb werden 
wir viele Dinge tun, die dazu notwendig sind. 


(Zuruf des Abg. Jens Spahn [CDU/CSU]) 


Wir werden die Möglichkeiten zu arbeiten für diejenigen, 
die als Flüchtlinge hier sind und bleiben, ausweiten, mit 
Gesetzen, die unbürokratische Handlungsmöglichkeiten 
vor Ort ermöglichen, und werden dafür Sorge tragen, dass 
das auch klappt. Wir werden jetzt übrigens auch eine 
große Offensive starten, damit die ukrainischen Bür- 
gerinnen und Bürger, die in Deutschland sind und Sprach- 
und Integrationskurse hinter sich gebracht haben, nun auch 
alle auf den deutschen Arbeitsmarkt kommen. 


(Saskia Esken [SPD]: Alle!) 


Und wir werden alles dafür tun, dass das unterstützt 
wird, was die Gemeinden und Länder in dieser Hinsicht 
unternehmen wollen. Ich begrüße jedenfalls, wenn vor 
Ort gemeinnützige Arbeit angeboten wird. Ich unterstüt- 
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ze, wenn in den Einrichtungen Sachleistungen statt 
Geld- zahlungen angeboten werden; diese Möglichkeit 
besteht vom Gesetzgeber heute schon. Ich unterstütze 
Länder und Gemeinden dabei, wenn sie eine 
einheitliche Bezahl- karte entwickeln wollen, um auf 
diese Weise Zahlungs- verkehre abzuwickeln. Alles das 
ist etwas, wo wir uns in Deutschland unterhaken 
müssen. 


(Dr. Alice Weidel [AfD]: Unterhaken? — 
Tino 
Chrupalla [AfD]: 
Abhaken!) 


Es wird die konkrete Unterstützung und die konkrete 
Zuarbeit der Bundesregierung für diejenigen geben, 
die vor Ort handeln müssen. 


(Beifall bei der SPD und der FDP sowie 
bei Abgeordneten des BUNDNISSES 
90/DIE GRUNEN) 


An dieser Stelle will ich gerne sagen, dass wir 
zusam- menarbeiten müssen. Deshalb habe ich mich 
sehr über das Gespräch gefreut, das ich mit den beiden 
Sprechern der Ministerpräsidentenkonferenz, Herrn 
Rhein und Herrn Weil, und dem Oppositionsführer 
Herrn Merz hat- te. Ich glaube, das ist ein Thema, das 
sachliche Zusam- menarbeit zwischen Demokraten, 
zwischen Verantwort- lichen in Regierung und 


Amira Mohamed Ali (DIE LINKE): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Kolleginnen und 
Kollegen! In Anbetracht der verheerenden Kriege, 
Krisen und Konflikte in der Welt bräuchten wir eine 
Regierung, die vernunftgeleitet und strategisch 
vorausschauend agiert. Das tut diese 
Bundesregierung nicht. 


(Zuruf der Abg. Agnieszka Brugger 
[BUND- NIS 90/DIE GRUNEN]) 


Stattdessen führt sie viel zu oft moralisch 
aufgeladene und von Schwarz-Weiß-Denken geprägte 
Debatten, die Tatsachen ignorieren und daher nicht 
weiterbringen, und das geht so nicht. 


(Beifall bei der 
LINKEN) 


Ich möchte zuerst etwas zur Lage in Israel sagen. 
Was dort geschehen ist und geschieht, ist entsetzlich. 
Ich verurteile die Angriffe der Hamas auf Israel und 
seine Bürger aufs Schärfste. Es gibt nichts, das die 
Tötung, Entführung und Misshandlung von Zivilisten 
rechtfertigt. 


(Beifall bei der 
LINKEN) 


Die Hamas muss die Geiseln, die in Gaza gefangen ge- 
halten werden, sofort und bedingungslos freilassen. 


(Beifall bei der 
LINKEN) 


Klar ist: Das Existenzrecht Israels ist nicht 


Opposition, in Bund und Ländern und Gemeinden 
erfordert. Mein Eindruck ist: Es ist eine neue 
Bereitschaft entstanden, das zu tun. Danke dafür. Gut 
so! 


(Beifall bei der SPD und der FDP sowie 
bei Abgeordneten des BUNDNISSES 
90/DIE GRÜNEN) 


Zum Schluss. Die Bürgerinnen und Bürger 
erwarten Humanität und Ordnung. Sie erwarten, dass 
Bund, Län- der und Kommunen an einem Strang 
ziehen. Das tun wir, und wir werden das in der Zukunft 
auch weiter so halten. Diese Aufgabe muss gelöst 
werden. Man kann sie lösen mit klarer Haltung und 
ohne jedes Ressentiment. Das ist das, was die 
Bürgerinnen und Bürger von uns erwarten. Die 
Bundesregierung wird das Ihre dazu beitragen. 


Schönen Dank. 


(Anhaltender Beifall bei der SPD, 
dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP) 


Präsidentin Bärbel Bas: 

Vielen Dank. — Ich eröffne nun die Aussprache. 
Zuerst hat das Wort für die CDU/CSU-Fraktion 
Friedrich Merz. 


(Beifall bei der 
CDU/CSU) 


verhandelbar, und Israel hat das Recht, sich gegen 
die Angriffe, die Gräueltaten und den Terror der 
Hamas zu verteidigen. 


(Beifall bei der LINKEN sowie des 
Abg. 
Christian Petry 
[SPD]) 


Als Juristin stelle ich aber fest, dass das Völkerrecht 
Grenzen dafür vorsieht, unter anderem durch das 
humanitäre Völkerrecht. Das wurde in den letzten 
Tagen von verschiedenen Seiten bekräftigt, etwa von 
US-Präsident Joe Biden, von UN-Generalsekretär 
António Guterres sowie vom Außenbeauftragten der 
EU, Josep Borrell. Die völlige Unterbrechung der 
Wasser-, Strom- und Lebensmittelversorgung in Gaza 
durch Israel ist mit dem Völkerrecht nicht vereinbar 
und daher zu kritisieren. 


(Beifall bei der 
LINKEN) 


Ebenso ist die Kollektivbestrafung von Männern, 
Frauen und Kindern, die mit den Gräueltaten der 
Hamas nichts zu tun haben, unzulässig. Ich muss sagen: 
Ich finde es erschreckend, dass den Palästinenserinnen 
und Palästinensern in der Debatte teilweise das 
Menschsein abgesprochen wird; das dürfen wir nicht 
zulassen. 


(Beifall bei der 
LINKEN) 


Das Mindeste wäre, eine sichere Passage aus Gaza 
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heraus zu gewährleisten, und Israel müsste zusichern, 
dass alle Zivilisten, die jetzt aus Gaza fliehen müssen, 
auch wieder zurückkehren können. 


Wie eng der Korridor der Debatte zu Israel 
hierzulande zum Teil ist, hat jüngst US-Senator Bernie 
Sanders erfahren müssen. Sanders, der aus einer 
europäisch-jüdischen Familie stammt, die viele 
Mitglieder während der Shoah verloren hat, und der 
selbst einige Zeit in einem Kibbuz in Israel lebte, war 
auf Deutschlandbesuch. SPD-Vorsitzende Saskia 
Esken verkündete öffentlichkeitswirksam, dass sie ihn 
nicht treffen wolle, weil er sich angeblich nicht klar 
genug an die Seite Israels gestellt habe. 


(Zuruf von der 
SPD) 


Zum Glück ging es ihm ähnlich wie den meisten 
Bürgern unseres Landes: Er wusste nicht, wer Frau 
Esken ist. 


(Beifall bei Abgeordneten der 
LINKEN) 


Ich habe manchmal den Eindruck, dass einige 
Mitglieder der Regierungsparteien gar nicht darüber 
nachdenken, wie ihre Aussagen eigentlich außerhalb 
der eigenen Filterblase ankommen, auch auf 
internationalem Parkett. 


Das bringt mich zu unserer Außenministerin 
Baerbock. Der schreckliche Angriffskrieg Russlands in 
der Ukraine tobt nach wie vor. Aber statt endlich die 
Lage realistisch einzuschätzen und auf eine 
diplomatische Lösung hinzuarbeiten, kommen von ihr 
immer wieder nur die gleichen Durchhalteparolen, 
wie zuletzt in Moldau. Man muss feststellen, dass die 
Sommeroffensive der Ukraine keine entscheidenden 
Geländegewinne gebracht hat, aber zu erheblichen 
Verlusten an Menschenleben geführt hat. Erkennen Sie 
endlich, dass es Diplomatie braucht, um diesen 
schrecklichen Krieg und das Sterben zu beenden! Da 
erwarte ich wirklich, dass Sie als Chefdiplomatin 
unseres Landes endlich anfangen, ihren Job zu machen. 


(Beifall bei der 
LINKEN) 


Es braucht hier einen Kurswechsel. Das gilt auch für 
die Sanktionspolitik der Bundesregierung. Die Wirt- 
schaftssanktionen schaden der russischen Wirtschaft 
nachweislich kaum, haben aber verheerende 
Auswirkungen auf unsere Wirtschaft. Der 
Wirtschaftsstandort Deutschland ist akut in Gefahr. 
Viele Menschen haben zu Recht Angst um ihren 
Arbeitsplatz. 


(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRUNEN]: Ist das die Auffassung Ihrer 
Fraktion? Oder Ihre? Unfassbar!) 


Wir brauchen die zuverlässige Versorgung mit 
bezahlbarer Energie für Wirtschaft und 
Privathaushalte. Auch hier brauchen wir echte 
Lösungen und keinen kopflosen, 
moralingeschwängerten Aktionismus, der unsere 
Gesellschaft immer weiter auseinandertreibt. 


Danke 
schön. 


Präsidentin Bärbel Bas: 


Als Nächster hat das Wort der fraktionslose 
Abgeord- nete Robert Farle. 


Robert Farle (fraktionslos): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr 
Bundeskanzler! Wir haben alle gemeinsam die 
Solidaritätsresolution mit Israel beschlossen und 
klar gegen jede Form des Antisemitismus in 
unserem Land Stellung bezogen. Deshalb stehe ich 
auch zu allen Punkten, die Sie zum Israelkonflikt, 
zu der Auseinandersetzung mit dem Terrorismus, 
zur Verhinderung eines Weltbrandes, zur 
Notwendigkeit, alle diplomatischen Möglichkeiten 
zu nutzen, um zu verhindern, dass das 
weitergeht, und auch zum Schutz der 
Zivilbevölkerung in diesem Konflikt gesagt haben. 


Was ich über alle Maßen hinaus beschämend finde, 
ist, dass zum Beispiel in Berlin und insbesondere in 
Friedrichshain-Kreuzberg nach 80 Jahren wieder 
jüdische Geschäfte und Wohnhäuser mit Davidsternen 
gekennzeichnet worden sind. Das darf es in 
Deutschland nicht geben! 


(Beifall bei Abgeordneten der 
AfD) 


Zur Ukraine teile ich Ihre Meinung aber zum Teil 
nicht, und das spreche ich auch ganz klar an. Der 
Sprecher des Nationalen Sicherheitsrates der USA, 
John Kirby, sagte kürzlich, dass die USA hinsichtlich 
der Unterstützung für die Ukraine am Ende 
angekommen sind. Ich teile die Auffassung vieler US- 
Politiker, die sagen: Die ukrainische Gegenoffensive ist 
gescheitert. — Ich sage an die Adresse von Frau 
Baerbock, auch an die unseres Verteidigungsministers 
Strack-Zimmermann 


(Heiterkeit bei Abgeordneten der 
CDU/CSU, des BUNDNISSES 90/DIE 
GRUNEN und der AfD) 


und aller, die immer wieder sagen: „Weiter Waffen lie- 
fern, weiter Geld in die Ukraine geben“: Man weiß am 
Ende nicht, wo es bleibt, weil die Ukraine 
bekanntermaßen eines der korruptesten Regime 
weltweit ist und viele Waffen für die Ukraine in den 
Konfliktgebieten dieser Welt auftauchen. 
Wahrscheinlich werden wir sogar sehen, dass sie bei 
der Hamas teilweise eingesetzt werden. 


Präsidentin Bärbel Bas: 
Kommen Sie bitte zum Schluss. 


Robert Farle (fraktionslos): 

Sehr geehrte Damen und Herren, notwendig sind 
ein Waffenstillstand — ich komme zum Schluss — 
und das Hochfahren aller diplomatischen 
Bemühungen, um diesen Krieg zum Ende zu 
bringen, damit nicht noch mehrUkrainer sterben. 
Wir dürfen nicht zu verantworten haben, dass wir 
die Ukrainer unter Druck setzen, Russland zu 
besiegen. Welch ein Irrsinn, — 


Präsidentin Bärbel Bas: 
Kommen Sie bitte zum Schluss. 


Robert Farle (fraktionslos): 

— den Sie auch noch propagieren, Herr Merz! Das 
geht gar nicht. Lassen Sie das BlackRock machen 
und all die Leute, die hinter Ihnen stehen. Aber wir 
als Deutschland — 


Präsidentin Bärbel Bas: 
Herr Farle! 


(Thorsten Frei [CDU/CSU]: 
Wegtreten!) 


Robert Farle (fraktionslos): 
— haben uns für den Frieden starkzumachen. 


Danke. 


Präsidentin Bärbel Bas: 
Als Nächste hat das Wort für die SPD-Fraktion 
Lena Werner. 


